
Chancenspiegel 





Bertelsmann Stiftung,  
Institut für Schulentwicklungsforschung (Hrsg.)

Chancenspiegel 
Zur Chancengerechtigkeit und Leistungsfähigkeit  
der deutschen Schulsysteme

Autoren und Autorin:
Nils Berkemeyer (IFS)
Wilfried Bos (IFS)
Veronika Manitius (IFS)

unter Mitarbeit von:
Rolf Strietholt (IFS)
Michael Kanders (IFS)
Burkhard Schwier



Bibliografische Information der Deutschen Nationalbibliothek

Die Deutsche Nationalbibliothek verzeichnet diese Publikation in der
Deutschen Nationalbibliografie; detaillierte bibliografische Daten
sind im Internet unter http://dnb.d-nb.de abrufbar.

© 2012 Verlag Bertelsmann Stiftung, Gütersloh

Verantwortlich: Dr. Nicole Hollenbach

Lektorat: Heike Herrberg, Bielefeld

Herstellung: Sabine Reimann

Umschlaggestaltung: Nadine Humann

Umschlagabbildung: © Veit Mette, Bielefeld

Satz und Druck: Hans Kock Buch- und Offsetdruck GmbH, Bielefeld

ISBN 978-3-86793-335-3

www.bertelsmann-stiftung.de/verlag



5

Inhalt

Vorwort	. .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   7

I	 Rahmenkonzept . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 11
	 1.	 Einleitung. .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 11
	 2.	� Gerechtigkeitstheorien als normative Bewertungsgrundlage von  

Schulsystemen . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 17
	 3.	 Zur Bedeutung des Schulsystems für eine moderne Gesellschaft . .  .  .  .  .  .  . 21
		  3.1	� Funktionen des Schulsystems und die Herausforderung seiner  

Gestaltung. .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 22
		  3.2	� Die Bedeutung der Schule für das Lernen –  

Schuleffektivitätsforschung. .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 23
	 4.	� Zusammenführung der theoretischen Ansätze: Entwurf einer  

gerechtigkeitstheoretischen Schultheorie . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 25
	 5.	 Die vier Gerechtigkeitsdimensionen des Chancenspiegels . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 29
	 6.	 Grenzen und Perspektiven . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 37

II	� Gerechtigkeitsdimensionen schulischer Bildung im Spiegel  
ausgewählter Indikatoren. .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 39

	 1.	 Zur Integrationskraft der Schulsysteme. .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 39
		  1.1	 Besondere Förderbedarfe und Beschulungsformen . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 40
		  1.2	 Ausbau und Besuch von Ganztagsschulen . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 47
	 2.	� Zur Durchlässigkeit der Schulsysteme und über Anschlüsse  

schulischer Bildung. .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 54
		  2.1	 Übergänge und Durchlässigkeit . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 55
		  2.2 	Anschlüsse . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 62
	 3.	 Zur Kompetenzförderung der Schulsysteme. .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 69
		  3.1 	 Die Förderfähigkeit der Schulsysteme . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 70
		  3.2 	Migrationshintergrund und soziale Herkunft . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 78



6

	 4.	 Zur Zertifikatsvergabe der Schulsysteme. .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   86
		  4.1	 Erworbene Abschlüsse . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   87
		  4.2	 Fehlende Abschlüsse . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   93
	 5.	 Zur Gerechtigkeit der deutschen Schulsysteme im Ländervergleich. . . . .   99

III	� Auf dem Weg zu mehr Gerechtigkeit – Aktivitäten der Länder zur  
individuellen Förderung. .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 105

	 1.	 Individuelle Förderung als Strategie für mehr Chancengerechtigkeit. .  .  .  . 105
	 2.	 Strategien zur Sprach- und Leseförderung – eine Analyse. .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 106
		  2.1	 Vorgehen und methodische Bemerkungen . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 107
		  2.2	� Aktivitäten der Sprach- und Leseförderung in den Ländern –  

eine Übersicht. .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 108
		  2.3	 Zusammenfassung . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 114

IV	 Fazit . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 117

V	 Anhang. .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 121
	 1.	 Anmerkungen . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 121
	 2.	 Literatur . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 122
	 3.	 Tabellenverzeichnis . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 138
	 4.	 Abbildungsverzeichnis . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 138
	 5.	 Die Autoren und die Autorin . .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 191 

Inhalt 



7

Vorwort

Für Kinder und Jugendliche sind Bildungschancen Lebenschancen. Aber gute Bil-
dung ist nicht nur der Schlüssel zu individuellem Erfolg, sondern auch für gesell-
schaftliche Integration. Gute Bildungschancen sind somit gleichermaßen ein Gebot 
der Fairness und Gerechtigkeit sowie eine entscheidende Grundvoraussetzung für 
Demokratie, Wohlstand und Zusammenhalt der ganzen Gesellschaft. 

Wir können es nicht hinnehmen, wenn der Bildungserfolg in erheblichem Maße 
von der Herkunft abhängt. In Deutschland ist das aber der Fall – dafür haben uns 
vor allem die PISA-Studien die Augen geöffnet. Seit dem ersten »PISA-Schock« hat 
sich viel getan in Deutschland: Bildungsstandards, Vergleichsarbeiten und Schul-
inspektionen wurden eingeführt und damit wurde sukzessive ein neues Paradigma 
outputorientierter Steuerung im Schulwesen etabliert. Manches ist unumstritten, 
wie der Ausbau der Ganztagsschulen, manches wird kontrovers diskutiert, wie die 
Verkürzung der Schulzeit. Nach zehn Jahren können wir konstatieren, dass es er-
freulicherweise Fortschritte gibt: Die Leistungen der deutschen Schüler sind im 
internationalen Vergleich besser geworden und auch die Abhängigkeit des Bildungs-
erfolgs von der Herkunft hat sich etwas abgemildert. Für eine Entwarnung ist es 
aber zu früh. Denn der Einfluss der Herkunft ist in Deutschland nach wie vor ent-
scheidend. Und die Vielfalt in den Schulen wird weiter steigen – nicht nur wegen 
des demographischen Wandels, sondern auch wegen der Herausforderung durch 
die UN-Konvention, ein inklusives Bildungssystem zu entwickeln.

In der Bevölkerung gibt es die ausgeprägte Erwartung, dass das Bildungssystem 
für sozialen Aufstieg sorgt – und für gute Leistungen. 72 Prozent der Befragten 
meinten 2011 in einer repräsentativen Umfrage von TNS Emnid im Auftrag der 
Bertelsmann Stiftung, es sei eine außerordentlich oder sehr wichtige Aufgabe des 
Bildungssystems, dass auch Benachteiligte in unserer Gesellschaft sozial aufsteigen 
können. Genauso viele Menschen sahen es als Aufgabe des Bildungssystems, dass 
besonders begabte Schülerinnen und Schüler ihr Potenzial ausschöpfen. Tatsäch-
lich muss unserem Bildungssystem beides gelingen: für faire Chancen zu sorgen 
und für herausragende Leistungen. In der deutschen Bildungsdebatte der letzten 
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Jahrzehnte schien das oft ein unüberbrückbarer Gegensatz: Die einen kämpften für 
Bildungsgerechtigkeit, die anderen für Leistungsfähigkeit. PISA-Spitzenreiter wie 
Kanada sehen darin keinen Widerspruch und schaffen es unter dem Motto »Equity 
and Excellence«, beide Ziele anzustreben und zu verwirklichen.

Auch in Deutschland muss dieser vermeintliche Widerspruch in den Bildungs-
debatten und Bildungspolitiken überwunden werden. Nur ein Bildungssystem, das 
leistungsfähig ist, ist chancengerecht und nur ein chancengerechtes Bildungssys-
tem ist leistungsfähig.

Der Chancenspiegel versucht, beide Perspektiven in den Blick zu nehmen. Er 
fokussiert dabei bewusst auf das Schulsystem, ohne damit die Bedeutung der früh-
kindlichen Bildung für Lebenschancen infrage zu stellen. Natürlich lässt sich über 
die voraussetzungsreichen und vieldeutigen Begriffe »Chancengerechtigkeit« und 
»Leistungsfähigkeit« trefflich streiten und erst recht über ihre Explikation und Spe-
zifikation in Dimensionen und Indikatoren. An dieser Stelle möchten wir Prof. Dr. 
Wilfried Bos, Dr. habil. Nils Berkemeyer und Veronika Manitius vom Institut für 
Schulentwicklungsforschung an der Technischen Universität Dortmund herzlich 
danken, dass sie sich der Herausforderung gestellt haben und sich in dieser komple-
xen Debatte mit einem theoretisch plausiblen Ansatz positionieren. Danken möch-
ten wir auch dem wissenschaftlichen Beirat, namentlich Prof. Dr. Rolf Becker, Prof. 
Dr. Isabell van Ackeren, Prof. Dr. Thomas Rauschenbach, Prof. Dr. Knut Schwippert 
und Prof. Dr. Horst Weishaupt. Der Beirat hat mit seinen durchaus kritischen, aber 
hilfreichen Anregungen den Chancenspiegel einer ersten Überprüfung durch die 
Fachöffentlichkeit unterzogen und damit zu dessen Qualität beigetragen.

Der hier vorgelegte Ansatz von Prof. Dr. Bos und seinem Team am Institut für 
Schulentwicklungsforschung nimmt Bezug auf die derzeit wichtigsten Theorien 
über Chancengerechtigkeit und verbindet sie mit schultheoretischen Ansätzen. Der 
daraus abgeleitete Begriff der Chancengerechtigkeit bezieht sich sowohl auf die 
Überwindung von Nachteilen als auch auf die Entwicklung von Potenzialen. Ein 
Schulsystem, das sich diesem Anspruch der Chancengerechtigkeit stellt, muss inte-
grieren, durchlässig sein, Kompetenzen vermitteln und Leistungen durch entspre-
chende Zertifikate anerkennen. Diese im Chancenspiegel implizierten Dimensio-
nen von Chancengerechtigkeit sind sicher nicht für alle Bildungsforscher erschöp-
fend, können aber in der öffentlichen Debatte eine hohe Plausibilität beanspruchen.

Bei der Operationalisierung dieser Dimensionen stößt der Chancenspiegel auf 
Grenzen des Machbaren, die insbesondere von der Datenverfügbarkeit gesetzt wer-
den. Auch die Herausgabe von Daten durch die zuständigen Stellen in Deutschland 
ist nicht immer problemlos, sobald es um einen möglichen Vergleich der Bundes-
länder geht.

Der Chancenspiegel erhebt deshalb nicht den Anspruch, mit seinen Dimensio-
nen und Indikatoren die Frage nach Chancengerechtigkeit abschließend zu klären. 
Sehr wohl aber versteht er sich als ein ergänzendes Instrument der Bildungsbericht-
erstattung, das die öffentliche Aufmerksamkeit auf zentrale Befunde und Heraus-
forderungen im Schulsystem fokussieren möchte. Wie steht es um die Chancen von 
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Kindern und Jugendlichen mit und ohne Behinderung, gemeinsam zu lernen? Wel-
che Chancen haben Schülerinnen und Schüler, eine Ganztagsschule zu besuchen? 
Wie hoch sind die Chancen von benachteiligten Kindern, ein Gymnasium zu besu-
chen? Wie ausgeprägt sind die Risiken, in eine niedrigere Schulform wechseln oder 
sitzen bleiben zu müssen? Welche Chancen haben Jugendliche auf einen guten 
Übergang von der Schule in die Berufsausbildung? Wie sind ihre Chancen, ihre 
Kompetenzen in der zentralen Kulturtechnik des Lesens zu entfalten? Wie hoch ist 
die Chance, die Hochschulreife zu erlangen? Wie hoch das Risiko, die Schule ohne 
Abschluss verlassen zu müssen? An diesen Fragen kommt eine Gesellschaft nicht 
vorbei, wenn sie allen eine faire gesellschaftliche Teilhabe ermöglichen möchte. 
Diesen Fragen müssen sich die Bildungsverantwortlichen in den Ländern stellen. 
Und bei der Lösung können erfolgreichere Länder weniger erfolgreichen Ländern 
Wege weisen – das ist der Sinn des im Chancenspiegel vorgenommenen Länderver-
gleichs.

Der erste hier vorgelegte Chancenspiegel ist eine Bestandsaufnahme, die einen 
Ausgangspunkt für die Debatte um die Chancengerechtigkeit und Leistungsfähig-
keit der Schulsysteme in den Bundesländern markiert. Gemeinsam mit dem Insti-
tut für Schulentwicklungsforschung wollen wir die (fach-)öffentliche Debatte anre-
gen und hoffen, dass die erhöhte Aufmerksamkeit für Fairness im Schulsystem 
positiven Entwicklungen Rückenwind verleiht. Welche Entwicklungen es bei der 
Chancengerechtigkeit in den letzten Jahren gegeben hat, wird Gegenstand des 
nächsten Chancenspiegels sein.

Für Fakten und Herausforderungen zu sensibilisieren, ist die eine Seite der Me-
daille. Die andere Seite ist die Entwicklung von Lösungen. Die Abhängigkeit des 
Bildungserfolgs von der Herkunft wird nur dann durchbrochen werden, wenn es 
gelingt, Kinder und Jugendliche besser individuell zu fördern. Auch hier möchte 
der Chancenspiegel einen Beitrag leisten, indem er Strategien individueller Förde-
rung in den zentralen Feldern der Sprach- und Leseförderung in den Bundeslän-
dern darstellt – und dazu anregt, voneinander zu lernen.

Wir laden mit dem Chancenspiegel alle Bildungsinteressierten ein, sich an der 
Debatte über die Bildungschancen von Kindern und Jugendlichen in unserem Land 
zu beteiligen. Wir sind überzeugt, dass diese Debatte intensiv und lösungsorientiert 
geführt werden muss. Denn hier entscheidet sich die Zukunftsfähigkeit unserer 
Gesellschaft: Bildungschancen sind Lebenschancen.

Dr. Jörg Dräger	 Ulrich Kober
Mitglied des Vorstands	 Director
der Bertelsmann Stiftung	� Programm Integration und Bildung
	 der Bertelsmann Stiftung
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I Rahmenkonzept

1. Einleitung

Die Länder der Bundesrepublik Deutschland verfügen über die Hoheit in Fragen 
der Schulbildung und sind somit in der Verantwortung für einen sehr bedeutsamen 
bildungsbiografischen Abschnitt von Kindern und Jugendlichen. Wenngleich die 
Bedeutung frühkindlicher Bildung zunehmend erkannt und auch in Rechnung ge-
stellt wird (Roßbach und Blossfeld 2008), bleibt Schule doch der zentrale Ort zur 
Vergabe von Lebenschancen, sei es beim Übergang von der Grundschule in die 
weiterführende Schule oder beim Erwerb von Abschlüssen, die den Zugang zur 
Berufsbildung und Hochschulbildung regeln. Im Chancenspiegel werden wir daher 
fast ausschließlich die Schulsysteme der Bundesländer in den Blick nehmen und 
fragen, was sie für die Chancengerechtigkeit zu leisten vermögen. 

Hierbei spielen ganz unterschiedliche Aspekte eine Rolle. Wie stark ist beispiels-
weise die Kopplung von sozialer Herkunft und Leistung? Wie gelingt es Schulsyste-
men, alle Kinder und Jugendlichen gemeinsam lernen zu lassen? Können Schüle-
rinnen und Schüler im Laufe ihrer Bildungsbiografie Schulformen so wechseln, 
dass ihnen höhere Abschlüsse ermöglicht werden? Wie hoch ist der Anteil von Ju-
gendlichen ohne Schulabschluss und demzufolge mit nur geringen Teilhabewahr-
scheinlichkeiten an beruflichen, kulturellen und politischen Aktivitäten? Dies sind 
nur einige der zentralen Fragen, die wir behandeln wollen, um ein umfassendes, 
wenn auch nicht vollständiges Bild von Chancengerechtigkeit in den Schulsystemen 
der Bundesrepublik zu zeichnen.

Wir stehen dabei vor der bekannten Herausforderung, über 16 Schulsysteme 
sprechen zu müssen, die sich ihrer Gestalt und ihrem Aufbau nach mehr oder we-
niger ähnlich bzw. unähnlich sind (van Ackeren und Klemm 2009; von Friedeburg 
1989). Jedes Bundesland wird für Abweichungen im Aufbau und in der Struktur 
seines Schulsystems von anderen Schulsystemen gute Gründe haben – und kein 
Land wird wohl sagen, dass es in Sachen Schulbildung einem anderen unterlegen 
sei, oder gar, dass es ein ungerechteres Schulsystem habe als ein anderes. Dennoch 
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sind genau solche Aussagen impliziter Bestandteil aktueller empirischer Bildungs-
forschung. In diesen Arbeiten wird analysiert, dass beispielsweise der Besuch eines 
Gymnasiums in allen Bundesländern für Schülerinnen und Schüler aus unteren 
Schichten selbst bei gleichen Leistungen unwahrscheinlicher ist als für solche aus 
oberen Schichten. Zudem zeigen diese Forschungen, dass die Differenzen zwischen 
den Ländern unterschiedlich ausgeprägt sind. Dies ist kein unbedeutendes Problem 
für die Bildungspolitik und entsprechend wurden seit den ersten Befunden dieser 
Art vielfältige Bemühungen unternommen, dem beschriebenen Sachverhalt zu be-
gegnen. 

Dass solche Bemühungen nicht neu sind, zeigt sich bei der Betrachtung von 
Traditionslinien in Gerechtigkeitsdiskussionen, wonach bereits in den 1960er Jah-
ren die Diskussionen um »Bildung als Bürgerrecht« (Dahrendorf 1965) und um die 
Bereitstellung von Humankapital für die Gesellschaft (vgl. auch Picht 1964) virulent 
waren. Die Debatten und bildungspolitischen Anstrengungen um Chancengleich-
heit seit den Befunden aus Bildungsforschungsstudien wie PISA und IGLU sind 
somit nicht gänzlich neu; vielmehr gilt die Sicherung der Teilnahme am gesell-
schaftlichen Leben durch Chancengleichheit hierzulande als eine schon lange für 
gesellschaftlich relevant erachtete Herausforderung. 

Die Notwendigkeit einer Reaktion auf solche Befunde, wie etwa in PISA 2000, 
lässt sich mit einer zentralen Aussage des renommierten Gerechtigkeitstheoretikers 
John Rawls (1979) begründen, welche besagt, dass Institutionen1 gerecht zu sein 
hätten. Dies führt zum eigentlichen Thema des Chancenspiegels: Er versucht weni-
ger zu analysieren, welche Ungleichheiten innerhalb der Schulsysteme und zwi-
schen ihnen bestehen, sondern er greift die Frage auf, wie gerecht die 16 deutschen 
Schulsysteme sind. Um sie zu beantworten, sind allerdings Analysen hilfreich, die 
diese Ungleichheiten aufzeigen. 

Wie auch immer die Bemühungen für mehr Chancengerechtigkeit aussehen 
mögen: Es bleibt die Frage, ob 16 unterschiedliche Schulsysteme gleich gerecht sein 
können. Die bloße Behauptung, sie seien es, überzeugt allein sicher nicht und ist 
intuitiv auch nicht plausibel. Was aber macht die Gerechtigkeit eines Schulsystems 
aus und wie kann man sie messen? 

Inhalt

Der Chancenspiegel ist so konzipiert, dass er nach der hier vorgelegten Beschrei-
bung der Ausgangslage in den Schulsystemen der Bundesländer auch in den kom-
menden Jahren regelmäßig erscheint, um etwaige Entwicklungen und Veränderun-
gen sichtbar zu machen. Der hier vorliegende erste Chancenspiegel gliedert sich in 
drei Teile. Im ersten Teil erläutern wir vor allem seine Konzeption. Im zweiten Teil 
diskutieren wir Ausprägungen von Indikatoren aus vier von uns im ersten Teil her-
ausgearbeiteten Gerechtigkeitsdimensionen: »Integrationskraft«, »Durchlässigkeit«, 
»Kompetenzförderung« und »Zertifikatsvergabe«. Dabei werden die Befunde ge-
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rahmt von Bezügen zu Studien aus der empirischen Bildungsforschung. Damit 
wird immer auch der aktuelle Forschungsstand berichtet. Dieses ist zugleich der 
umfassendste und auch zentrale Teil, der von einer zusammenfassenden Gesamt-
darstellung beschlossen wird. 

Im dritten Teil des Chancenspiegels wird ein besonderer Aspekt aus dem The-
menbereich »individuelle Förderung« dargestellt. Damit verschieben wir den Fokus 
von der Situationsanalyse hin zur Beschreibung von Aktivitäten und Maßnahmen, 
die in den Ländern initiiert werden, um Schülerinnen und Schüler besser zu för-
dern. Das übergreifende Thema »individuelle Förderung« hat sich angeboten, da es 
derzeit als zentraler Weg hin zu mehr Chancengerechtigkeit gilt. Im ersten Chan-
censpiegel berichten wir hier über die Sprach- und Leseförderung, wobei wir zen
trale Strategien und einzelne Beispiele vorstellen (vgl. hierzu auch die aktuellen 
Bemühungen der Kultusministerkonferenz, KMK 2011a). Damit orientieren wir 
uns auch an der zunehmenden Forderung, indikatorengestützte Berichte um quali-
tative Elemente zu ergänzen, die beispielsweise problemorientiert Aktivitäten und 
Entwicklungsfelder aus Bildungsbereichen behandeln (Döbert 2010). 

Die zukünftigen Chancenspiegel werden einen anderen Aspekt der individuel-
len Förderung als Themenschwerpunkt haben.

Methodische Hinweise

Bereits im Jahr 2009 hat die Bertelsmann Stiftung eine Machbarkeitsstudie in Auf-
trag gegeben mit dem Ziel, die Messbarkeit von Chancengerechtigkeit zu prüfen. 
Der Autor und die Autorin dieser Studie (Döbert und Seeber 2009) kamen unter 
anderem zu dem Ergebnis, dass ein Instrument wie der Chancenspiegel – im Unter-
schied zu den umfassenderen und breiter angelegten nationalen, landesweiten oder 
kommunalen Bildungsberichten – ein relevanter Beitrag zur Thematik sein kann. 

Durch die ausdrückliche Problemfokussierung auf die Bildungschancen und die 
Chancengerechtigkeit kommt es hier zu einer Konzentration von Daten, die in die-
ser Form für Bildungsberichte untypisch ist. Zudem unterscheidet sich der Chan-
censpiegel in der Herleitung und Begründung der ausgewählten Dimensionen. In 
diesem Punkt versteht er sich nicht nur als ein Instrument für eine breite öffentli-
che Berichterstattung, sondern auch als Beitrag zur wissenschaftlichen Unter
suchung von Chancengerechtigkeit. Sein Anspruch besteht somit darin, einen öf-
fentlichen Beitrag zur Diskussion von Chancengerechtigkeit zu liefern, der 
Bildungspolitik, Bildungsadministration, Bildungsforschung und eine interessierte 
Öffentlichkeit gleichermaßen anspricht. 

Dabei bietet der Chancenspiegel ein erstes Interpretationsangebot für die Leser
innen und Leser. Wie bei anderen Bildungsberichtsystemen sind die kontinuierli-
che Fortschreibbarkeit, die Repräsentativität sowie die Anforderungen an die Daten 
Merkmale des Aufbaus und der Konzeption (Rürup, Fuchs und Weishaupt 2010; 
Döbert und Klieme 2010). Insbesondere die Anforderungen der Repräsentativität 
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und Datengüte führen auch im Chancenspiegel dazu, dass auf quantitative Daten 
der amtlichen Statistik, der KMK-Statistik sowie größerer Studien der Bildungsfor-
schung zurückgegriffen wird. Herangezogen werden eine Reihe von Indikatoren, 
die bereits in der Machbarkeitsstudie als sinnvoll und geeignet herausgearbeitet 
worden sind. 

Für die Entwicklung des Chancenspiegels wurden außerdem vorab Expertenin-
terviews sowohl mit Vertretungen aus der Wissenschaft als auch von Verbänden 
und Gewerkschaften geführt, um das Potenzial dieses Instruments zu diskutieren. 
Alle Interviewten begrüßten grundsätzlich ein solches Instrument und gaben Aus-
gestaltungsvorschläge, die in Teilen auch realisiert werden konnten. Schließlich 
wurde die Entwicklung des Chancenspiegels durch den Austausch mit dem wis-
senschaftlichen Beirat sowie weiteren »Critical Friends« begleitet. An dieser Stelle 
sei allen Beteiligten nochmals für die kritisch-konstruktive Zusammenarbeit ge-
dankt.

Für die Darstellung der Indikatoren haben wir auf einen expliziten Länderver-
gleich mit Darstellung eines Einzelplatzrankings verzichtet und greifen stattdessen 
auf einen Gruppenvergleich zurück (vgl. Abb. 1).

Bei der Bildung zu vergleichender Ländergruppen kann man entweder empi-
risch, also anhand der beobachteten Werte, oder aber normativ, also nach bestimm-
ten, an Empirie orientierten Setzungen (z. B. Quartilbildung) vorgehen. Beide Vari-
anten haben Vor- und Nachteile. Im Chancenspiegel haben wir uns für eine norma-
tive Einteilung der Gruppen entschieden. Unsere Setzung teilt die Länder in drei 
Gruppen ein: Zur oberen Gruppe gehören die Länder, die in Bezug auf den berich-
teten Indikator auf den Rangplätzen eins bis vier liegen, die also zu den oberen 
25 Prozent der Bundesländer gehören. Bei 16 Bundesländern folgt daraus, dass so 
immer vier Länder in der oberen Gruppe sind. Die mittlere Gruppe besteht aus den 
mittleren 50 Prozent (also acht Ländern, die auf den Rangplätzen 5 bis 12 liegen) 
und die untere Gruppe aus den unteren 25 Prozent (die vier Länder auf den Rang-
plätzen 13 bis 16). Für den Sonderfall, dass ein Land auf dem fünften Platz densel-
ben Wert erreicht wie das Land auf dem vierten Rangplatz, wird der vierte Platz 
doppelt vergeben, und entsprechend gehören dann zur oberen Gruppe fünf Länder. 

Die Vergabe der Rangplätze besagt zunächst nichts darüber, ob der Unterschied 
zwischen zwei Plätzen signifikant, also statistisch bedeutsam ist. Vielmehr wird es 
nur selten vorkommen, dass benachbarte Rangplätze auf signifikanten Unterschie-
den beruhen. Daher ist die von uns gewählte Gruppenbildung vorteilhaft, denn sie 
führt dazu, dass sich die obere mit der unteren Gruppe kontrastiv vergleichen lässt. 
Die hierbei zu beobachtenden Unterschiede sind inhaltlich allemal relevant. Inner-
halb der Gruppen haben wir auf die Benennung der konkreten Platzierungen ver-
zichtet – die Länder werden jeweils in alphabetischer Reihenfolge aufgelistet –, weil 
wir weniger auf ein Länderranking abheben als vielmehr auf eine inhaltliche Dis-
kussion von Chancengerechtigkeit. Der Vergleich der »Extreme« (obere und untere 
25 %) ist also ein methodisches Mittel für die inhaltliche Interpretation der Daten. 
Für die hier exemplarisch angeführte Abbildung ergibt sich nun folgende Lesart: 
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Abbildung 1: �Beispiel zur Gruppendarstellung: Anteil der Schüler im Ganztags­
betrieb an allen Schülern, Primar- und Sekundarstufe I, 2009

Länder mit höheren 
Anteilen an GTS-Schülern
Berlin
Hamburg
Sachsen
Thüringen

Länder mit mittleren 
Anteilen an GTS-Schülern
Baden-Württemberg
Brandenburg
Bremen
Hessen
Mecklenburg-Vorpommern
Niedersachsen
Nordrhein-Westfalen
Schleswig-Holstein

Länder mit niedrigeren 
Anteilen an GTS-Schülern
Bayern
Rheinland-Pfalz
Saarland
Sachsen-Anhalt

Anteil der Ganztagsschüler

55,8

27,7

12,0

0 5 10 15 20 25 30 35 40 45 50 55 60 65 70 75

GTS = Ganztagsschule 
Angaben in Prozent

Die Überschrift informiert über den Gegenstand der Abbildung. In unserem Beispiel 
wäre dies also der Anteil der Schüler2, die schulische Ganztagsangebote nutzen, an 
allen Schülern im Primarbereich und in der Sekundarstufe I. Hierbei wird für die 
obere Gruppe der Länder ein durchschnittlich erreichter Anteil an Schülern im Ganz-
tagsbetrieb von 55,8 Prozent ersichtlich, welcher mit einer schwarzen Markierung 
angezeigt wird. Zudem kann der Abbildung für die obere Ländergruppe entnommen 
werden, dass in dem Bundesland mit dem höchsten Anteil über 70 Prozent der Schü-
lerinnen und Schüler Ganztagsangebote nutzen (Ende des Balkens). Das Bundesland 
am Ende der oberen Gruppe liegt bei 45 Prozent (Anfang der grün eingefärbten Flä-
che). Somit signalisiert diese Abbildung den höchsten und niedrigsten Wert inner-
halb einer Gruppe und zeigt den Mittelwert an. Der blaue und der orange Balken der 
mittleren und unteren Ländergruppe können nun entsprechend gelesen werden. 

Die Gesamtschau der Abbildung kann genutzt werden, um Mittelwerte zwi-
schen den Gruppen zu vergleichen, aber auch um Extremwerte gegenüberzustellen 
und um zu verdeutlichen, dass in den Gruppen jeweils sehr große Spannweiten 
zwischen den Einzelwerten der Länder bestehen können. So kann beispielsweise 
auch der höchste mit dem niedrigsten Anteil verglichen werden. Die Länder sind 
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vor dem jeweiligen Balken, der die obere, mittlere oder untere Ländergruppe dar-
stellt, alphabetisch, nicht der Rangreihe nach notiert. Diese Form der Abbildung 
wurde soweit möglich durchgehend gewählt. Mit dieser Wahl der Darstellung kon-
zentrieren wir uns auf eine kontrastive Betrachtung insbesondere der oberen und 
unteren Gruppe, also immer auf die Länder, die vergleichsweise erfolgreicher und/
oder engagierter sind als andere, und auf die Länder, die im Vergleich am wenigsten 
erfolgreich und/oder engagiert sind. 

An einigen Stellen haben wir sogenannte Kreuzabbildungen verwendet. Dabei 
werden zwei inhaltliche Dimensionen zusammenführend dargestellt. Bekannt sind 
solche Abbildungen, um beispielsweise den Zusammenhang von sozialer Herkunft 
und Schulleistung vergleichend aufzuzeigen. Unsere Kreuzabbildungen können 
auf Zusammenhänge hinweisen, stellen aber keinen kausalen Zusammenhang dar. 

Diese Darstellung bewahrt das erkenntnisrelevante Moment des Vergleichs, 
nimmt jedoch die Schärfe eines eindeutigen Rankings von Ländern. An einem sol-
chen Ranking ist der Chancenspiegel nicht interessiert. Vielmehr geht es darum, 
Spannweiten der Leistungsfähigkeit der Schulsysteme vergleichend darzustellen. 
Dabei ist der hier vorgenommene Vergleich zunächst relativ. Wir zeigen vorerst nur 
das Verhältnis von Ländergruppen zueinander, ohne dabei schon unmittelbar Aus-
sagen über die Gerechtigkeit treffen zu können. Denn selbst wenn ein Land sich in 
der oberen Gruppe befindet, kann man die Auffassung vertreten, dass es in Bezug 
auf den entsprechenden Indikator doch notwendig sei, deutlich höhere Werte zu 
erreichen. Eine absolute Kennzahl für Gerechtigkeit bezogen auf die ausgewählten 
Indikatoren gibt es nicht. 

Der Chancenspiegel wird in seiner Fortschreibung in den nächsten Jahren durch 
einen Zeitreihenvergleich jedoch zusätzliche Informationen und Erkenntnisse an-
bieten. Vorerst bleibt es mit diesem ersten Chancenspiegel bei einer Bestandsauf-
nahme, die in dieser Form einzigartig ist und die bereits jetzt auf deutliche Unter-
schiede zwischen den oberen und unteren Ländergruppen in den ausgewählten 
Dimensionen hinweist. 

Ziel des Chancenspiegels ist somit, auf mögliche Handlungsbedarfe der Schul-
systeme im zentralen Bereich der Chancengerechtigkeit aufmerksam zu machen. 
Dabei wird er in den kommenden Jahren auch Entwicklungen nachzeichnen, die 
Hinweise darauf geben, ob es den deutschen Schulsystemen gelingt, mehr Chan-
cengerechtigkeit zu gewährleisten. Um über solche Entwicklungen sinnvoll spre-
chen zu können, reicht es allerdings aus unserer Sicht nicht, allein Ungleichheiten 
zwischen den Bundesländern zu benennen. Es muss vielmehr auch über Maßstäbe 
der Gerechtigkeit diskutiert werden. Hierzu liefert der Chancenspiegel einen ersten 
Beitrag. Dabei hilft einerseits der Vergleich der Länder. Zudem dürfte es aber eben-
falls hilfreich sein, einige grundsätzliche Überlegungen anzustellen, die einen Ein-
blick in das ermöglichen, was als Gerechtigkeit im Schulsystem überhaupt vorstell-
bar ist. Dies soll hier in der gebotenen Kürze erfolgen, wobei wir mit Nobelpreisträ-
ger Amartya Sen davon ausgehen, dass die meisten Theorien und Ansätze die 
gleiche Stoßrichtung haben: 



17

� Gerechtigkeitstheorien als normative Bewertungsgrundlage von Schulsystemen

»Automatisch werden Differenzen zwischen verschiedenen Theorien nicht ver-
schwinden, aber es ist beruhigend, dass die Verfechter unterschiedlicher Theorien 
der Gerechtigkeit nicht nur ein gemeinsames Ziel haben, sondern in ihren jeweili-
gen Denkansätzen auch auf die gleichen menschlichen Eigenschaften bauen. Weil 
wir diese elementaren Fähigkeiten besitzen – verstehen, mitfühlen, argumentieren 
können –, sind wir nicht unausweichlich zu einem isolierten Leben ohne Kommu-
nikation und Zusammenarbeit verdammt. Es ist schlimm genug, dass es in der 
Welt, in der wir leben, so viele Deprivationen gibt (vom Hungerleiden bis zum Lei-
den unter Tyrannei); noch schrecklicher wäre es, wenn wir nicht kommunizieren, 
reagieren und streiten könnten« (Sen 2010: 443). 

2. �Gerechtigkeitstheorien als normative Bewertungsgrundlage  
von Schulsystemen

Für diesen Dialog über die Gerechtigkeit der Schulsysteme sollen nachfolgend einige 
wenige Punkte aus der gerechtigkeitstheoretischen Debatte dargestellt werden, ohne 
auf dahinterliegende Begründungszusammenhänge weiter einzugehen. Wir bezie-
hen uns dabei auf die Arbeiten von John Rawls (1979, 2006), Amartya Sen (1999, 2010) 
und Axel Honneth (2000, 2007, 2010, 2011). Diese Autoren wurden als Bezugspunkte 
der Debatte ausgewählt, weil sie jeweils prominent eine spezifische Sichtweise inner-
halb des gerechtigkeitstheoretischen Diskurses vertreten (Stojanov 2008). Mit der Be-
tonung von Gerechtigkeit wird theoretisch explizit auch auf eine im Sinne von Haber-
mas ethische Dimension (Habermas 1981a, 1981b) institutioneller Bildung abgeho-
ben und zugleich daran erinnert, dass sich pädagogisches Handeln nicht nur auf der 
Individualebene, sondern auch auf einer institutionellen Ebene ethischen Prämissen 
zu unterwerfen hat. Dabei geht es nicht um eine simplifizierende Moralisierung, son-
dern um einen Dialog, der genauso dem Prinzip Verantwortung (Jonas 1979) sowie der 
kommunikativen Diskursrationalität von Habermas (1981a, 1981b) Rechnung trägt. 

John Rawls vertritt eine Position, die vor allem die Regeln gesellschaftlicher Ins-
titutionen betont. Zur Bildung solcher Regeln schlägt er zwei sogenannte Gerech-
tigkeitsprinzipien vor:
»a) Jede Person hat den gleichen unabdingbaren Anspruch auf ein völlig adäquates 

System gleicher Grundfreiheiten, das mit demselben System von Freiheiten für 
alle vereinbar ist.

b) Soziale und ökonomische Ungleichheiten müssen zwei Bedingungen erfüllen: 
erstens müssen sie mit Ämtern und Positionen verbunden sein, die unter Bedin-
gungen fairer Chancengleichheit allen offenstehen; und zweitens müssen sie 
den am wenigsten begünstigten Angehörigen der Gesellschaft den größten Vor-
teil bringen (Differenzprinzip)« (Rawls 2006: 78).

Der Beitrag Rawls ist besonders unter Berücksichtigung des zweiten Prinzips in  
der Anwendung auf das Schulsystem bedeutsam. Vor allem das Unterschiedsprin-
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zip (oder Differenzprinzip) scheint für die Diskussion über Gerechtigkeit im Schul-
system von Bedeutung, weil Rawls hier gleichsam eine Verteilungsregel an die 
Hand gibt, deren Einhaltung empirisch geprüft werden kann. Dabei zeigt sich, dass 
die Institution Schule die Forderungen des zweiten Gerechtigkeitsprinzips derzeit 
eher nicht erfüllt. Folgt man Rawls, muss Schule als gesellschaftliche Institution so 
gestaltet sein, dass auch und gerade die zufällig schlechter gestellten Kinder, also 
diejenigen, die in arme Verhältnisse hineingeboren werden oder über weniger na-
türliche Ressourcen verfügen, fair behandelt werden und sie aufgrund dieser zufäl-
ligen Eigenschaften, die sie nicht selbst zu verantworten haben, keine zusätzlichen 
Nachteile erfahren. Die Diskussion über Mindeststandards im Schulsystem (Klieme 
und Laukart 2003) kann in dieser Hinsicht verstanden werden (auch Giesinger 2007, 
2011). 

Die Theorie der Gerechtigkeit von Sen verschiebt die Perspektive von den Insti-
tutionen hin zum einzelnen Menschen. Nicht mehr allein staatliche Regelungen 
zur Verteilung von Gütern sollten demnach Beachtung finden, sondern die Befähi-
gungen (Capability Approach) zur freien Wahl des Lebensstils der einzelnen Men-
schen sowie die Bedingungen, unter denen der Mensch seine Befähigungen er-
wirbt. 

»Institutionen und Regeln üben natürlich großen Einfluss auf das Geschehen 
aus, deshalb sind sie wichtig, und zur gegenwärtigen Welt gehören sie ebenfalls, 
aber die tatsächliche Wirklichkeit geht weit über das Bild der Organisationen hinaus 
und schließt das Leben ein, das Menschen führen – oder nicht führen können« (Sen 
2010: 47).

Sen nähert sich damit der Prozessebene. Er interessiert sich für die »Compre-
hensive Outcomes«3, die umfassenden Ergebnisse, die eben die Bedingungen, un-
ter denen sie erzielt werden, miteinschließen. Im Unterschied dazu sei die Betrach-
tung des »Culmination Outcome«, also der Ergebnisse, die von den Bedingungen 
ihrer Entstehung abstrahieren, zu kurz gegriffen. Dieser Hinweis auf »Comprehen-
sive Outcomes« führt beim Übertrag auf das Schulsystem dazu, Gerechtigkeit auch 
unter Einbeziehung von Prozessmerkmalen (z. B. Wiederholerquoten) zu beurteilen 
und darüber hinaus Dinge zu berücksichtigen, die nicht unmittelbar durch die Re-
gelungen des Schulgesetzes abgedeckt sind. Der aktuell an Bedeutung gewinnende 
Bereich des informellen oder nonformalen Lernens könnte ebenfalls in diesem 
Sinne verstanden werden. In einer didaktisch gewendeten Mikroperspektive wäre 
es zudem denkbar, den Aspekt der freien Wahl der Lebensstile als Aufforderung zur 
Demokratisierung von Schule insgesamt aufzufassen. Dabei würde mit vermehrten 
Mitbestimmungsmöglichkeiten der Schülerinnen und Schüler zugleich ihre Ver-
antwortung für ihr eigenes Handeln und Lernen proportional wachsen. Aktuell gibt 
es in dieser Diskussion einige Beiträge in der Erziehungswissenschaft (Otto und 
Ziegler 2008; Beutel und Fauser 2009).

Die dritte hier zu nennende Perspektive, die von Axel Honneth, rückt die Inter-
aktion zwischen Menschen und die in diesen Interaktionen stattfindenden Aner-
kennungsprozesse in den Mittelpunkt. Rechtsgleichheit (Sphäre der politischen Öf-
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fentlichkeit), Bedürfnisgerechtigkeit (Sphäre der persönlichen Beziehungen) und 
Leistungsgerechtigkeit (Sphäre marktwirtschaftlichen Handelns) werden dabei als 
Leitprinzipien der drei (als sittlich klassifizierten) Sphären moderner Gesellschaf-
ten benannt. In Bezug auf Schule erscheint die Frage bedeutsam, welches Leitprin-
zip besonders relevant ist. Es dürfte klar sein, dass sich im schulischen Raum unter-
schiedliche Sphären überschneiden, womit ein bekanntes Grundproblem institutio-
neller Erziehung und Bildung gerechtigkeitstheoretisch neu beschrieben ist. Es 
kommt also zu Konkurrenzen zwischen den Prinzipien. In Anlehnung an Honneth 
ist nun unter einer gerechtigkeitstheoretischen Perspektive darauf zu achten, dass 
alle drei Prinzipien in Rechnung gestellt werden, weil sie nur aufeinander bezogen 
zu einem insgesamt gerechten Zustand führen können. Gewalt an Schulen und im 
schulischen Umfeld (z. B. auf den Schulwegen) wäre hier genauso zu unterbinden 
wie Mobbing im Klassenraum – und zwar von Schülern untereinander wie auch von 
Lehrkräften gegenüber Schülern sowie umgekehrt. 

Genauso müsste Leistungsgerechtigkeit unter der Perspektive der Anerkennung 
neu justiert werden, da sie nicht einseitig in der Beobachtung von Lernergebnissen 
der Schüler verstehbar wird, sondern nur im Bezug der Schülerinnen und Schüler 
sowie der Lehrkräfte aufeinander. Leistungsgerechtigkeit muss also als Wechsel-
spiel, als gemeinsame Leistung von Kindern und Jugendlichen sowie Lehrkräften 
verstanden werden. Wer Leistung von dieser Wechselbeziehung unabhängig ver-
steht, sieht sich schnell der von Rawls geübten Kritik an einer verkürzt verstande-
nen Leistungsgerechtigkeit ausgesetzt. 

Der häufig benutzte Begriff der Teilhabe kann in dieser gesamten Diskussion 
nicht im Sinne eines Differenzkriteriums zwischen den Theorien verwendet wer-
den. Allen Theorien geht es letztlich um die Beschreibung von Möglichkeiten, Ge-
sellschaft so zu gestalten, dass sich die menschlichen Kräfte mit dem Ziel der freien 
gesellschaftlichen Teilhabe entfalten können. Alle Theorien verweisen auf dieses 
wichtige Ziel, das bei Rawls durch gerechte Institutionen gewährleistet werden soll, 
bei Sen durch die Befähigung der einzelnen Personen und bei Honneth durch die 
Realisierung sozialer Freiheit in Form von Anerkennungsprozessen. Die generelle 
Bedeutsamkeit der Teilhabe von Menschen am gesellschaftlichen Leben zu beto-
nen, ist damit auch für den Chancenspiegel ein zentrales und leitendes Prinzip, 
wenn es darum geht, Gerechtigkeitsdimensionen zu finden und Indikatoren auszu-
wählen. 

Die Bezeichnung »Chancenspiegel« impliziert bereits die Fokussierung auf die 
Frage, wie es um die Chancen von Kindern und Jugendlichen unter den Bedingun-
gen schulischer Sozialisations-, Erziehungs-, Lern- und Bildungsprozesse bestellt 
ist. Unter Rückgriff auf die Arbeit von Amartya Sen (1999, 2010) lässt sich hierbei 
eine Chance als Funktion der Freiheit eines Menschen begreifen. Je mehr Freihei-
ten ein Mensch hat, desto vielfältiger sind seine Chancen, einen Lebensstil auszu-
üben, der ganz seinen Vorstellungen entspricht. Er begreift Chancen als »umfas-
sende Chancen«, die von der Entscheidung her zu denken und nicht von einem 
Endzustand her zu rekonstruieren sind. Vereinfacht formuliert: Es ist nicht mög-
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lich, im Nachhinein, unter Kenntnis des Ergebnisses, zu entscheiden, ob etwas ge-
recht ist oder nicht, sondern nur im Vorhinein: durch Analyse und Abwägung der 
Entscheidungsmöglichkeiten, die eine Person hat. 

Bezogen auf das Schulsystem heißt das, dass die Gerechtigkeit des Systems nicht 
allein vom erreichten Bildungsabschluss des Schülers her beurteilt werden darf. 
Vielmehr gilt es, nach Spiel- und Entscheidungsräumen für das Lernen und die 
Entfaltung der eigenen Persönlichkeit zu fragen. Je größer diese sind, desto grö- 
ßer ist die Chance jedes einzelnen Kindes, seine eigene Bildungsbiografie mitzu
bestimmen. Dass dies besser gelingt, wenn die Institution Schule im Sinne Rawls 
gerecht ist, erscheint plausibel, denn: Je weniger ein Schulsystem Chancen mini-
miert, weil es beispielsweise Schüler ausschließt, ungleiche Bewertungsmaßstäbe 
für Menschen unterschiedlicher Gruppierungen hat (seien diese auch ganz unbe-
wusst) oder unterschiedliche Zeitressourcen vorhält, desto größer sind die Freiheits-
grade der Schülerinnen und Schüler und als umso gerechter kann es bezeichnet 
werden.

Der Chancenspiegel versteht unter Chancengerechtigkeit die faire Chance zur freien Teil-
habe an der Gesellschaft, die auch gewährleistet wird durch eine gerechte Institution 
Schule, in der Schülerinnen und Schüler aufgrund ihrer sozialen und natürlichen Merkmale 
keine zusätzlichen Nachteile erfahren, durch eine Förderung der Befähigung aller und 
durch eine wechselseitige Anerkennung der an Schule beteiligten Personen.

Im Sinne Rawls stellt unsere Definition eine Mindestanforderung an Bildungsinsti-
tutionen dar, die zugleich durch die in Deutschland herrschende Rechtsgrundlage 
gestützt wird. So sichert das Grundgesetz allen Bürgerinnen und Bürgern nicht nur 
formale, sondern faktische Chancengleichheit zu. Diese bezieht sich auch auf den 
Erwerb immaterieller Güter wie Bildung. Es geht also darum zu gewährleisten, dass 
niemand, etwa durch seine Herkunft, benachteiligt wird (vgl. hierzu auch den Kom-
mentar zum Grundgesetz, Jarass und Pieroth 1992). Dass diese von uns definierte 
Mindestanforderung für chancengerechte Institutionen eine höchst anspruchsvolle 
Norm bildet, zeigt die aktuelle PISA-Studie, die für alle untersuchten OECD-Staaten 
einen Zusammenhang zwischen sozioökonomischer Herkunft und Kompetenzer-
werb von Schülerinnen und Schülern nachweisen kann (Klieme et al. 2010). 

Einhergehend mit dieser Mindestanforderung ist die Teilhabe durch einen von 
den Schulsystemen zu sichernden Mindeststandard (Giesinger 2007, 2011) an kog-
nitiven und sozial-emotionalen Kompetenzen zu gewährleisten. Wir fokussieren 
mit dieser Definition und der damit einhergehenden Erläuterung auf das Phäno-
men der ungerechtfertigten Spreizungen, die durch institutionelle Bildungspro-
zesse in der Schule ganz offensichtlich erzeugt werden. Mit einer solchen Schwer-
punktsetzung wird es plausibel, den gerechtigkeitstheoretischen Ansätzen eine 
schultheoretische Betrachtung anbeizustellen und diese dann miteinander zu ver-
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binden. Erst so können aus der Aufgabenbestimmung der Schule in Kombination 
mit Gerechtigkeitsmaßstäben tragfähige Gerechtigkeitsdimensionen des Schul-
systems herausgearbeitet werden. Im empirischen Teil des Chancenspiegels kön-
nen die Schulsysteme der Länder sodann anhand dieser Gerechtigkeitsdimensio-
nen – jedenfalls soweit sie empirisch abgebildet werden können – untersucht wer-
den. 

3. Zur Bedeutung des Schulsystems für eine moderne Gesellschaft

Ein gerechtes Schulsystem, wie auch immer es ausgestaltet sein mag, ist in moder-
nen, ausdifferenzierten Gesellschaften (Luhmann 1984; Schimank 2000, 2005) 
funktional in Bezug auf die Gesellschaft. Dies heißt zunächst nicht mehr, als dass 
es spezifische Leistungen für die Gesellschaft erfüllt bzw. Probleme für die Gesell-
schaft löst, die andernorts nicht oder weniger funktional, also effektiv erbracht oder 
bearbeitet werden können. Im Fall des Schulsystems – Luhmann (2002) spricht 
auch vom Erziehungssystem der Gesellschaft – geht es ganz allgemein gesprochen 
um die Erziehung und Bildung der jungen Generation zwecks sozialer und kultu-
reller Integration in die Gesellschaft bei gleichzeitiger Stärkung der eigenen Persön-
lichkeit. Der unmittelbare Bezug der Schule zur Gesellschaft ist ein Dauerthema 
der Erziehungswissenschaft. Klassisch sind hier etwa die Arbeiten von John Dewey, 
der Schule als Ort der Vorbereitung der nachwachsenden Generation zur Vervoll-
kommnung der Gesellschaft sieht und damit noch ganz den Gedanken reformpä
dagogischer bzw. aufklärerischer Pädagogik verpflichtet ist (Dewey 2000: 37 ff.). 
Stärker analytisch und bis heute zentral ist die strukturfunktionalistische Beschrei-
bung von Schule im Anschluss an Parsons (2009). Die Adaption erfolgte insbeson-
dere durch Fends »Theorie der Schule« (1980) und in einer der Position des akteur-
zentrierten Institutionalismus (Scharpf 2000; Mayntz und Scharpf 1995) naheste-
henden Erweiterung in seinen Arbeiten »Neue Theorie der Schule« und »Schule 
gestalten« (Fend 2006, 2008). 

Ohne im Detail auf die wechselvolle Geschichte der Schultheorie einzugehen, 
sei nur so viel gesagt, dass nur wenige Versuche vorliegen, das Schulsystem und 
die Schule in Bezug auf die Gesellschaft umfänglich zu beschreiben. Auffällig ist 
besonders die Tatsache, dass eine Verbindung zu sozialtheoretischen und sozial-
philosophischen Konzeptionen von Gerechtigkeit so gut wie keine Rolle spielt, 
wenngleich die Schule als zentrale Reproduktionsinstanz der Gesellschaft weitge-
hend anerkannt ist (Bourdieu und Passeron 1971). Nachfolgend wird unter Bezug 
auf Fend sowie schultheoretisch relevante Erkenntnisse der Schuleffektivitätsfor-
schung eine Folie aufgespannt, die für die Aufgaben und Funktionen des Schul-
systems zu sensibilisieren vermag. In einem weiteren Schritt soll im vierten 
Abschnitt dann eine Synthese der schul- und gerechtigkeitstheoretischen Über
legungen vorgestellt werden, die zu vier Gerechtigkeitsdimensionen des Schulsys-
tems führt. 
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3.1 Funktionen des Schulsystems und die Herausforderung seiner Gestaltung

In Fends »Theorie der Schule« (1980) werden unter Bezugnahme auf die struktur-
funktionalistischen Arbeiten von Parsons (2009) Funktionen des Schulsystems he-
rausgearbeitet. In der neuen Theorie der Schule (Fend 2006) finden sich diese Funk-
tionen leicht überarbeitet wieder (nachfolgend ebd.: 49 ff.):

Enkulturationsfunktion: Das Schulsystem hat die Funktion der kulturellen und 
sozialisatorischen Initiation, um zu gewährleisten, dass die Kinder und Jugendli-
chen die sie umgebenden Zeichensysteme, symbolischen Ordnungen und kulturel-
len Sinnsysteme verstehen können. Nur wenn wir wissen, dass wir zum Beispiel im 
Straßenverkehr bei Grün gehen oder fahren dürfen, ergibt ein Ampelsystem für 
uns und andere Sinn. Es geht also darum, die Zeichen (Ampelsystem) zu verstehen 
und auch befolgen zu lernen, um an Gesellschaft teilzunehmen. 

Qualifikationsfunktion: Mit dieser Funktion kommt der Schule die Aufgabe zu, 
durch Lehre und Unterricht berufsrelevante Fähigkeiten zu vermitteln, die insbe-
sondere vom ökonomischen bzw. wirtschaftlichen System der Gesellschaft nachge-
fragt werden. Anders ausgedrückt, steht hier der Erwerb verwertbarer Kompetenzen 
im Vordergrund. Über die Verwertbarkeit von Qualifikationen und Kompetenzen 
gibt es regelmäßige Auseinandersetzungen, in denen geklärt werden soll, welche 
Kompetenzen für Schülerinnen und Schüler besonders relevant sind. Die PISA- 
und IGLU-Studien haben beispielsweise gezeigt, wie notwendig es ist, stärker auf 
basale Kompetenzen und Qualifikationen wie Lesen zu achten.

Allokationsfunktion: Die Allokationsfunktion ist aufs Engste mit der von Fend 
nicht mehr benutzten Selektionsfunktion (Fend 1980) verwandt. Durch Prüfungen 
und Berechtigungen, die in Form von Zertifikaten und Abschlüssen vergeben wer-
den, regelt sich bis zu einem gewissen Umfang ein Teil der Sozialstruktur und in 
größerem Maße das berufliche Positionssystem. In der Regel werden höhere Ab-
schlüsse mit einer besseren Bezahlung im Beruf belohnt. Über finanzielle Unter-
schiede kommt es dann auch zu strukturellen Effekten im sozialräumlichen Ge-
füge. Das bedeutet, dass sich solche Effekte im Stadtbild und in der Zusammenset-
zung der Wohnbevölkerung eines Stadtteils zeigen. Diese Effekte erreichen die 
Schule später wieder in Form der Zusammensetzung der Schülerschaft. Dieser 
Zusammenhang ist früh von den französischen Soziologen Bourdieu und Passeron 
(1971) als schichtenspezifische Reproduktion beschrieben worden.

Integrationsfunktion: Die Integrationsfunktion richtet sich auf die Vermittlung 
bestehender Regelsysteme und Herrschaftsformen. Im schulischen Kontext wird 
sie inhaltlich vor allem über den Bereich der politischen Bildung (gemeint ist hier 
politische Bildung und Demokratieerziehung als Querschnittsfunktion aller Unter-
richtsfächer, vgl. Beutel und Beutel 2010) realisiert. Sie soll zur sozialen Identität der 
Schüler beitragen und politische Teilhabe sichern. Wir haben unter Bezug auf Sen 
bereits angedeutet, dass gerade diese Funktion der Schule unter gegebenen Bedin-
gungen nicht immer hinreichend erfüllt wird und es entsprechend zu einer inhalt-
lich erweiterten Ausgestaltung kommen müsste (Beutel und Fauser 2009).
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Wenngleich mit diesen Funktionen eine wichtige und weitreichende Beschrei-
bung des Schulsystems und seines Bezugs zur Gesellschaft vorgelegt worden ist, 
bleibt in einer strukturfunktionalen Perspektive die Frage nach der Qualität der 
Ausgestaltung der Funktionsbereiche weitgehend unberücksichtigt (vgl. hierzu den 
folgenden Abschnitt). Die Funktionsbereiche bieten also nur eine Orientierung hin-
sichtlich der relevanten Aufgaben, die die Schule für die Gesellschaft zu überneh-
men hat. Die Frage, ob Schule dabei gerecht ist, lässt sich hieraus noch nicht unmit-
telbar beantworten. Und es ist auch unklar, wie Schule gestaltet werden kann, damit 
ihre Funktionen qualitätsvoll erfüllt werden. Fend hat dies zumindest in Ansätzen 
gesehen und entsprechend seine strukturfunktionale Theorie der Schule erweitert. 

Er rückt vor allem die Frage nach den Gestaltungsmöglichkeiten, die innerhalb 
des Schulsystems gegeben sind, in den Fokus. Die Gestaltung soll so erfolgen, dass 
das Angebot gut zu seinen Nutzern und Nutzerinnen passt. Damit verknüpft Fend 
Befunde der Schuleffektivitätsforschung mit seinem Angebot-Nutzungs-Modell. 
Der Bewertungsmaßstab wird somit in den Bereich der Passung von Angebot und 
Nutzung verschoben, wobei die Qualität der Passung durch gute Outputleistungen 
des Systems dokumentiert wird. Eine Verbindung zur Frage der Gerechtigkeit der 
»Produktionsprozesse« innerhalb des Bildungssystems sowie seiner Inputbedin-
gungen nimmt Fend noch nicht vor. 

3.2 Die Bedeutung der Schule für das Lernen – Schuleffektivitätsforschung

Vor allem in Deutschland wurden Fragen nach den Aufgaben von Schule und den 
dafür richtigen Rahmenbedingungen rein normativ diskutiert, ohne wirklich etwas 
über die Wirkungen des Schulsystems zu wissen. Dies änderte sich erst Mitte der 
1990er Jahre mit der hierzulande einsetzenden Rezeption der School Effectiveness 
Research, also der Schuleffektivitätsforschung, die im angloamerikanischen Raum 
bereits auf eine längere Tradition zurückblicken konnte (Bonsen, Bos und Rolff 
2008). Angeleitet durch die kybernetische Vorstellung eines auf Input, Prozess und 
Output basierenden Systems, das in je spezifischen soziokulturellen Kontexten ge-
dacht wird, soll insbesondere die Frage beantwortet werden, was eine gute Schule 
ausmacht. Die Qualität der Schule wurde dabei an den Outputs der Schülerinnen 
und Schüler bemessen. Variablen auf der Input- und Prozessebene werden als Prä-
diktoren für den erbrachten Output betrachtet. Besonders im Rahmen der interna-
tionalen Large-Scale-Studien wie TIMSS, PISA und IGLU wurde und wird zuneh-
mend versucht, neben Variablen auf Schulebene (z. B. Führung, Ziele, Kultur, Un-
terrichtsqualität) auch systemspezifische Unterschiede in den Blick zu nehmen, wie 
beispielsweise den Grad der Autonomie oder die Art der Ausbildung der Lehrkräfte. 

Komplexe Forschungsdesigns sind aktuell darum bemüht, mehrebenenanaly-
tisch Variablen auf verschiedenen Ebenen mit dem Systemoutput in Verbindung zu 
bringen, um so empirisch zu zeigen, was ein gutes Schulsystem ausmacht. Diese 
empirischen Studien sind für schultheoretisches Denken ein wertvolles Korrektiv 
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und sie geben auch Orientierung im Hinblick auf Fragen der Gestaltung des Schul-
systems – wenngleich ein Befund in Bezug auf die Bedeutung von Führung in 
Schulen noch nichts darüber aussagt, wie gute Schulleiterinnen und Schulleiter im 
System ausgebildet werden. 

Mit der Schuleffektivitätsforschung kommt also ein empirischer Bezug in die 
Diskussion und mit der Empirie kommen Daten, die mit den theoretischen Überle-
gungen zu verknüpfen sind. Doch auch dieser Fortschritt löst allein noch nicht die 
Herausforderung, über die Frage der Gerechtigkeit nachzudenken, weil ein gutes 
Schulsystem, also eines, das einen hohen Leistungsoutput erzielt, durchaus als un-
gerecht vorgestellt werden kann. Man stelle sich nur das fiktive Beispiel vor, dass ein 
Schulsystem 80 Prozent seiner Schülerinnen und Schüler besonders gut fördert, 
sich aber um die unteren 20 Prozent nicht weiter kümmert. Dies mag den Effekt 
haben, dass der Mittelwert des Leistungsoutputs sehr hoch ist – leider jedoch zu
ungunsten der unteren 20 Prozent. 

Der Output eines Systems kann also nicht allein als Maßstab genommen wer-
den. Amartya Sen ist ja sogar der Auffassung, wie weiter oben erläutert, dass vom 
Ergebnis her eine Beurteilung der Gerechtigkeit gar nicht möglich sei, sondern im 
Vorfeld die Prozesse innerhalb des Systems zu bewerten sind. Übersetzt bedeutet 
dies, dass ein hoher Output aus Sens Perspektive nicht unmittelbar etwas über die 
Gerechtigkeit eines Schulsystems aussagt. Es mag in Bezug auf den Output zwar 
besser als ein anderes System sein – gerechter wird es dadurch noch lange nicht. 
Dies ist schnell zu erkennen, wenn wir uns wiederum ein fiktives Beispiel vorstel-
len: Ein Schulsystem erzeugt hohe Outputs, indem es sehr rigide mit den Schü
lerinnen und Schülern verfährt, besonders viele Hausaufgaben gestellt werden, rein 
lehrstoffbezogen und somit ohne Schülerorientierung gearbeitet wird. Solch ein 
Schulsystem würde Interessen und Bedürfnisse von Schülern nicht berücksichti-
gen, Anerkennungsprozesse verkümmern lassen und Bildung als Ausbildung ver-
kürzen. Darum würde es trotz guter Leistungswerte im Output nicht als gerecht 
gelten können.

Ähnlich wie Fends Arbeit »Schule gestalten« (Fend 2008) widmet sich die Schul
effektivitätsforschung vermehrt Fragen der Gestaltung von Schule. Dabei kommt es 
immer mehr zu einer Verschmelzung der beiden Traditionen von Schuleffektivi-
tätsforschung und Schulentwicklungsforschung (Bonsen, Bos und Rolff 2008; 
Teddlie und Sammons 2010; Townsend 2007). Zudem ist zu beobachten, dass  
nicht mehr allein Qualität fokussiert wird, sondern auch »Equity«, also Gleichheit. 
Diese wird aber weniger gerechtigkeitstheoretisch gefasst, sondern ebenfalls über 
den Leistungsoutput beschrieben. Dabei geht es dann um die Fähigkeit eines 
Schulsystems, Leistungen von Schülern von ihrem sozioökonomischen Status zu 
entkoppeln. Anders formuliert: »Equity« ist hergestellt, wenn ein Schulsystem 
gewährleisten kann, dass Schülerinnen und Schüler unabhängig von ihrem sozio-
ökonomischen und soziokulturellen Status sowie unabhängig von Hautfarbe und 
Geschlecht gleiche Lernstände erreichen. Wir sehen die Nähe zu der von uns vor
geschlagenen Definition von Chancengerechtigkeit.
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4. �Zusammenführung der theoretischen Ansätze:  
Entwurf einer gerechtigkeitstheoretischen Schultheorie 

Wenngleich hier vieles nur angedeutet werden konnte, so ist zumindest klar gewor-
den, dass sich die Frage nach der Gerechtigkeit eines Schulsystems von der Frage 
nach seiner Qualität unterscheidet. Wir sind der Meinung, dass es notwendig ist, 
eine integrierte Schultheorie zu entwickeln, die bezogen auf die gesellschaftlichen 
Funktionen von Schule nicht allein Zielperspektiven für die Entwicklung von 
Schule durch Qualitätsmerkmale guter Schulsysteme bereithält, sondern auch eine 
Antwort auf die Frage nach der Gerechtigkeit eines Schulsystems bietet. Zudem 
sollten die theoretischen Überlegungen dergestalt sein, dass sie sich zumindest in 
Ansätzen empirisch abbilden lassen. Darum ist es notwendig, Indikatoren zu fin-
den, die etwas über die gerechte Ausgestaltung des Schulsystems aussagen kön-
nen. 

Es konnte gezeigt werden, dass strukturfunktionale Ansätze innerhalb der 
Schultheorie die Verbindungslinien zwischen Schule und Gesellschaft herausstel-
len, ihnen jedoch zumeist ein Konzept oder ein theoretischer Ansatz fehlt, der die 
Gestaltung von Schule auch an den Schnittstellen zur Gesellschaft bearbeitet. Fend 
(2008) hat hierzu einen ersten Beitrag geleistet und gezeigt, wie Schule auf wel-
chen Ebenen gestaltet werden kann, wobei er die Ebene institutioneller Ordnungs-
politik, die Mesoebene der Schule sowie die Mikroebene des Unterrichts unter-
scheidet. 

Solche Überlegungen sind eine notwendige Ergänzung zu den deskriptiven Be-
schreibungen der strukturfunktionalen Ansätze. Sie rücken die Steuerung des 
Schulsystems sowie die Koordinierungs- und Gestaltungsprozesse in Schule und 
Unterricht in den Blick (Berkemeyer 2010) und bieten auch Erklärungspotenziale 
und Analyseperspektiven für aktuelle bildungspolitische Steuerungsperspektiven. 
Hier wären beispielsweise Aktivitäten einer evidenzbasierten Bildungspolitik (Alt-
richter und Maag Merki 2010), einer bedarfsorientierten Steuerung (Vereinigung 
der Bayerischen Wirtschaft 2010) oder der Implementierung von Bildungsstandards 
und zentralen Abschlussprüfungen zu nennen. Eine Untersuchung von Steue-
rungshandlungen und deren Effekte auf die Gerechtigkeit der Schulsysteme und 
somit die Legitimation der Formation der Schulsysteme, die neben den benannten 
Steuerungsaktivitäten beispielsweise auch Curricula als Rahmenvorgaben des Un-
terrichts und Formen der Leistungsbeurteilung auf der Mikroebene in den Blick zu 
nehmen hätte, kann hier allerdings nicht vorgenommen werden und auch in Bezug 
auf ihre gerechtigkeitstheoretische Fundierung nicht weiter ausgearbeitet werden. 
Ein solcher Untersuchungskomplex wäre aber gewiss eine wertvolle Ergänzung zu 
der hier vorgelegten Studie. 

Mit der Integration der Gestaltungsdimension in seine Schultheorie ist es Fend 
gelungen, unterschiedliche Aspekte der Schuleffektivitätsforschung einzubinden. 
Dadurch kann bereits eine Antwort auf die Frage gegeben werden, wie das Schul-
system zu gestalten ist, damit es seine Funktionen nicht nur erfüllt, sondern die 
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Resultate auch als qualitätsvoll erachtet werden können. Die Gestaltung des Sys-
tems kann dabei nur in den Bereichen Input, Prozess, Output sowie den dazwi-
schenliegenden Schnittstellen geleistet werden. Die Kontexte des Systems sind 
vom System selbst kaum unmittelbar steuerbar. Nun haben wir gefordert, dass 
diese Verbindung von strukturfunktionalen Überlegungen sowie Steuerungs- 
und Gestaltungsansatz noch um die gerechtigkeitstheoretischen Aspekte zu er-
gänzen ist. 

Die Kombination der vorliegenden schultheoretischen Dimensionen mit den ge-
rechtigkeitstheoretischen Ansätzen erscheint ein erstes probates Mittel, um zu ei-
nem integrierten gerechtigkeitstheoretischen Ansatz zu gelangen. Da es höchst 
kompliziert ist, wenn überhaupt möglich, die Gerechtigkeitsansätze empirisch so 
zu operationalisieren, dass sie trennscharf voneinander sind, werden sie vorerst als 
ein gemeinsamer Gerechtigkeitsbezug vorgestellt. In weiteren Analysen können 
dann Eigenheiten des einen oder anderen Ansatzes stärker wieder in den Blick ge-
nommen werden. Zur Herausarbeitung von Gerechtigkeitsdimensionen des Schul-
systems genügt somit vorerst eine einfache Kreuztabellierung. Wenngleich beim 
Output zumeist an Lernleistungen von Schülerinnen und Schülern gedacht wird, 
erinnert uns die strukturfunktionale Schultheorie daran, dass neben Qualifikation 
auch Integration, Enkulturation und Allokation bedeutsame Leistungen (Outputs) 
des Schulsystems sind. 

Es muss an dieser Stelle jedoch noch eine weitere Unterscheidung eingeführt 
werden, die sich aufgrund der unterschiedlichen theoretischen Zugänge von Struk-
turfunktionalismus und Schuleffektivitätsforschung ergibt. Alle Funktionen des 
Schulsystems werden in strukturfunktionaler Hinsicht als Resultate oder Leistun-
gen des Schulsystems beschreibbar. Aus Sicht der Schuleffektivitätsforschung las-
sen sich bestimmte Funktionen jedoch auch der Input- oder Prozessdimension 
zuordnen. So ist die durch das Schulsystem vorgenommene Allokation ein Prozess-
merkmal. Die Integration ist eine Funktion, die sich auf zwei Dimensionen bezie-
hen lässt, da sie zum einen durch die schulstrukturellen Gegebenheiten entsteht, 
zum anderen sich auch als Ergebnis schulischer Erziehungs- und Lernprozesse, 
also als Output fassen lässt. Im Chancenspiegel wird dieser Aspekt vor allem als 
Inputvariable verstanden, die die schulstrukturellen Merkmale der Schulsysteme 
in einer spezifischen Weise berücksichtigt (vgl. hierzu den Abschnitt Integrations-
kraft).

Über die Einbindung der gerechtigkeitstheoretischen Ansätze ergibt sich nun 
die Frage, wie ein Schulsystem zu gestalten ist, damit es nicht nur Qualität liefert, 
sondern auch gerecht ist. Dies muss in Bezug auf die drei Dimensionen (Input, 
Prozess, Output) sowie die benannten Funktionen des Schulsystems erfolgen. Un-
ser Vorschlag lautet, vier Gerechtigkeitsdimensionen zu benennen, die die bisheri-
gen schultheoretischen Ansätze aufgreifen und diese um einen gerechtigkeitstheo-
retischen Aspekt ergänzen. Sie sollen so gewählt werden, dass sie auf die Leistungs-
fähigkeit der Schulsysteme, auf ihre Funktionalität abheben und zugleich 
operationalisierbar bleiben. Die Dimensionen werden nachfolgend kurz vorgestellt 
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(vgl. auch Tab. 1). Eine Übersicht der Dimensionen und der jeweiligen Indikatoren 
erfolgt in Tabelle 2, wobei darauf hinzuweisen ist, dass das Indikatorenset nicht als 
unveränderbar und/oder erweiterbar aufgefasst werden darf. Der Chancenspiegel 
orientiert sich hier an der Maxime einer auf eher wenigen Indikatoren je Dimension 
beruhenden Beschreibung. 

Im Anschluss werden die Dimensionen ausführlich beschrieben. Dort wird auch 
auf unterschiedlichen Dimensionen eines Indikators, die durch die jeweilige ge-
rechtigkeitstheoretische Folie hervortreten, Bezug genommen.

Tabelle 1: Theoretische Herleitung der vier Gerechtigkeitsdimensionen

Schul- 
theoretische 

Gerech-        Dimen-
tigkeits-            sion 
theoretische  
Dimension

Input 
 

(Integration)

Prozess 
 

(Allokation)

Output 
 

(Qualifikation, Allokation  
und Enkulturation)

Institutionenansatz, 
Befähigungsansatz, 
Anerkennungsansatz

Integrationskraft Durchlässigkeit Kompetenzförderung Zertifikatsvergabe

Die Dimension »Integrationskraft« greift nicht allein die gesellschaftliche Notwen-
digkeit der Integration der jungen Generation in die Gesellschaft auf, sondern 
fokussiert in der hier vorgelegten Deutungsweise auch auf die Frage, welche Kinder 
mit- und voneinander lernen können und unter welchen schulischen Rahmen
bedingungen dies geschieht. Es wird somit ein systemimmanentes Verständnis vor-
geschlagen, wodurch vornehmlich Exklusionsmomente im Schulsystem (Förder-
schulsystem) sowie Möglichkeitsräume sozialer Integration (Ganztagsschulsystem) 
beleuchtet werden. 

Gerechtigkeitsannahme zur Integrationskraft
Soziale und systemische Integration (vgl. den Abschnitt »Integrationskraft«) sind Grad-
messer einer gerechten Gesellschaft. Integration kann dabei nicht auf Exklusion basieren. 
Die soziale Integration kann erleichtert werden, wenn zeitliche Räume geboten werden, in 
denen Schülerinnen und Schüler Kompetenzen aufbauen, indem sie kommunikativ Ge-
meinschaft erfahren. 

In der Prozessdimension mag zunächst die Frage nach der Unterrichtsqualität und 
der Qualität der Lehrer-Schüler-Interaktion relevant erscheinen. Wenngleich dies 
sicher interessante Aspekte der Prozessdimension sind, muss doch konstatiert wer-
den, dass die Möglichkeit, sie über Indikatoren zuverlässig abzubilden, stark einge-
schränkt ist. Zudem ist zu fragen, wie der Gerechtigkeitsaspekt in diesen Dimensi-
onen zum Vorschein treten kann. Darum wird im Chancenspiegel die Prozessdi-
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mension ausschließlich über Anschlüsse im System sowie über Auf- und Abwärts-
bewegungen im System dargestellt (vgl. zu diesem Vorgehen auch UNDP 2010). Die 
Dimension bezeichnen wir als Durchlässigkeit. Gerechtigkeitsaspekte lassen sich 
innerhalb dieser Dimension gut beobachten, beispielsweise beim Übergang von der 
Grundschule zur weiterführenden Schule, wenn etwa bei gleicher Befähigung Kin-
der mit niedrigem sozioökonomischem Status keine Empfehlung für einen Gymna-
sialbesuch erhalten wie jene mit höherem sozioökonomischem Status. Es wird so-
mit danach geschaut, wie gerecht Anschlüsse erfolgen und wie starr oder flexibel 
ein System mit Schülerbiografien verfährt.

Gerechtigkeitsannahme zur Durchlässigkeit 
Der Zwang zur Selektion ist aus pädagogischer Perspektive eine grundsätzliche Zumutung, 
da Selektionsprozesse nicht auf pädagogische Entwicklungsarbeit setzen, sondern auf 
strukturelle Homogenisierung. Will eine Gesellschaft solche Selektionsprozesse beibehal-
ten (und letztlich werden sie nicht aus Gesellschaften eliminiert werden können), muss 
dafür Sorge getragen werden, dass sie so weit wie möglich gerecht sind. Dies ist der Fall, 
wenn Zuweisungs- und Mobilitätsdynamiken im System unabhängig von sozioökonomi-
schen Merkmalen der Kinder und Jugendlichen sind und auch systeminterne Angebotsfor-
mationen nicht zu Verzerrungen innerer Zuweisungsprozesse führen, also die Beschaffen-
heit des Systems selbst zu ungerechten Schülerströmen führt.

Im Bereich des Outputs sehen wir zwei Gerechtigkeitsdimensionen. Zum einen 
findet sich hier die Dimension der Kompetenzförderung. Sie gibt Auskunft über die 
Fähigkeit eines Schulsystems, Kinder und Jugendliche so zu fördern, dass alle 
Schülerinnen und Schüler ungeachtet ihrer sozioökonomischen Lage, ihres Ge-
schlechts oder ihrer Hautfarbe vergleichbare Lernbedingungen vorfinden und ent-
sprechend zu vergleichbaren Lernergebnissen kommen, auch bezogen auf Aspekte, 
die für die Enkulturation von Bedeutung sind. Damit kann nicht gemeint sein, dass 
alle Kinder am Ende der Schulzeit gleiche Kompetenzen haben – dies wäre naiv und 
gesamtgesellschaftlich wohl auch kaum wünschenswert. Unterschiedliche Kompe-
tenzen sind im eigentlichen Sinne des Wortes normal. 

Zum anderen findet sich neben der extern und wissenschaftlich objektiven Be-
schreibung von Outputs in Form von Kompetenzen eine zweite Dimension, die eine 
interne, also systemspezifische Outputvariable darstellt. Gemeint sind die Zertifi-
kate, die in einem Schulsystem vergeben werden. Entsprechend bezieht sich die 
vierte Gerechtigkeitsdimension auf die Zertifikatsvergabe. Zertifikate sollten ent-
sprechend der an sie gestellten Anforderungen vergeben werden. Zudem sollten 
Zertifikate vergleichbar sein, also ein Abitur im Bundesland A mit dem Abitur im 
Bundesland B. Ein Hinweis auf die Vergleichbarkeit und somit auch die Gerechtig-
keit der Vergabepraxis von Zertifikaten kann durch die Verknüpfung von Zertifi-
katsvergabe und Kompetenzförderung entstehen. 
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Gerechtigkeitsannahme zur Kompetenzförderung 
Schulsysteme können nur dann Gerechtigkeit für sich in Anspruch nehmen, wenn sie sämt-
liche Potenziale von Schülerinnen und Schülern ausschöpfen und keine systembedingten 
einseitigen Fördereffekte zulassen. 

Gerechtigkeitsannahme zur Zertifikatsvergabe
Je höherwertiger eine angemessene Zertifikatsvergabe erfolgt – also unter Berücksichti-
gung der an die Zertifikate gestellten systeminternen Anforderungen und ihrer systemin-
ternen wie systemexternen Vergleichbarkeit –, umso gerechter ist das Schulsystem in Be-
zug auf die Vergabe von Anschlussmöglichkeiten, welche als Lebenschancen aufzufassen 
sind.

Die hier vorgeschlagenen vier Gerechtigkeitsdimensionen des Schulsystems verste-
hen wir – so eine vorläufige Zusammenfassung der angestellten Überlegungen – als 
ein Resultat der Auseinandersetzung mit Ansätzen aus der Gerechtigkeitstheorie, 
der Schultheorie sowie der zahlreichen Befunde zu Ungleichheit im Schulsystem, 
die teils auf Erkenntnissen der allgemeinen amtlichen Statistik und teils auf den 
großen Kompetenzuntersuchungen der letzten Jahre basieren. Erst aus dieser Zu-
sammenschau erscheint es uns möglich, geeignete Gerechtigkeitsdimensionen vor-
zuschlagen und aussagekräftige Indikatoren zu benennen. Dabei erheben wir kei-
nen Anspruch auf Vollständigkeit. So sind z. B. für weitere Analysen ergänzende 
Indikatoren denkbar, etwa solche, die auf Geschlechterdisparitäten abheben, die wir 
hier nicht berücksichtigen (vgl. das Jahresgutachten des Aktionsrats Bildung, Verei-
nigung der Bayerischen Wirtschaft e. V. 2009).

5. Die vier Gerechtigkeitsdimensionen des Chancenspiegels

Im Folgenden werden wir die von uns entwickelten Gerechtigkeitsdimensionen 
ausführlich darstellen und sie an die schultheoretischen und gerechtigkeitstheoreti-
schen Ansätze rückbinden. Die Bezeichnungen der vier Dimensionen sind zu-
nächst als Vorschläge zu verstehen. Die Anzahl und die Bezeichnungen lassen sich 
allerdings gut vor dem Hintergrund der ausgewählten Indikatoren (empirisches Ar-
gument) sowie der theoretischen Ausführungen zur Gerechtigkeit sowie zum 
Schulsystem (theoretisches Argument) begründen. Die Bezeichnung soll dabei 
auch nochmals die im Chancenspiegel eingenommene Perspektive verdeutlichen, 
aus der heraus uns die Fähigkeit der Schulsysteme interessiert, Integration herzu-
stellen, Durchlässigkeit sinnvoll zu begünstigen sowie Kompetenzen und Zertifi-
kate auszuschöpfen. Wir fragen also explizit nach den Leistungen der Schulsysteme 
der Länder in Bezug auf die vier Gerechtigkeitsdimensionen. 
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Tabelle 2: �Theoretische Zuordnung der im Chancenspiegel berücksichtigten 
Indikatoren

Schultheoretische Dimensionen

Input 
Integration

Prozess 
Allokation

Output 
Qualifikation, Allokation, 

Enkulturation

Gerechtigkeitsdimensionen 

Integrationskraft Durchlässigkeit Kompetenzförderung Zertifikatsvergabe

Schülerinnen und Schüler 
mit besonderem Förderbe-
darf an allen Schülerinnen 
und Schülern im allgemein-
bildenden Schulsystem (För-
derquote)

Schülerinnen und Schüler 
mit besonderem Förderbe-
darf in den allgemeinen 
Schulen an allen Schülerin-
nen und Schülern mit be-
sonderem Förderbedarf (In-
klusionsanteile)

Schülerinnen und Schüler in 
Förderschulen an allen 
Schülerinnen und Schülern 
im allgemeinbildenden 
Schulsystem (Exklusions-
quote)

Anteil Ganztagsschulen an 
allen Schulen

Anteil Schülerinnen und 
Schüler im Ganztag an allen 
Schülerinnen und Schülern

Anteil Schülerinnen und 
Schüler im gebundenen 
Ganztag an allen Schülerin-
nen und Schülern

Relative Chancen auf Gym-
nasialbesuch (Untersuchun-
gen zu den Bildungsstan-
dards)

Übergang von der Grund-
schule zu weiterführenden 
Schulen: Fokus Gymnasial-
anteile

Wechsel zwischen den 
Schulformen: Verhältnis 
Aufwärtswechsel zu Ab-
wärtswechsel

Anteil der Wiederholerinnen 
und Wiederholer in Sekun-
darstufe I und II

Verteilung der Neuzugänge 
auf die drei Sektoren im Be-
rufsbildungssystem nach 
schulischer Vorbildung, 
Fokus Duales System und 
Neuzugänge mit max. 
Hauptschulabschluss

Erreichte Lesekompetenz in 
den Ländern, Primarstufe 
(IGLU)

Erreichte Lesekompetenz in 
den Ländern, Sekundarstufe 
(Untersuchungen zu den 
Bildungsstandards)

Erreichte Kompetenzwerte 
der unteren 10 % (Lesekom-
petenz) (Untersuchungen zu 
den Bildungsstandards)

Erreichte Kompetenzwerte 
der oberen 10 % (Lesekom-
petenz) (Untersuchungen zu 
den Bildungsstandards)

Ganztagsschule und Schul-
leistung (IGLU, TIMSS, PISA)

Abstände der Schülerinnen 
und Schüler mit Migrations-
hintergrund zu denen ohne 
Migrationshintergrund 
(IGLU)

Abstände der Schülerinnen 
und Schüler ohne Migrati-
onshintergrund zu denen 
mit Migrationshintergrund 
(Untersuchungen zu den 
Bildungsstandards)

Vorsprung von Kindern in 
den Kompetenzwerten mit 
mehr als 100 Büchern im 
Haushalt (IGLU)

Vorsprung der Schülerinnen 
und Schüler in den Kompe-
tenzwerten aus den oberen 
EGP-Klassen zu Schülerin-
nen und Schülern aus den 
unteren EGP-Klassen (Un-
tersuchungen zu den Bil-
dungsstandards)

Absolventinnen und Absol-
venten aus den allgemein-
bildenden Schulen mit 
Hochschulreife

Absolventinnen und Absol-
venten aus den allgemein-
bildenden und beruflichen 
Schulen mit Hochschulreife

Zusammenführung der Ab-
solventinnen und Absolven-
ten mit Hochschulreife aus 
den allgemeinbildenden 
Schulen und Kompetenzer-
werb

Abgängerinnen und Abgän-
ger aus den allgemeinbil-
denden Schulen ohne 
Hauptschulabschluss

Ausländische Abgängerin-
nen und Abgänger aus den 
allgemeinbildenden Schulen 
ohne Hauptschulabschluss

Zusammenführung der Ab-
gängerinnen und Abgänger 
ohne Hauptschulabschluss 
aus allgemeinbildenden 
Schulen und Absolventin-
nen und Absolventen mit 
Hauptschulabschluss aus 
beruflichen Schulen
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Integrationskraft

In modernen Gesellschaften, die soziologisch als ausdifferenzierte Gesellschaften 
von Teilsystemen zu verstehen sind (Habermas 1981a, 1981b; Luhmann 1984), kann 
zwischen Systemintegration und sozialer Integration unterschieden werden. Sys
temintegration wird durch generalisierte Kommunikationsmedien hergestellt. Für 
administrative Systeme ist dieses Medium das Recht. Die Systemintegration im 
Schulbereich wird rechtlich über die Schulpflicht sichergestellt. Pädagogisch be-
trachtet genügt eine rein rechtliche Systemintegration jedoch nicht. Ihr muss eine 
soziale Integration folgen (vgl. hierzu ausführlich Habermas 1981a, 1981b). Erst die 
soziale Integration ermöglicht es Individuen, Bildungsprozesse im Modus kommu-
nikativen Handelns zu vollziehen (Habermas 1981b). Solche Akte kommunikativen 
Handelns können auch als kollektive Lernprozesse bezeichnet werden (Miller 1986). 
Sie bieten den Boden einer tief verankerten sozialen Integration. 

Mit der Integrationskraft des Schulsystems bezeichnen wir nun eine Dimension, 
die Auskunft darüber gibt, wie gut es einem Schulsystem gelingt, mit seinen Ange-
boten Kinder und Jugendliche systemspezifisch sowie sozial zu integrieren. Zum 
einen fragen wir, wer am Regelschulsystem beteiligt wird, und heben so besonders 
auf die Frage der gemeinsamen Beschulung von Kindern und Jugendlichen ab. Der-
zeit beobachten wir in Deutschland noch eine weitgehende Exklusion durch die 
Ausdifferenzierung des Systems in Förderschul- und Regelschulsystem. Im Hin-
blick auf die soziale Integration blicken wir auf die Möglichkeiten, die das Schulsys-
tem bereithält, um kommunikativ zu handeln. Hierbei können wir jedoch nicht die 
Qualität solcher Handlungen berücksichtigen, sondern nur die Bedingung der 
Möglichkeit befragen, indem wir beobachten, wie lange Schülerinnen und Schülern 
die Gelegenheit gegeben wird, am Schulalltag teilzunehmen. Hierbei heben wir auf 
die Beschulung im Ganztag ab.  

Bezogen auf die ausgeführten schultheoretischen Funktionsbereiche (Fend 
2006) ist diese Dimension für alle Bereiche relevant, weil sie eine Bedingung der 
Möglichkeit zur Teilhabe an Schule beschreibt. Im Bereich der gemeinsamen Be-
schulung geht es darum, inwieweit es gelingt, Schülerinnen und Schüler zunächst 
systembezogen zu integrieren. Aus einer anerkennungstheoretischen Position 
muss bezweifelt werden, ob eine gesellschaftliche Teilhabe sinnvoll gelernt werden 
kann, wenn die Exklusion eine der ersten institutionellen Erfahrungen der Kinder 
und Jugendlichen ist. Im Fall der getrennten Beschulung haben weder Schülerin-
nen und Schüler aus Regelschulen noch solche aus Förderschulen die Möglichkeit 
der wechselseitigen Anerkennung, da ihnen die Begegnung mit »dem Anderen« 
verwehrt bleibt. So bleiben sie füreinander fremd. 

Diese Fremdheit ist noch viel zu oft in der öffentlichen und privaten Infrastruk-
tur dokumentiert, die auf die besonderen Bedürfnisse, beispielsweise von gehbehin-
derten, blinden und tauben Menschen, längst nicht hinreichend eingestellt ist. Auch 
die meisten Schulgebäude gehen wie selbstverständlich davon aus, dass alle Kinder 
Treppen steigen können oder auf Orientierungsmarken auf dem Schulhof und den 
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Fluren nicht angewiesen sind. Auch in der Vermeidung der Duldung von abwei-
chendem Verhalten, etwa in Fällen von Erziehungsschwierigkeit, wird dies deutlich.

Die hier beschriebene Exklusion, die durch den Unterschied von Förderschule4 
und Regelschule bezeichnet ist, hat aus unserer Sicht darum eine andere Qualität als 
die Selektion im Anschluss an die Grundschule, da mit ihr eine tiefgreifende gesell-
schaftliche Stigmatisierung von Personen legitimiert wird. Wie auch immer dieser 
Vorgang formaljuristisch seine korrekte Bezeichnung finden mag und was immer 
auch real an Arbeit und auch guter Arbeit geleistet wird – faktisch bleibt der gesell-
schaftliche Stempel des wie auch immer »behinderten« Schülers (Preuss-Lausitz 
2010). 

Die Teilnahme am Ganztag wird hier sowohl unter anerkennungstheoretischer 
Perspektive als auch unter dem Konzept der Befähigung betrachtet. Gerade persön-
liche Kontakte und Freundschaften können im Raum ganztägiger Bildung eine 
neue und umfänglichere Bedeutung erhalten (Anerkennung). Zudem erscheint uns 
die Annahme plausibel, dass im Zuge des Ganztags nicht allein schulisch geprüfte 
Fähigkeiten weiterentwickelt werden, sondern auch Fähigkeiten kultureller und po-
litischer Teilhabe.5 Diese erachten wir gleichbedeutend mit den grundlegenden 
Kompetenzen in zentralen Domänen wie Lesen, Mathematik oder Naturwissen-
schaften. 

Es sei angemerkt, dass die meisten der hier im Chancenspiegel verwendeten In-
dikatoren nur Quantitäten erfassen und darum eben noch nicht hinreichend über 
die Qualitäten der beobachteten Bereiche Auskunft geben. Größere Quantitäten kön-
nen demnach vor allem als Bedingung der Möglichkeit für mehr Gerechtigkeit ange-
sehen werden. Konkret: Eine höhere Teilnahmequote am Ganztag ist die Vorausset-
zung, um vom Ganztag profitieren zu können. Hierbei wird zugleich unterstellt, 
dass das Angebot, wie auch im sonstigen Schulalltag, grundsätzlich sinnvoll ist. 

Die Gerechtigkeitsdimension »Integrationskraft« wird über sechs Indikatoren 
beschrieben, wobei drei den Bereich der gemeinsamen bzw. getrennten Beschulung 
betreffen und drei Indikatoren sich auf den Bereich des Ganztags beziehen. Wie 
ausgeführt, gehen wir davon aus, dass eine hohe Integrationskraft sich günstig auf 
die Gerechtigkeit eines Schulsystems auswirkt. Somit ist beispielsweise der Anteil 
an inklusiver Beschulung selbst bereits ein Gerechtigkeitskriterium. Zudem kann 
dann erwartet werden, dass die Integrationskraft auch positiv auf andere Gerechtig-
keitsdimensionen wirkt. Wir werden auf solche Querverbindungen zwischen den 
Dimensionen immer wieder eingehen, ohne aber bereits eine vollständige Theorie 
hierzu vorlegen zu können. 

Durchlässigkeit

In Bezug auf die Funktionsbereiche des Schulsystems lässt sich die Durchlässigkeit 
der Allokation zuordnen, da die Durchlässigkeit Auskunft über die »Stellung in der 
schulischen Leistungshierarchie« gibt (Fend 2006: 51, Abb. 4). Die vorhandene oder 
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nicht vorhandene Durchlässigkeit in Schulsystemen sagt etwas über ihre »Allokati-
onsbereitschaft« aus, also die systembedingten Bewegungsdynamiken von Schüler-
strömen.6 Damit ist gemeint, dass die Schulsysteme offensichtlich nicht dazu bereit 
bzw. nicht darauf eingestellt sind, in gleicher Weise beispielsweise hohe Abschlüsse 
zu vergeben. Die Gründe sind vielfältig. Die Kultur und Tradition der Schulsysteme 
kann hierfür genauso bedeutend sein wie die wirtschaftliche Situation des Landes 
und die vorhandene Beschäftigungsstruktur. Unplausibel ist die Annahme, unter-
schiedliche Abschlussquoten seien allein in der Schülerschaft begründet. Solche 
Argumente sind versteckt naturalistisch und wenig aufgeklärt. Zudem verdrängen 
sie die originäre Verantwortung der Schulsysteme für ihre Kinder. 

Es muss zwischen vertikaler und horizontaler Durchlässigkeit unterschieden 
werden. Bei vertikaler Durchlässigkeit geht es zum Beispiel um die Möglichkeit, 
aufgrund der Entkopplung von Schularten auch höhere Abschlüsse über den Weg 
anderer Schularten zu erlangen, also konkret etwa den Übertritt von Realschulab-
solventen in die gymnasiale Oberstufe (Bellenberg 1999). Bei der horizontalen 
Durchlässigkeit geht es um den Wechsel von Schülerinnen und Schülern zwischen 
den Schulformen der gleichen Schulstufe, also um Auf- und Abstiege in Bezug auf 
die hierarchische Stellung der Schulform im Gesamtsystem, die sich unter anderem 
aus den angebotenen Abschlüssen, aber auch aus Prestige und gesellschaftlicher 
Wertschätzung ergibt. Zudem greifen wir unter der Dimension der Durchlässigkeit 
Übergänge und Anschlüsse des Schulsystems auf. Hier werden insbesondere der 
Übergang von der Grundschule in das Gymnasium und der Übergang in das 
Berufsbildungssystem beleuchtet. An dieser Stelle verlassen wir also kurz das all
gemeinbildende Schulsystem, um auf eine zentrale Anschlussstelle aufmerksam  
zu machen. Auch auf das Anschlusssystem der Hochschulbildung gehen wir kurz 
ein.

Wie sind die gewählten Beobachtungsbereiche nun gerechtigkeitstheoretisch zu 
deuten? Im negativen Fall der Abschulung (also dem Wechsel auf eine Schulform, 
die einen niedrigeren Abschluss anbietet) oder der Klassenwiederholung wäre aus 
Sicht der Verteilungsgerechtigkeit und des Unterschiedsprinzips zu fragen, ob diese 
Regelung tatsächlich allen zugutekommt. Wer wird durch diese Maßnahmen tat-
sächlich begünstigt? Besonders in Fällen der Abschulung als »Schutzfunktion für 
die Schule und Klasse« muss es zu Legitimationsproblemen für diese Praxis kom-
men. Aus einer anerkennungstheoretischen Sicht muss gefragt werden, ob solche 
Formen der institutionellen und persönlichen Ablehnung nicht eine erhebliche Be-
einträchtigung der personalen Integrität bedeuten. Umgekehrt scheinen Aufstiege 
von Schülerinnen und Schülern als Formen der Anerkennung geeignet zu sein, da 
in wechselseitiger Beziehung eine Anerkennung der jeweiligen Leistungen erfolgt. 

Die ersten beiden Indikatoren der Dimension »Durchlässigkeit« beziehen sich 
auf den Übergang von der Grundschule in die weiterführende Schule. Dabei konzen
trieren wir uns jeweils auf den Übergang in das Gymnasium, weil dabei die Schü
lerinnen und Schüler die größten Chancen haben, erfolgreich Bildungskarrieren zu 
verfolgen. Besonders verdeutlicht dies der Befund von Baumert, Stanat und Water-
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mann (2006), dass Schulformen als differenzielle Entwicklungsmilieus fungieren. 
Der folgende Indikator bezieht sich auf Auf- und Abstiege von Schülerinnen und 
Schülern. Der vierte Indikator erfasst die Wiederholerquote. Im abschließenden In-
dikator geht es um den Übergang in das Berufsbildungssystem.

Wie beschrieben zeigt sich, dass die Dimension »Durchlässigkeit«, die sowohl 
Übergänge als auch Wechsel zwischen Schulformen sowie Wiederholerquoten um-
fasst, gerechtigkeitstheoretisch bedeutsam ist. Bei dieser Dimension muss darauf 
geachtet werden, dass eine hohe Durchlässigkeit allein kein Gerechtigkeitsmerkmal 
sein kann. Vielmehr müssen die Richtungen der Durchlässigkeit und ihre An-
schlussstellen berücksichtigt werden. Doch auch hier geht es darum, über den Ver-
gleich darauf aufmerksam zu machen, dass es unterschiedliche Kulturen der 
Durchlässigkeit gibt, die als unterschiedlich gerecht bewertet werden können.

Kompetenzförderung

Kompetenzen von Schülerinnen und Schülern sind den Funktionsbereichen Enkul-
turation und in besonderem Maße dem der Qualifikation zuzuordnen. Eine Aus-
schöpfung potenzieller Kompetenzen, so die Annahme, kommt sowohl den Schü
lerinnen und Schülern als auch der Gesellschaft insgesamt zugute, da diese vor 
allem in Form von Erwerbstätigkeit, aber auch politisch-kultureller Teilhabe einen 
Beitrag zur persönlichen wie gesellschaftlichen Entwicklung leisten können. 

Mit der zunehmenden Nutzung von Verfahren der Kompetenzmessung im 
Schulbereich wird nicht nur eine präzise Beschreibung von Lernständen für be-
stimmte Domänen möglich, sondern es eröffnen sich zugleich vielfache Analyse-
möglichkeiten, die in den letzten gut 15 Jahren zunehmend Anwendung gefunden 
haben. Mit der zuverlässigen testbasierten Messung von Kompetenzen wird es mög-
lich, einen spezifischen Output von Schulsystemen zu beobachten und zu analysie-
ren. Besonders die als zentral erachteten Domänen wie Lesen, Mathematik und Na-
turwissenschaften werden dabei immer wieder untersucht. Als Basiskompetenz für 
alle Schulfächer ist die Lesekompetenz zu sehen, da sie Voraussetzung ist, an den 
allermeisten Unterrichtsinhalten überhaupt partizipieren zu können. Ein histori-
sches Bewusstsein wird sich genauso wenig einstellen wie politische Urteilsfähig-
keit, wenn zentrale Quellen aufgrund mangelnder Lesekompetenz verschlossen 
bleiben. Dies trifft umso mehr zu, als wir vor allem durch das Internet noch stärker 
als je zuvor zu einer literalen Gesellschaft werden, in der wir vielfache Kontakte 
ganz ohne gesprochene Sprache pflegen können (Assmann 2007; Castells 2003). 
Aus diesem vornehmlichen Grund haben wir Lesen als die zentrale Referenzdo-
mäne herangezogen. 

Kompetenzen sagen sowohl etwas über die Stellung innerhalb der schulischen 
Leistungshierarchie aus als auch über die Verfügung berufsrelevanter Fähigkeiten. 
Der Erwerb von Kompetenzen kann insbesondere vom Befähigungsansatz und vom 
Verteilungsansatz her gerechtigkeitstheoretisch verstanden werden. Dabei geht es 
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um die Frage, ob das Schulsystem zufällige Unterschiede (Rawls spricht auch von 
natürlichen Unterschieden) zwischen Schülerinnen und Schülern verschärft oder 
ob es gelingt, im Sinne des Unterschiedsprinzips alle Lernenden ohne Benachteili-
gung zu fördern. Eine nicht vollständige oder – weniger hart formuliert – nachläs-
sige Kompetenzausschöpfung muss in diesem Sinne als institutionell ungerecht 
betrachtet werden. Aus Sicht des Befähigungsansatzes deuten nicht ausgeschöpfte 
Kompetenzen darauf hin, dass Chancen zur freien Lebensgestaltung eingeschränkt 
bzw. erst gar nicht eröffnet werden. 

Die ersten beiden Indikatoren der Dimension »Kompetenzförderung« beziehen 
sich auf die Lesekompetenz der Viertklässler sowie der Neuntklässler. Der dritte 
Indikator betrachtet die Lesekompetenz der Neuntklässler jeweils für die oberen 
und unteren zehn Prozent. So erfahren wir etwas über die institutionelle Förderung 
der Schülerinnen und Schüler. Der vierte Indikator basiert auf eigenen Berechnun-
gen und betrachtet den bereits angesprochenen Zusammenhang von Ganztag und 
Kompetenzerwerb. Die letzten drei Indikatoren beziehen sich auf den Zusammen-
hang von Kompetenzerwerb und Migrationshintergrund respektive sozialer Her-
kunft. 

Mit der Gerechtigkeitsdimension der Kompetenzförderung wird im Chancen-
spiegel eine auch international hoch relevante Dimension in den Blick genommen. 
Bei aller Bedeutsamkeit dieser Dimension, die besonders durch das große öffentli-
che Interesse an den PISA-Befunden entstanden ist, darf sie nicht als dominierend 
angesehen werden. Vor allem ist eine zu schnelle und einseitige Betonung hoher 
Kompetenzwerte gegenüber anderen Gerechtigkeitsdimensionen zu vermeiden. Im 
Sinne Sens ist der Kompetenzerwerb lediglich ein »einfaches Ergebnis« (Sen 2010: 
51) und kann daher nicht allein über Gerechtigkeit im Schulsystem entscheiden. 
Gleichwohl ist die Objektivität dieser Dimension hoch zu schätzen, da hier gewis-
sermaßen ein externes Kriterium zugrunde gelegt werden kann, während die ande-
ren Dimensionen systemimmanent sind. Insgesamt gilt für diese Dimension die 
Annahme: je höher die erreichte Kompetenzförderung, desto gerechter das Schul-
system (Perspektive Befähigungsansatz). 

Zugleich kann das System Gerechtigkeitsvorteile verlieren, wenn zufällige Merk-
male von Schülerinnen und Schülern zu negativen Effekten führen, die gemeinhin 
als sekundäre Herkunftseffekte bezeichnet werden (Verletzung des Unterschieds
prinzips der Verteilungsgerechtigkeit). Dies bezieht sich beispielsweise auf die Indi-
katoren, die den Zusammenhang von Bildungserfolg und sozialer Herkunft bzw. 
Migrationshintergrund fokussieren. Mit Blick auf ein gerechtes Schulsystem ist in 
diesem Fall also die Frage leitend, inwieweit hier keine Kopplung besteht. 

Zertifikatsvergabe

Mit dem Begriff der Zertifikatsvergabe als vierter Gerechtigkeitsdimension des 
Chancenspiegels verfolgen wir die Frage, ob die Schulsysteme eine institutionell 
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gerechte Verteilung der Zertifikate vornehmen. Damit wird der Funktionsbereich 
der Allokation fokussiert, da die Zertifikate oder Abschlüsse unmittelbar über die 
weiteren direkten Anschlussmöglichkeiten innerhalb der Bildungsbiografie von 
Schülerinnen und Schülern entscheiden. In diesem Bereich werden somit im We-
sentlichen erreichte und nicht erreichte Abschlüsse angeschaut.

Die Zertifikatsdimension kann wiederum aus einer verteilungstheoretischen 
wie aus einer anerkennungstheoretischen Perspektive besonders aufschlussreich 
sein. Aus Sicht der Verteilungsgerechtigkeit geht es wieder darum, ob das Unter-
schiedsprinzip gewahrt bleibt, die Institution Schule somit gerecht ist. Aus der Per-
spektive des Anerkennungsansatzes gilt es aber auch zu fragen, wie sich Schulsys-
tem und Schüler in Bezug auf erbrachte Leistungen begegnen und ob eine Leis-
tungsgerechtigkeit im Sinne des Anerkennungsparadigmas vorliegt. 

Besonders in Fällen der Nichtzertifizierung von Schülern liegt eine offizielle 
Nichtanerkennung vor. Diese vorläufige Exklusion (das Nachholen von Abschlüs-
sen ist ja möglich) ist dann anerkennungstheoretisch problematisch, wenn die Ur-
sache einseitig bei den Schülern vermutet wird, weil damit ein direkter Hinweis 
auf fehlende Bereitschaft zur Anerkennung einer gemeinsamen Praxis vorliegt. 
Auch hier erhält die Dimension ihre Bedeutung durch die Möglichkeit des Ver-
gleichs. Erst im Vergleich zeigen sich mögliche Ungerechtigkeiten, weil es unplau-
sibel ist, deutliche Unterschiede anzunehmen. Es sind die gefundenen Unter-
schiede, die Erklärungen fordern, weil erst im Wissen um solche Unterschiede 
mangelnde Gerechtigkeit oder Fairness vermutet werden kann.

Sechs Indikatoren wurden für die Dimension »Zertifikatsvergabe« ausgewählt: 
Die ersten beiden erfassen die Absolventen mit Hochschulreife, einmal nur aus den 
allgemeinbildenden Schulen und einmal insgesamt, also inklusive der berufsbil-
denden Angebote zur Erlangung der Hochschulreife. Der dritte Indikator führt 
diese Absolventenquote und erreichte Kompetenzen zusammen. Im vierten Indika-
tor werden Schülerinnen und Schüler ohne Abschluss erfasst. Verabredungen zur 
Reduzierung von Absolventen ohne Abschluss wurden auch bereits in der Kultus-
ministerkonferenz getroffen (Bundesregierung und Regierungschefs der Länder 
2008). Der fünfte Indikator differenziert dies nach ausländischen7 Jugendlichen 
aus. Der sechste Indikator kreuzt in einer Gegenüberstellung die Abgänge aus den 
allgemeinbildenden Schulen mit den Schülerinnen und Schülern aus den berufli-
chen Schulen, die dort einen Hauptschulabschluss erworben haben.

In der Gerechtigkeitsdimension »Zertifikatsvergabe« liegen vergleichsweise 
harte Indikatoren vor, da beispielsweise Zertifikate am Ende von Schullaufbahnen 
tatsächlich formal und faktisch über weitere Lebenschancen entscheiden können. 
Wenngleich Zertifikate auch nachgeholt werden können, muss es doch Ziel sein, 
möglichst alle Kinder und Jugendlichen mit einem Zertifikat begründet auszustat-
ten. Insofern gilt: Je niedriger die Quote der Jugendlichen ohne Abschluss und je 
höher insgesamt die vergebenen Zertifikate, als desto gerechter kann ein Schulsys-
tem angesehen werden. Dies gilt aus unserer Sicht so lange, bis die Schulsysteme 
nachweisen können, dass sie tatsächlich alle vorhandenen Kompetenzen ausschöp-
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fen. Derzeit ist dies noch nicht der Fall. Hinweise auf das Unvermögen von Schü-
lern müssen insofern mit äußerster Skepsis betrachtet werden. Im anerkennungs-
theoretischen Paradigma bleibt die Befähigung der Schülerinnen und Schüler zur 
Teilhabe an Schule und Gesellschaft eine auf wechselseitiger Anerkennung basie-
rende Leistung beider Seiten unter Einschluss gesamtgesellschaftlicher Bedingun-
gen.

6. Grenzen und Perspektiven

Die von uns vorgeschlagenen Gerechtigkeitsdimensionen wurden in Tabelle 2 zu-
sammenfassend dargestellt. Dort finden sich auch noch einmal die Indikatoren so-
wie die Bezüge zur Schultheorie und zu den Gerechtigkeitstheorien. 

Unsere Ausführungen haben gezeigt, dass die Dimensionen jeweils für sich be-
trachtet werden können und aus einer gerechtigkeitstheoretischen Perspektive auch 
einen Eigenwert haben. Die alleinige Rückführung von Gerechtigkeitsurteilen auf 
Effekte im Lernzuwachs oder bei der Zertifikatsausschöpfung wäre Sen folgend 
eine Verkürzung auf »Culmination Outcomes«. Wenngleich die Outcomes von Be-
deutung sind, dürfen sie nicht die allein dominierenden Kriterien zur Beurteilung 
von Chancengerechtigkeit sein. 

Neben einer getrennten Betrachtung der Dimensionen haben die Ausführungen 
aber zudem verdeutlicht, dass es Wechselbeziehungen zwischen ihnen gibt. Mitun-
ter werden diese zwar gesehen, die zugrunde gelegten Dimensionen oft aber nicht 
als gleichwertig anerkannt. Dies führt dazu, dass die von uns als eigenständig ge-
werteten Gerechtigkeitsdimensionen nur noch als Prädiktoren Verwendung finden, 
also zwar als relevant, aber für die Frage der Gerechtigkeit nicht im ursprünglichen 
Sinne eigenständig anerkannt werden. Darum sei nochmals darauf hingewiesen, 
dass jede der vier Dimensionen zunächst für sich als bedeutsam erachtet wird. 
Diese Grundannahme kann nicht allein der Logik der Effizienz oder Effektivität 
folgen. Effizienz und Effektivität sind nur zwei Beurteilungsmaßstäbe, die etwas 
über Gerechtigkeit aussagen können. Sie sind aber allein keineswegs hinreichend. 
Dies ist eine der zentralen Botschaften aller hier vorgestellten Ansätze zur Gerech-
tigkeit. 

Der Chancenspiegel legt den Fokus besonders auf den Output der Schulsysteme, 
was sich allein an den zwei veranschlagten Gerechtigkeitsdimensionen »Kompe-
tenzförderung« und »Zertifikatsvergabe« erkennen lässt. Hierbei wurde jedoch ver-
sucht, die Outputseite des Systems nicht losgelöst von den anderen Systemdimensi-
onen zu begreifen, sondern sie komplementär zu der Input- und Prozessdimension 
zu konzipieren. Im Rahmen dieses Instruments muss allerdings darauf verzichtet 
werden, detaillierte Analysen über spezifische Gelegenheitsstrukturen der Länder 
und ihre Inputgestaltungen vorzunehmen. Dies ist zum einen der Absicht dieses 
ersten Chancenspiegels geschuldet, zunächst für eine Status-quo-Beschreibung zur 
Chancengerechtigkeit und Leistungsfähigkeit der Schulsysteme »Realisierungsver-
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gleiche« (Sen 2010: 37) von Gerechtigkeit vorzunehmen. Zum anderen können ei-
nige Dimensionen auch aufgrund der Datenlage nicht mit weiteren Indikatoren 
empirisch beschrieben werden. So kommt es vor, dass Datensätze entweder nicht in 
einem Format vorliegen, dass sie ländervergleichend zu nutzen sind, die Zugäng-
lichkeit erschwert ist oder aber die Daten gar nicht erhoben sind. 

Aus dieser Herausforderung – einer Weiterentwicklung der Theoriebildung ei-
nerseits und einer verbesserten Datenlage anderseits – würden sich für eine zu-
künftige Analyse weitere Indikatoren ergeben, die denkbar geeignet erscheinen, 
ebenfalls einen Beitrag zur Beschreibung der Chancengerechtigkeit von Schulsys
temen zu leisten. Beispiele für solche Indikatoren könnten die Art der Diagnose von 
Förderbedürftigkeit sein, die Zusammensetzung der Schülerschaft, um Klum-
pungseffekte zu berücksichtigen, die Privatisierung im Grundschulsektor, der Ver-
gleich der erreichten Zertifikate von inklusiv und separat beschulten Jugendlichen, 
Indikatoren zu den Prozessbedingungen von Lernen etc. In der Entwicklung von 
Indikatoren, die Anerkennungsprozesse abbilden, scheinen vornehmlich die He
rausforderungen zu liegen. 

Der Chancenspiegel versteht sich somit nicht als ein abschließendes Maß für 
Gerechtigkeit im Schulsystem, sondern als Ausgangspunkt einer gesellschaftlichen 
Debatte über die gerechte Konstitution und Gestaltung der deutschen Schulsys-
teme.
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im Spiegel ausgewählter Indikatoren 

1. Zur Integrationskraft der Schulsysteme

Die Indikatoren zur Integrationskraft der Schulsysteme wurden unter einer zentra-
len Leitfrage ausgewählt: Wer befindet sich wo im Schulsystem? Eine Frage, die in 
den Blick nimmt, welche Kinder und Jugendlichen ihre Schulzeit in welcher schu-
lischen Organisationsform verbringen, zum Beispiel, ob sie sich in Regelschulen, 
Förderschulen, Halbtags- oder Ganztagsschulen befinden. Damit wird unter Inte
grationskraft die soziale und zeitliche Einbindung aller Kinder in das Regelschul-
system verstanden. Hierbei reagiert der Chancenspiegel auch auf die von Deutsch-
land 2009 anerkannte UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinde-
rung von 2006, welche durch die Ratifizierung künftig ebenfalls für deutsche 
Schulen verbindlich sein wird. 

Aspekte der Teilhabesicherung, etwa durch effektive Durchlässigkeit und un-
verzögerte Übergänge in den Schulsystemen und ihren Anschlusssystemen, wer-
den in den späteren Abschnitten gesondert behandelt. An dieser Stelle sollen un-
ter der Integrationskraft zwei zentrale Aspekte von Schulsystemen im Vorder-
grund stehen, die über spezielle Formen der Integrationsleistungen Auskunft 
geben und in jüngster Zeit auch vermehrt öffentliche Aufmerksamkeit erfahren 
– nicht zuletzt, weil mit ihnen die Hoffnung auf mehr Chancengerechtigkeit ver-
bunden ist: die inklusive Beschulung aller Kinder, also gemeinsamer Unterricht 
von Kindern und Jugendlichen mit und ohne besonderen Förderbedarf, sowie der 
Ausbau und die Nutzung von Ganztagsangeboten. Da sich Integrationskraft hier 
auf formale Teilhabe von Menschen an den allgemeinen Schulen (also den allge-
meinbildenden Schulen ohne Förderschulen) bezieht, wird die inklusive Beschu-
lung entsprechend als die gemeinsame Beschulung von Kindern und Jugendli-
chen mit und ohne besondere Förderbedarfe in den allgemeinen Schulen8 defi-
niert. 
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1.1 Besondere Förderbedarfe und Beschulungsformen

Die gegliederten Schulsysteme Deutschlands weisen als ein separates System das 
Förderschulwesen auf, in dem Kinder und Jugendliche nach der Feststellung eines 
besonderen Förderbedarfs getrennt von den Kindern und Jugendlichen ohne einen 
solchen spezifischen Bedarf unterrichtet werden. 

Seit den 1980er Jahren finden sich vermehrt Ansätze, die die personenbezogene 
individuelle Förderung des einzelnen Kindes oder Jugendlichen einem Förderschul-
system vorziehen, das auf eine getrennte Beschulung setzt. Der Ausbau von Formen 
gemeinsamer Beschulung ist bislang allerdings noch sehr unterschiedlich in den 
Ländern ausgeprägt (Preuss-Lausitz 2010). Zusätzliche Anstrengungen werden nö-
tig sein, um die in Deutschland 2009 in Kraft getretene UN-Konvention zu realisie-
ren. Dort heißt es in Artikel 24, dass die Vertragsstaaten ein inklusives Bildungssys-
tem auf allen Ebenen zu gewährleisten haben (UN 2006). 

Mit der Bestätigung dieser Konvention ist Deutschland verpflichtet, die gemein-
same Beschulung von Kindern und Jugendlichen mit und ohne besondere Förder-
bedarfe voranzutreiben und für die Inklusion aller Schülerinnen und Schüler 
Sorge zu tragen. Neben dieser gesetzlichen Verpflichtung haben sich die Länder 
weitergehend auch öffentlich zu dieser Herausforderung bekannt: »Eine solche in-
klusive Bildung ist ein ständiger Prozess, der hochwertige Bildung für alle gewähr-
leisten soll. Gruppen, in denen Vielfalt anerkannt und wertgeschätzt wird, bieten 
Chancen für alle Kinder, ihre Kompetenzen weiterzuentwickeln. Die Länder stel-
len sich ausdrücklich diesen Herausforderungen und dem damit verbundenen 
pädagogischen Perspektivwechsel bezogen auf Kinder mit Behinderungen« (KMK 
2010b: 3 f.). 

Bevor wir uns mit dem Stand der inklusiven Beschulung auseinandersetzen, 
geht es im Folgenden um die Menschen hierzulande, bei denen formal besondere 
Förderbedarfe diagnostiziert wurden und die sich entweder in den allgemeinen 
Schulen oder separat in den Förderschulen befinden. 

Schülerinnen und Schüler mit besonderem Förderbedarf

In den 1994 von der Kultusministerkonferenz veröffentlichten »Empfehlungen zur 
sonderpädagogischen Förderung in den Schulen der Bundesrepublik Deutsch-
lands« wird darauf verwiesen, den Förderbedarf von Kindern und Jugendlichen los-
gelöst von seinem Förderort zu betrachten und auch nicht mehr die Sonderschulbe-
dürftigkeit zu diagnostizieren, sondern den »sonderpädagogischen Förderbedarf«, 
der in allen Bundesländern einem konkreten Förderschwerpunkt zugeordnet wird 
(Lernen, Sehen, Hören, Sprache, körperliche und motorische Entwicklung, geistige 
Entwicklung, emotionale und soziale Entwicklung, Kranke, übergreifender Förder-
schwerpunkt, noch keinem Förderschwerpunkt zugeordnet). Die Praxis der Diag-
nose des sonderpädagogischen Förderbedarfs ist dabei durchaus umstritten, da sie 
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im Wesentlichen der Expertise sonderpädagogischer Fachkräfte unterliegt und in 
den Ländern unterschiedliche Verfahren und Kriterien existieren. Zudem zeigen 
Untersuchungen, dass weder diese Kriterien zur »Feststellung sonderpädagogi-
schen Förderbedarfs noch die Entscheidung über einen Förderort wissenschaftlich 
fundiert sind« (Albers 2010: 64; Jogschies 2008). Hinzu kommen problematische 
Benachteiligungsmechanismen innerhalb der Feststellungsverfahren, wie etwa der 
Einfluss der sozialen Herkunft auf das Verfahren (Kottmann 2007). 

Aus der Gerechtigkeitsperspektive stellt sich ferner die Frage nach den gleich-
wertigen gesellschaftlichen Teilhabechancen von Menschen, die oft schon sehr früh 
mit der Diagnose des sonderpädagogischen Förderbedarfs versehen wurden und in 
der Folge meist einem separaten Schulwesen zugewiesen wurden. Dies wird zum 
einen als Etikettierung erlebt (Schumann 2007) und erschwert zum anderen die 
Chancen auf den regulären Erwerb auch der höheren schulischen Abschlüsse und 
damit die Sicherung gesellschaftlicher Anschlüsse. Untersuchungen zu den beruf-
lichen Werdegängen von Kindern mit besonderem Förderbedarf zeigen, dass ehe-
malige Schülerinnen und Schüler aus den allgemeinen Schulen zu 75 Prozent ei-
nen beruflichen Abschluss erwarben, ehemalige Schülerinnen und Schüler aus 
Förderschulen dagegen nur zu 43 Prozent (Blöchlinger 1991). 

Im Rahmen des Chancenspiegels wird in den eigenen Analysen von »besonde-
rem Förderbedarf« gesprochen, in der Annahme, dass dieser Begriff weniger da
rauf abzielt, dass Kinder mit solchen Förderbedarfen generell einer »Sonder-Päda-
gogik« bedürfen, wie es der Ausdruck »sonderpädagogischer Förderbedarf« impli-
ziert.9

Die folgenden Analysen beschäftigen sich mit drei zentralen Indikatoren: 
der Förderquote, dem Inklusionsanteil und der Exklusionsquote. Diese Indika-
toren zeigen Folgendes an (siehe auch Klemm 2010a): Die Förderquote gibt den 
Anteil an Schülern mit besonderem Förderbedarf an allen Schülern wieder. Der 
Inklusionsanteil zeigt den Anteil an Schülern mit besonderem Förderbedarf an, 
die von allen Schülern mit besonderem Förderbedarf inklusiv unterrichtet wer-
den. Die Exklusionsquote schließlich gibt den Anteil an Schülern mit besonde-
rem Förderbedarf an, die von allen Schülern separat in Förderschulen etc. un-
terrichtet werden. Im Folgenden werden wir zunächst auf die Förderquote ein-
gehen. 

Insgesamt befinden sich in Deutschland 485.418 Kinder und Jugendliche mit 
besonderem Förderbedarf im allgemeinbildenden Schulsystem (allgemeine Schu-
len und Förderschulen zusammen, bezogen auf die Jahrgangsstufen 1 bis 10), mit 
Stand des Schuljahres 2009/2010. Berücksichtigt man die Förderschwerpunkte, hat 
der Schwerpunkt Lernen den größten Anteil, dem allein 42,6 Prozent aller Schüle-
rinnen und Schüler mit besonderem Förderbedarf zugeordnet werden. Im Ver-
gleich zwischen den Ländergruppen zeigen sich unterschiedlich hohe Förderquo-
ten, also Unterschiede in den Anteilen der Schüler mit besonderem Förderbedarf 
an allen Schülern (Abb. 2): 
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Abbildung 2: �Anteil der Schüler mit besonderem Förderbedarf an allen Schülern 
im allgemeinbildenden Schulsystem, Schuljahr 2009/2010
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Quelle: KMK: Sonderpädagogische Förderung in allgemeinen Schulen 2009/10; KMK: Sonderpädagogische Förderung in 
Förderschulen 2009/10; eigene Berechnungen

Während die obere Gruppe der Länder eine durchschnittliche Quote von 4,9 Pro-
zent aufweist, liegt der Anteil der Schülerinnen und Schüler mit festgestelltem be-
sonderem Förderbedarf in der unteren Gruppe fast doppelt so hoch bei 9,4 Prozent. 
Auffällig ist, dass sich in der Gruppe mit den höchsten Förderquoten ausschließlich 
Länder aus dem Osten Deutschlands befinden.

Berücksichtigt werden muss bei den Länderdifferenzen, dass hier ein unter-
schiedlicher Umgang in der Feststellungspraxis zugrunde liegt und die Länder 
keine einheitlichen Diagnoseverfahren anwenden. Die Brisanz unterschiedlicher 
Verfahren wird ersichtlich, berücksichtigt man Analysen weitergehender Studien 
(wie etwa die BELLA-Studie, Lehmann und Hoffmann 2009): Sie legen die Vermu-
tung nahe, dass unterschiedliche Praxen der Diagnose und weniger die Leistungs-
fähigkeit der Schülerinnen und Schüler die Unterschiede in den Förderquoten im 
Ländervergleich erklären könnten. 

Für Deutschland insgesamt beläuft sich die Förderquote auf 6,2 Prozent im 
Schuljahr 2009/2010 und ist damit gegenüber dem Schuljahr zuvor angestiegen  
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(6 %; Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2010). Dieser Trend ist schon seit 
Jahren zu beobachten (Kottmann 2007). Als Ursache dafür, dass die Förderquote in 
einzelnen Schwerpunkten zunimmt, werden beispielsweise veränderte Diagnose-
verfahren, aber auch Bemühungen um den Erhalt der Förderschulen genannt (ebd.). 
Besonders letztere Praxis ist gerechtigkeitstheoretisch problematisch, da organisati-
onale Interessen der Selbsterhaltung über die Interessen und Rechte der Kinder 
gestellt werden.

Im internationalen Vergleich hat Deutschland eine der höchsten Förderquoten, 
weist sogar unter den EU-Staaten den größten Anteil an Schülerinnen und Schülern 
mit besonderem Förderbedarf auf, die separat in Förderschulen unterrichtet werden. 
Gleichzeitig hat Deutschland den geringsten Anteil an Schülerinnen und Schülern, 
die inklusiv in den allgemeinen Schulen unterrichtet werden (ebd.), auch wenn hier 
ebenfalls bei der Interpretation die unterschiedliche Bestimmung des besonderen 
Förderbedarfs und andere schulische Systeme berücksichtigt werden müssen. 

Schülerinnen und Schüler mit besonderem Förderbedarf in den allgemeinen Schulen 

Mit der Anerkennung der UN-Konvention 2009 sind die Bundesländer aufgefordert, 
ein inklusives Bildungssystem für alle Kinder und Jugendlichen zu schaffen, das 
Menschen mit besonderen Förderbedarfen nicht strukturell getrennt von anderen 
Kindern behandelt. Das zentrale Anliegen von Inklusion besteht darin, alle Men-
schen in die gesellschaftlichen Systeme, so auch das Schulsystem, durchgehend 
einzubeziehen und nicht etwa aufgrund besonderer Förderbedarfe separat in eige-
nen Schulen von den Wegen der Teilhabe über die Regelschulsysteme auszuschlie-
ßen. Konkret ist demnach zu betrachten, inwiefern Kinder und Jugendliche ge-
meinsam unterrichtet werden oder, negativ formuliert, inwiefern Kinder und 
Jugendliche separat in Förderschulen unterrichtet werden.

Dem Bemühen um inklusive Beschulung kommt zudem entgegen, dass die 
Leistungen der Förderschulen im Hinblick auf das Gebot der Chancengerechtig-
keit als eher problematisch eingestuft werden, legt man die empirischen Befunde 
zugrunde: »Die Förderschule wird dem Verfassungsauftrag, Bildungsgerechtigkeit 
herzustellen, nicht gerecht, sie ist keine Schule der Chancengleichheit« (Wocken 
2007: 49). Mehr als 75 Prozent der Schüler verlassen die Förderschule ohne einen 
Hauptschulabschluss und sind ohne dieses schulische Zertifikat und durch die 
Etikettierung »Förderschulbesuch« auf dem berufsbildenden Markt, etwa gegen-
über Absolventen der Hauptschule, benachteiligt. 

Aktuelle empirische Befunde zur Wirksamkeit der inklusiven Beschulung hin-
sichtlich der Kompetenzentwicklung sind auf nationaler Ebene rar (Ausnahmen 
bilden die Untersuchungen in der BELLA-Studie, Lehmann und Hoffmann 2009; 
und die Untersuchungen auf Klassenebene in KESS, Rauer und Schuck 2007). Be-
funde aus anderen Ländern zeigen, dass die gesondert unterrichteten Schülerinnen 
und Schüler in der Leistungsentwicklung gegenüber denen benachteiligt sind, die 
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in inklusiven Klassenverbänden unterrichtet werden: So erreichen in einer norwegi-
schen Studie 35 Prozent der Schüler in Sonderklassen die allgemeinen Leistungs-
ziele gegenüber 60 Prozent der Schüler aus Klassen mit gemeinsamem Unterricht 
(Myklebust 2006; Übersicht zum Forschungsstand in Klemm und Preuss-Lausitz 
2008). In einer umfassenden Studie konnten Haeberlin et al. bereits 1990 zudem 
aufzeigen, dass das Leistungsvermögen im Fach Deutsch von Schülern mit beson-
derem Förderbedarf höher ist, wenn sie in den Schulen des Regelschulsystems un-
terrichtet werden. 

Wirkt sich inklusives Unterrichten negativ auf die Leistungsentwicklung der 
Schülerinnen und Schüler ohne besonderen Förderbedarf aus? Empirisch ergeben 
sich durch das inklusive Unterrichten hier keine Beeinträchtigungen, weder für die 
Leistungsstarken noch für die Leistungsschwächeren. Vielmehr zeigen die Schüle-
rinnen und Schüler aus inklusiv unterrichteten Klassen erhebliche soziale Kompe-
tenzen im Vergleich zu denjenigen aus den Klassen ohne gemeinsamen Unterricht 
(Feyerer 1998, 2003). Untersuchungen verdeutlichen zudem, dass ehemalige Schü-
lerinnen und Schüler aus inklusiv unterrichteten Klassen signifikant häufiger in die 
Berufsausbildung einmünden (Ginnold 2007). Bemerkenswert ist auch, dass meh-
rere Studien schlussfolgern: Besonders der Einfluss der heterogenen Lernklassen 
und die damit verbundenen Maßnahmen der individuellen Förderung können als 
lernförderlich für alle Kinder und Jugendlichen innerhalb inklusiver Beschulung 
gelten (ebd.; Feyerer 1998).

Die Notwendigkeit der inklusiven Beschulung ergibt sich aus dem ratifizierten 
politischen Willen, ein inklusives Schulsystem zu schaffen, dessen Umsetzung mit 
der Anerkennung der UN-Konvention für die Bundesländer verpflichtend ist. Zu-
gleich zeigt die Forschung bislang keinen Hinweis, der auf Nachteile für die Ent-
wicklung von Leistung und sozialen Kompetenzen von Kindern und Jugendlichen 
hindeutet, die durch inklusive Beschulung entstehen. Eher wird auf förderliche 
Auswirkungen des gemeinsamen Lernens verwiesen. 

Der in den Ländern erreichte Stand der Realisierung von Inklusion unterschei-
det sich erheblich (vgl. Abb. 3). Während in der oberen Ländergruppe ein Inklusi-
onsanteil von 40,8 Prozent besteht, weisen Länder in der unteren Gruppe einen 
deutlich geringeren Anteil von 13,3 Prozent inklusiv unterrichteter Schülerinnen 
und Schüler auf. Erneut liegen diesem differenten Bild weitere Unterschiede zwi-
schen den Ländern zugrunde. Sie beziehen sich zum einen auf die Berechnungs-
grundlagen der Inklusionsanteile (teils werden auch inklusive Organisationsfor-
men, in denen Schüler mit besonderem Förderbedarf nur teilweise oder aber gar 
nicht mit Schülern ohne besonderen Förderbedarf unterrichtet werden, statistisch 
als inklusiv geführt, etwa sogenannte Außenklassen), zum anderen auf generelle 
Unterschiede im Stand der Umsetzung des Rechts auf inklusive Bildung (Deut-
sches Institut für Menschenrechte 2011). Mit Blick auf das Ziel der inklusiven Be-
schulung und angesichts des Umstands, dass im Schuljahr 2009/2010 in Deutsch-
land von knapp 500.000 Kindern und Jugendlichen mit besonderem Förderbedarf 
rund vier Fünftel nach wie vor in gesonderten Schulen unterrichtet werden (79,9 %),
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Abbildung 3: �Anteil der Schüler mit besonderem Förderbedarf in den allgemeinen 
Schulen an allen Schülern mit besonderem Förderbedarf, Schuljahr 
2009/2010
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Quelle: KMK: Sonderpädagogische Förderung in allgemeinen Schulen 2009/10; KMK: Sonderpädagogische Förderung in 
Förderschulen 2009/10; eigene Berechnungen

besteht ein deutlicher Handlungsbedarf, die Inklusionsanteile auszubauen. Weiter-
gehende Untersuchungen zeigen, dass besonders der Sekundarbereich deutlich 
hinter den Inklusionsanteilen im Vorschul- und Primarbereich zurückliegt und ver-
stärkt ausgebaut werden müsste, um inklusive Bildungsbiografien zu fördern 
(Klemm 2010a).

Zusammenführung von Inklusionsanteilen und Förderquoten

Angesichts der erheblichen Unterschiede zwischen den Ländergruppen in den An-
teilen der Förderquoten und den Inklusionsanteilen sollen hier diese beiden Kenn-
zahlen zusammengeführt werden. Hintergrund ist die Frage, ob Länder mit höheren 
Förderquoten es gleichzeitig auch schaffen, ihre Kinder und Jugendlichen mit 
besonderem Förderbedarf inklusiv zu unterrichten – oder anders formuliert: Wie hoch 
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Abbildung 4: �Anteil der Schüler mit besonderem Förderbedarf, die gesondert in 
Förderschulen unterrichtet werden, an allen Schülern, Schuljahr 
2009/2010
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Quelle: KMK: Sonderpädagogische Förderung in allgemeinen Schulen 2009/10; KMK: Sonderpädagogische Förderung in 
Förderschulen 2009/10; KMK: Schüler, Klassen, Lehrer und Absolventen der Schulen 2000 bis 2009; eigene Berechnungen

ist die Zahl der Schülerinnen und Schüler mit besonderem Förderbedarf, die geson-
dert von den allgemeinen Schulen in Förderschulen unterrichtet werden, und wie 
steht dies im Verhältnis zu der Höhe des Anteils an inklusiv unterrichteten Schülern? 

Um darüber Auskunft zu geben, kann die sogenannte Exklusionsquote herange-
zogen werden, die den Anteil der Schüler anzeigt, die separat in Förderschulen un-
terrichtet werden, gemessen an allen Schülern. Will man gemäß der UN-Konven-
tion ein inklusives Schulsystem schaffen, könnte somit eine niedrige Exklusions-
quote (also wenige Schüler, die gesondert beschult werden, im Verhältnis zu allen 
Schülern) bei hohen Inklusionsanteilen (also möglichst vielen Schülern mit beson-
derem Förderbedarf, die inklusiv beschult werden) als wünschenswert gelten. Tat-
sächlich stellt sich dies jedoch ganz unterschiedlich dar.

Bei den ermittelten Exklusionsquoten fallen zunächst generelle Unterschiede 
zwischen den Ländergruppen auf (vgl. Abb. 4). Einer durchschnittlichen Quote von 
4,1 Prozent in der oberen Gruppe der Länder (aufgrund identischer Werte befinden 
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sich hier im Unterschied zu den bisherigen Gruppenbildungen nicht vier, sondern 
sechs Länder) steht in der unteren Gruppe eine weitaus höhere Quote von durch-
schnittlich 7,4 Prozent gegenüber. Daraus lässt sich zunächst festhalten, dass der An-
teil der Schülerinnen und Schüler, die von den allgemeinen Schulen separiert unter-
richtet werden, also gesondert in Förderschulen lernen, zwischen den Ländern unter-
schiedlich hoch ist. 

Berücksichtigt man nun die erreichten Inklusionsanteile (vgl. Abb. 3) und die 
ausgewiesene Förderquote (vgl. Abb. 2), zeigt sich, dass einzelne Länder beispiels-
weise bei den Inklusionsanteilen in der oberen Gruppe eingeordnet werden konn-
ten, im Hinblick auf die Exklusionsquote jedoch in der unteren Gruppe. Dies bedeu-
tet: Einzelne Länder zeigen vergleichsweise einen hohen Inklusionsanteil, infolge 
ihrer hohen Förderquote (also eines hohen Anteils an Schülern mit besonderem 
Förderbedarf) liegt jedoch auch der Anteil der Schüler, die gesondert unterrichtet 
werden, vergleichsweise hoch. Umgekehrt verdeutlicht diese Zusammenführung, 
dass einzelne Länder zwar im Vergleich einen geringen Inklusionsanteil aufweisen, 
allerdings infolge einer relativ niedrigen Förderquote auch insgesamt weniger Schü-
ler gesondert beschulen, also eine im Vergleich niedrigere Exklusionsquote aufwei-
sen. Dass beide Varianten auf einzelne Länder zutreffen, zeigt sich in den drei Visu-
alisierungen zu Förderquoten, Inklusionsanteilen und Exklusionsquoten, anhand 
derer zu erkennen ist, dass einzelne Länder sich jeweils in unterschiedlichen Rang-
gruppen befinden. 

Die bereits durch die Förderquoten und Inklusionsanteile verdeutlichten Diffe-
renzen zwischen den Ländergruppen werden durch die Exklusionsquote noch ein-
mal differenzierter ins Verhältnis gesetzt: Mit einem hohen Inklusionsanteil geht 
im Vergleich nicht immer auch ein niedriger Anteil an Schülerinnen und Schülern 
mit besonderem Förderbedarf einher, die separat unterrichtet werden.  

1.2 Ausbau und Besuch von Ganztagsschulen

Seit 2003 unterstützen Bund und Länder gemeinsam den Ausbau ganztagsschuli-
scher Angebote im Zuge des Investivprogramms »Zukunft Bildung und Be
treuung«, durch das die Bundesregierung den Aus- und Aufbau der Ganztagsinfra-
struktur mit insgesamt vier Milliarden Euro fördert. Schon diese Fördersumme ist 
ein Hinweis auf die großen Hoffnungen, die mit Ganztagsschulen verbunden wer-
den: An die Ganztagsschule richtet sich die Erwartung, dass sie die Vereinbarkeit 
von Familie und Erwerbstätigkeit unterstützt (sozialpolitische Dimension), zur Ent-
wicklung von Lernkultur und pädagogischer schulischer Praxis beiträgt (bildungs-
politische Dimension), Lernchancen verbessert, den Erwerb kognitiver und sozialer 
Fähigkeiten fördert sowie soziale Benachteiligung kompensiert (Holtappels 2009; 
Radisch und Klieme 2004). 

Sie kann zudem als Reaktion auf die Verletzung des zweiten Gerechtigkeitsprin-
zips nach Rawls verstanden werden: Der Ganztag hat das Potenzial, dafür zu sor-
gen, dass Kinder, die durch ihre Herkunft zufällig schlechtere Voraussetzungen 
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mitbringen, keine Nachteile erfahren. Ganztagsschulen bieten für Kinder und Ju-
gendliche auch eine Möglichkeit, außerunterrichtliche Bildungserfahrungen zu 
machen. Weitergehend ist damit die Hoffnung verknüpft, dass Ganztagsschulen 
einen Beitrag zu abgestimmten Kooperationen und Partnerschaften der relevanten 
Bildungsakteure vor Ort leisten (Rauschenbach 2009).

Gerade angesichts des zugeschriebenen Potenzials, sich um den Ausgleich 
schwacher sozialer Herkunftsbedingungen von Kindern und Jugendlichen zu be-
mühen, werden Ganztagsschulen hier verstanden als ein Instrument zur Herstel-
lung von mehr Chancengerechtigkeit, die über die Verlängerung der schulischen 
Lernzeit in den Nachmittag und neu entwickelte Lernkulturen im Rahmen der 
ganztägigen Angebote angestrebt wird. Der Aus- und Aufbau der Ganztagsschule 
kann anhand dieser Ziele explizit als eine Antwort auf gesellschaftlich veränderte 
Lebensbedingungen von Kindern und Jugendlichen verstanden werden (Rollett und 
Holtappels 2010). 

Vor dem Hintergrund der ambitionierten Zuschreibungen an Ganztagsschulen 
und angesichts der hohen Ressourcen, die in deren Ausbau investiert werden, inte-
ressiert nun im folgenden Abschnitt, wie weit es den Ländern gelingt, innerhalb 
ihrer Schulsysteme die Ganztagsangebote auf- und auszubauen und inwieweit diese 
von Kindern und Jugendlichen genutzt werden. Inwiefern sich diese Hoffnungen 
auch empirisch bestätigen, was also die Wirksamkeit von Ganztagsschulen in Be-
zug auf die Kompetenzen von Kindern und Jugendlichen kennzeichnet, wird in 
Kapitel 3 behandelt. 

Der quantitative Ausbau schulischer Ganztagsangebote

Die Kultusministerkonferenz (KMK) hat 2003 festgelegt, was unter einer Ganztags-
schule zu verstehen ist: Demnach müssen diese Schulen an mindestens drei Wo-
chentagen ein ganztägiges Angebot bereitstellen, das pro Tag wenigstens sieben 
Zeitstunden umfasst. Ganztagsschulen bieten ihren Schülerinnen und Schülern 
außerdem ein Mittagessen. Sämtliche Angebote werden unter Aufsicht und Einbin-
dung der Schulleitung durchgeführt und stehen in einem konzeptionellen Zusam-
menhang zum Unterricht. Dabei gibt es unterschiedliche Organisationsformen: In 
der offenen Form nehmen lediglich einzelne Kinder und Jugendliche die Angebote 
wahr und es besteht keine Teilnahmepflicht; in der teilgebundenen Form sind nur 
einige Schüler zur Teilnahme verpflichtet; und in dem voll gebundenen Modell neh-
men alle Schülerinnen und Schüler bindend an mindestens drei Tagen wöchentlich 
am Ganztag teil. Generell wird angenommen, dass durch die erweiterte Lernzeit in 
außerunterrichtlichen Angeboten, die in einem pädagogischen Gesamtrahmen ste-
hen, »die Ganztagsschulteilnahme leistungsrelevante Fähigkeiten (z. B. Lernfähig-
keiten wie Arbeitstechniken oder Lernstrategien) und damit auch die fachlichen 
Kompetenzen und überfachlichen Schlüsselkompetenzen der Schülerinnen und 
Schüler steigern kann« (Holtappels et al. 2010: 166). 



49

Zur Integrationskraft der Schulsysteme

Betrachtet man die von der KMK herausgegebenen Zahlen zu Ganztagsschulen, 
zeichnet die Entwicklung über die letzten Jahre einen deutlichen Ausbau an Ganz-
tagsschulen nach: Für 2009 bieten 46,8 Prozent aller Verwaltungseinheiten ganz-
tagsschulische Angebote gegenüber noch 28,3 Prozent im Jahr 2005, wobei der Aus-
bau offener Formen den höchsten Anteil aufweist (70,2 % an allen Ganztagsschu-
len). Verwaltungseinheiten umfassen hier immer eine Schuleinheit (also auch 
mehrere Schularten unter einem Dach), während die Ausweisung nach Schulen 
sich auf die einzelne Schulart bezieht. 

Insgesamt kann für die letzten Jahre ein erheblicher Ausbau ganztagsschuli-
scher Angebote festgestellt werden; allerdings sind gebundene Angebote bislang 
nicht die Regel. Diese Entwicklung kann als Indiz genommen werden, dass die ge-
rechtigkeitstheoretischen Potenziale von Ganztagsschulen nicht in dem Umfang 
ausgeschöpft und die unterschiedlichen Fähigkeiten nicht in dem Maße gefördert 
werden, wie es das Organisationsmodell zulassen könnte.

Im Ländergruppenvergleich ergibt sich ein differenziertes Bild zum Stand des 
Ausbaus schulischer Ganztagsangebote (vgl. Abb. 5): 

Abbildung 5: Anteil der Ganztagsschulen in den Ländern an allen Schulen, 2009
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Quelle: KMK: Allgemeinbildende Schulen in Ganztagsform in der Bundesrepublik Deutschland 2005–2009; Statistisches 
Bundesamt: Fachserie 11, Reihe 1, 2009/10; eigene Berechnungen
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In den Ländern der oberen Gruppe sind durchschnittlich 85,6 Prozent aller Schulen 
Ganztagsschulen, während sich der Ausbau in den Ländern der unteren Gruppe 
erst auf 26,1 Prozent beläuft. Dieser heterogene Stand wird auch auf unterschied
liche Schwerpunktsetzungen der Länder im Aufbau von Ganztagsschulen zurück-
geführt, was sich ebenfalls in einer erheblichen Spanne hinsichtlich der Länderan-
teile an den verschiedenen Schularten niederschlägt (Autorengruppe Bildungsbe-
richterstattung 2010). Berücksichtigt werden muss bei der Interpretation außerdem, 
dass die Datenlage nicht offenbart, was jeweils in den Ländern rechnerisch bereits 
als Ganztagsschule erfasst wird (etwa ob die Anbindung an einen Hort dafür aus-
reicht), und somit unklar ist, ob einzelne Länder unterschiedliche Vorgehensweisen 
in der statistischen Zählung haben. Ein einheitliches Meldeverfahren gibt es hier 
nicht. Da wir die Ausweisung des Ganztags nach Schulen und nicht nach Verwal-
tungseinheiten gewählt haben, sind zudem einige Doppelerfassungen inbegriffen. 

Die Nutzung schulischer Ganztagsangebote

Die Ganztagsangebote in Schulen umfassen unterschiedliche Elemente: von der 
Hausaufgabenbetreuung über fachbezogene Förderangebote und Arbeitsgemein-
schaften bis hin zu Freizeitangeboten. In der Grundschule haben ungebundene Frei-
zeitelemente eine größere Bedeutung als in der Sekundarstufe I, in der die fächer-
übergreifenden Angebote (AGs, Kurse, Projekte) von etwa zwei Drittel der Ganztags-
teilnehmenden besucht werden (StEG-Konsortium 2010). Dabei ist es – abgesehen 
von der verpflichtenden Teilnahme in gebundenen Formen – kein selbstverständ
licher Bestandteil schulischer Laufbahnen, Ganztagsschulen zu nutzen: Befunde  
aus der Studie zur Entwicklung von Ganztagsschulen (StEG) zeigen, dass die Teil-
nahme in den höheren Jahrgängen abnimmt (Steiner und Fischer 2011). Die Ursa-
chen können unter anderem in der größeren Bedeutung von Betreuungsaspekten im 
Primarbereich gesehen werden, da die Betreuungserwartungen von Eltern an Ganz-
tagsangebote mit dem Alter ihrer Kinder zusammenhängen (StEG-Konsortium  
2010). 

Betrachten wir die Ganztagsteilnahme unter dem Gesichtspunkt, wie zugäng-
lich die Angebote für nach soziostrukturellen Merkmalen unterscheidbare Schüler-
gruppen sind, fällt auf: In der dritten Jahrgangsstufe nehmen Kinder mit Migrati-
onshintergrund und geringem sozioökonomischem Status seltener am Ganztag teil 
als in der fünften Jahrgangsstufe, wo gerade diese Gruppen die Angebote nutzen. 
Begründet wird dieser Unterschied damit, dass speziell an Haupt- und integrierten 
Gesamtschulen der Ganztag häufiger in voll gebundener oder teilgebundener Form 
organisiert wird als in Grundschulen (ebd.).

Eine Möglichkeit, die Nutzung schulischer Ganztagsangebote zu erkunden, ist 
die Betrachtung des Anteils der Schüler, die am Ganztag teilnehmen. Analog zum 
fortschreitenden Ausbau von Ganztagsschulen berichtet die KMK-Statistik auch für 
die Nutzung der Angebote steigende Quoten: Demnach nehmen in Deutschland 
26,9 Prozent der Schülerinnen und Schüler im Jahr 2009 am Ganztagsbetrieb teil 
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– gegenüber 15,2 Prozent im Jahr 2005. In jedem Bundesland erhöhte sich 2009, 
soweit in der KMK-Statistik ausgewiesen, der Anteil an Ganztagsschülerinnen und 
-schülern gegenüber dem Vorjahr. 

Die Ländergruppenbetrachtung spiegelt wiederum Unterschiede in erheblichem 
Ausmaß (vgl. Abb. 6): 

Die untere Ländergruppe weist einen Anteil der Schüler im Ganztag von  
12,0 Prozent aus, während sich der entsprechende Anteil in der oberen Länder-
gruppe auf 55,8 Prozent beläuft. Allerdings muss gerade bei diesen beiden Gruppen 
berücksichtigt werden, dass es eine erhebliche Spanne zwischen den Einzelwerten 
gibt (von 8,5 bis 19,9 % in der unteren Gruppe und 45,0 bis 72,7 % in der oberen 
Gruppe). Trotz dieser Varianz signalisieren die Gruppendifferenzen deutlich den 
unterschiedlichen Stand der Teilnahme von Kindern und Jugendlichen an schuli-
schen Ganztagsangeboten in den Ländern. 

Der differenziertere Blick auf die Anteile der Schülerinnen und Schüler, nach 
Ganztagsformen unterteilt, erscheint wichtig, da sich gezeigt hat, dass insbesondere 
die vollen und teilgebundenen Angebote lernförderlichere Voraussetzungen bieten 
– wie eine günstigere soziale und leistungsgemäße Durchmischung in den

Abbildung 6: �Anteil der Schüler im Ganztagsbetrieb an allen Schülern, Primarstufe 
und Sekundarstufe I, 2009

Länder mit höheren Anteilen 
an Ganztagsschülern
Berlin
Hamburg
Sachsen
Thüringen

Länder mit mittleren
Anteilen an Ganztagsschülern
Baden-Württemberg
Brandenburg
Bremen
Hessen
Mecklenburg-Vorpommern
Niedersachsen
Nordrhein-Westfalen
Schleswig-Holstein

Länder mit niedrigeren
Anteilen an Ganztagsschülern
Bayern
Rheinland-Pfalz
Saarland
Sachsen-Anhalt

Anteil der Ganztagsschüler

0 5 10 15 20 25 30 35 40 45 50 55 60 65 70 75

55,8

27,7

12,0

Angaben in Prozent

Quelle: KMK: Allgemeinbildende Schulen in Ganztagsform in der Bundesrepublik Deutschland 2005–2009; KMK: Schüler, 
Klassen, Lehrer und Absolventen der Schulen 2000 bis 2009; eigene Berechnungen
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Lerngruppen –, als das in offenen Angeboten der Fall ist (Holtappels et al. 2010). 
Zudem wirkt sich die häufigere Teilnahme am Ganztag in den voll gebundenen 
Formen so aus, dass sich beispielsweise das Risiko reduziert, in der Sekundarstufe 
I eine Klasse wiederholen zu müssen (StEG-Konsortium 2010). 

Insgesamt liegt der Anteil an Schülerinnen und Schülern in Ganztagsangeboten 
der gebundenen Form bei 11,9 Prozent im Jahr 2009 und damit hinter dem Anteil 
derjenigen, die an offenen Formen teilnehmen (15 %, bezogen auf alle Schülerin-
nen und Schüler). Zwischen den Ländern ergeben sich hinsichtlich der Anteile in 
gebundenen Formen jedoch erhebliche Unterschiede (vgl. Abb. 7).

Die Anteile der Schülerinnen und Schüler, die an gebundenen Ganztagsangeboten 
teilnehmen, variieren in den Ländergruppen von durchschnittlich 3,3 Prozent bis hin 
zu durchschnittlich 24 Prozent. Angesichts der zitierten Befunde zu der gerade in ge-
bundenen Formen entfalteten Wirkung von Ganztag erscheinen diese Unterschiede 
bedenklich. Um über etwaige Versorgungsdefizite tatsächlich Auskunft geben zu kön-
nen, müssten jedoch die realen Angebotskapazitäten der einzelnen Schulen berück-
sichtigt werden, um sie dann der jeweiligen Nachfrage vor Ort gegenüberzustellen. 

Abbildung 7: �Anteil der Schüler in gebundenen Ganztagsformen an allen Schülern, 
Primarstufe und Sekundarstufe I, 2009
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Anteilen an Schülern im
gebundenen Ganztag
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gebundenen Ganztag
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Nordrhein-Westfalen
Rheinland-Pfalz
Thüringen

Länder mit niedrigeren
Anteilen an Schülern im
gebundenen Ganztag
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15,6
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Für diesen Vergleich wurden nur 13 Länder berücksichtigt, da für drei Länder die entsprechenden Angaben in der Statistik fehlen. 
Angaben in Prozent

Quelle: KMK: Allgemeinbildende Schulen in Ganztagsform in der Bundesrepublik Deutschland 2005–2009; KMK: Schüler, 
Klassen, Lehrer und Absolventen der Schulen 2000 bis 2009; eigene Berechnungen
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Die KMK-Statistik erlaubt hierüber bislang keinerlei Aussagen und die Erfassung 
einer solchen Relation erscheint auch aus vielerlei Gründen schwierig: In StEG 
konnte gezeigt werden, dass zumindest für fast die Hälfte der untersuchten Schulen 
keine feste Zahl an Plätzen im Ganztag existiert, welche sich abfragen ließe, son-
dern die Schulen flexibel auf die Nachfrage reagierten (Dieckmann, Höhmann und 
Tillmann 2007).11 Gleichzeitig wurde jedoch sichtbar, dass für ein Fünftel der Schu-
len die Nachfrage nicht gedeckt werden konnte, also tatsächlich auch Unterschiede 
in der Versorgungsrelation bestehen können, die für die differenzierte Analyse be-
rücksichtigt werden müssten. Bei Knappheitsproblemen werden dann auch etwaige 
damit einhergehende soziale Selektionsmechanismen relevant (Steiner 2009). Für 
eine differenzierte statistische Erfassung der Ganztagsnutzung wirkt sich zudem 
erschwerend aus, dass einige Schülerinnen und Schüler die Angebote nur zeitweise 
wahrnehmen und dass manche Schulen generell die Ganztagsträgerschaft und da-
mit auch die Organisation des Angebots an andere Einrichtungen ausgelagert ha-
ben (Stecher 2011).  

Vor dem Hintergrund der fehlenden Informationen zur konkreten Nutzung der 
Angebote wird hier auch auf eine Berechnung des Verhältnisses von schulischem 
Ganztagsausbau und seiner Nutzung verzichtet. 

Zusammenfassung

Die Integrationskraft der Schulsysteme bezog sich in diesem Kapitel auf zwei Berei-
che: Inklusive Beschulung soll das separierte Unterrichten von Kindern und Ju-
gendlichen mit besonderen Förderbedarfen und ihre Ausgrenzung vermeiden und 
so allen Kindern und Jugendlichen die Teilhabe an den regulären Wegen zum Bil-
dungserfolg ermöglichen; als ein besonderes Bildungsangebot soll die Teilnahme 
am Ganztag auch mehr Chancengerechtigkeit schaffen, indem sie zusätzlichen 
Raum und mehr Angebote für die individuellen Förderbedarfe von Kindern und 
Jugendlichen bietet. Die Befunde zeigen, dass es sowohl hinsichtlich der inklusiven 
Beschulung als auch mit Blick auf die ganztagsschulischen Angebote um die Integ-
rationskraft in den Schulsystemen unterschiedlich bestellt ist.

Den Schulsystemen der Länder gelingt es bisher sehr unterschiedlich, für das 
Recht aller Menschen auf inklusive Bildung – zu deren Schaffung sie verpflichtet 
sind – zu sorgen. Wird ein besonderer Förderbedarf diagnostiziert, zieht dies in der 
Regel eine gesellschaftliche Ausgrenzung in Form der Sonderbeschulung und da-
mit eine Etikettierung nach sich. Die kaum überschaubare Praxis der Feststellungs-
verfahren zum Förderbedarf kann als ein Verstoß gegen das Gleichheitspostulat 
gewertet werden und sollte nicht mit dem Verweis auf die Entscheidungshoheit der 
Länder begründet werden dürfen. Vor diesem Hintergrund scheint es umso mehr 
geboten, dass die Umsetzung der UN-Konvention in den Ländern forciert wird und 
damit die Integrationskraft ihrer Schulsysteme zunimmt. An dieser Stelle soll je-
doch auch nicht der Hinweis auf die erforderlichen Ressourcen für einen Umgestal-
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tungsprozess hin zu stärker inkludierenden Schulsystemen fehlen: Neben der Not-
wendigkeit der personellen und sächlichen Ausstattung bedarf es entsprechender 
methodisch-didaktischer Konzeptionalisierungen für ein gemeinsames Lernen. 
Dies verweist auch auf möglicherweise unterschiedliche mit den Förderschwer-
punkten einhergehende Anforderungen für die praktische Umsetzung der UN-
Konvention. 

Für die Schulsysteme bedeutsam ist zudem das bei den Bemühungen um inklu-
sive Beschulungen zu erwartende Ungleichgewicht: Besonders Schularten wie die 
Hauptschule, welche ohnehin mit einem niedrigen Leistungsniveau konfrontiert 
sind, werden vermutlich den Hauptteil der Inklusionsleistungen bewältigen müs-
sen (Bos, Müller und Stubbe 2010). Auf dem Weg zu einer inklusiven Beschulung 
aller Kinder und Jugendlichen stehen den Schulsystemen der Länder somit insge-
samt vielfältige Anforderungen und Ressourceneinsatz bevor (Klemm und Preuss-
Lausitz 2011). Erste länderübergreifende Bemühungen zur Umsetzung finden sich 
in der Formulierung gemeinsamer Empfehlungen (KMK 2011b).

Mit der ganztagsschulischen Ausgestaltung von Schulsystemen werden zahlrei-
che Erwartungen verknüpft, die vor allem darauf abzielen, für Kinder und Jugendli-
che Angebote bereitzustellen, die ihnen in anderen Lebensbereichen möglicherweise 
fehlen. Ganztagsschulen sollen sowohl für benachteiligte Kinder und Jugendliche 
aus sozial schwachen Familien kompensatorische Wirkungen entfalten als auch den 
Förderbedarfen von leistungsstärkeren wie -schwächeren Schülern begegnen. Die 
hier referierten Befunde spiegeln die seit Jahren zu beobachtende Entwicklung der 
quantitativen Zunahme des Ganztags im schulischen Bereich in allen Ländern wi-
der, wenngleich zwischen den Ländern teils deutliche Unterschiede bestehen. Mit 
diesem Trend der Zunahme kann jedoch derzeit noch keine Aussage über die Quali-
tät der schulischen Ganztagsangebote und ihre Wirksamkeit getroffen werden. 

2. �Zur Durchlässigkeit der Schulsysteme und über  
Anschlüsse schulischer Bildung

Die gegenwärtigen Schulsysteme sind eine zentrale Instanz, die Teilhabechancen 
an späteren sozialen und beruflichen Positionen vergibt. Berufskarrieren und Ar-
beitsmarktchancen werden durch zuvor stattgefundene Übergänge in und zwischen 
den Schulsystemen und Anschlusssystemen sowie durch den Erfolg oder Misser-
folg von Schullaufbahnen mitbestimmt. Deren Erfolg hängt von unterschiedlichen 
Ereignissen ab, die während der Schullaufbahnen eintreten (können): beispiels-
weise von der Übergangsentscheidung von der Grundschule in die weiterführende 
Schule, dem Wechsel zwischen den Schularten, den Möglichkeiten des Erwerbs von 
Abschlüssen oder auch dem Erleben von schulischem Versagen im Fall einer Klas-
senwiederholung. Damit rücken die Durchlässigkeit in den Schulsystemen und zu 
den sich anschließenden Bildungsangeboten wie Berufsbildungssystem und Hoch-
schule sowie Disparitäten an Übergangsstellen in den Fokus. 
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Durchlässigkeit im Bildungswesen bezieht sich dabei auf zwei Aspekte: die hori-
zontale Durchlässigkeit, also den Wechsel von Schülerinnen und Schülern zwi-
schen Schularten in parallele Bildungsgänge, und die vertikale Durchlässigkeit, 
also den Übertritt in andere Schulstufen, etwa von der Realschule in die gymnasiale 
Oberstufe (Bellenberg 1999; zur Entkopplung von Schularten und Schulabschlüs-
sen siehe auch Kapitel 4). 

Konkret wird in diesem Kapitel der Blick auf den Übergang von der Grundschule 
zur weiterführenden Schule gerichtet sowie auf die jeweiligen Wechselanteile zwi-
schen Schularten auch nach dem erfolgten Übergang aus der Grundschule sowie 
auf Klassenwiederholungen. Da Letztere oft mit Schulwechseln einhergehen, wer-
den sie als Risiko für einen Schulabstieg verstanden und damit ebenfalls als ein 
Aspekt von Durchlässigkeit behandelt. Schließlich werden zwei Anschlussbereiche 
des Übergangs von den allgemeinbildenden Schulsystemen in die berufliche Bil-
dung betrachtet: das Berufsbildungssystem und die Hochschulbildung. 

2.1 Übergänge und Durchlässigkeit 

Die meisten deutschen Schulsysteme sind im internationalen Vergleich noch stark 
gegliedert. Nachdem bereits bei der Einschulung Kinder durch Zurückstellungen 
aussortiert werden, greift in den Schulsystemen meist schon nach vier Jahren eine 
potenziell lebensentscheidende Selektion durch die Zuweisung der Grundschulkin-
der auf unterschiedliche Schularten, die vorrangig jeweils unterschiedliche Ab-
schlüsse ermöglichen. 

Einschulung und der Übergang von der Grundschule auf weiterführende Schulformen

In der Regel beginnt das Schulleben für alle Kinder in Deutschland mit der Ein-
schulung in die Grundschule. Unter anderem als Folge bildungspolitischer Bemü-
hungen, Kinder früher schulisch zu fördern, ist der Anteil Sechsjähriger in den 
Schulsystemen gestiegen (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2010). In 
Deutschland gab es im Schuljahr 2009/2010 knapp 85 Prozent fristgerechte Ein-
schulungen in Grundschulen, denen rund 5,2 Prozent Nichteinschulungen gegen-
überstehen (die Differenz zu 100 % ergibt sich aus dem Anteil der vorzeitig Einge-
schulten). Es wurden 37.409 Kinder von der Einschulung zurückgestellt oder be-
freit, die nun im Unterschied zu den meisten Gleichaltrigen voraussichtlich erst ein 
Jahr später ihre Schullaufbahn beginnen. 

Die Schulsysteme in den Ländern sehen nach der vierjährigen Grundschulzeit 
(in Berlin und Brandenburg sechsjährig) einen Wechsel auf die weiterführenden 
Schulformen vor, die schließlich zu einem Schulabschluss führen sollen. Dies sind 
im öffentlichen Bereich die Hauptschule, die Realschule oder Schularten mit mitt-
leren Bildungsgängen, das Gymnasium sowie die Förderschule.12 Diese internatio-
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nal gesehene Besonderheit der frühen Selektion stellt eine zwingende Schnittstelle 
dar, die alle Kinder erfahren und die bedeutsam für ihren weiteren bildungsbiogra-
fischen Werdegang ist. Dabei gilt: »Im Bildungssystem darf nicht jeder nach freiem 
Willen jede Laufbahn wählen« (Ditton und Krüsken 2009: 77); vielmehr ist die Ent-
scheidung, wohin es nach der Grundschule geht, formal an das Leistungsniveau 
und die erreichten Noten geknüpft.

In den meisten Bundesländern wird die Wahl der weiterführenden Schule durch 
die Grundschulempfehlung bestimmt, in anderen Ländern liegt sie in den Händen 
der Eltern, auch wenn diese durch die Empfehlung der Grundschule gelenkt wer-
den. Demnach folgen Eltern häufig der Grundschulempfehlung oder diese wird in 
Abstimmung mit den Eltern ausgesprochen (van Ophuysen 2006). Gerade mal 17 
Prozent der Eltern weichen von der Empfehlung nach oben ab, wie IGLU-Daten 
zeigen (Bos et al. 2003). 

Als besonders problematisch erweist sich, dass Grundschulempfehlungen sach-
fremden Einflüssen unterliegen und zugunsten der status- und bildungshöheren 
Gruppe und somit nicht ausschließlich nach leistungsbezogenen Kriterien ausfal-
len (Maaz und Nagy 2010). Anhand von IGLU-Daten konnte gezeigt werden, dass 
Kinder aus den oberen Dienstklassen eine höhere Chance auf eine Gymnasialemp-
fehlung haben als Kinder aus einem Facharbeiterhaushalt – bei gleicher Leistung 
und gleicher kognitiver Ausgangslage (Bos et al. 2004). Ähnliches zeigte sich an-
hand von PISA-Daten, wonach ein Jugendlicher aus einer oberen Dienstklasse eine 
rund dreimal höhere Chance hat, auf das Gymnasium zu gelangen, als ein Jugend-
licher aus einer Arbeiterfamilie – bei gleichem Kompetenzstand (Ehmke und Bau-
mert 2007). 

Auch Kindern mit Migrationshintergrund gelingt im Vergleich seltener der 
Wechsel auf das Gymnasium oder die Realschule, wobei sich diese Unterschiede 
ebenfalls auf die unterschiedlichen sozialen Hintergrundbedingungen und die Dif-
ferenzen in der schulischen Leistung zurückführen lassen (Kristen und Dollmann 
2009). Somit ist festzuhalten: »Als offizielles Kriterium für diese Übergangsent-
scheidung galt (und gilt) die Leistungsfähigkeit und die Begabung der Kinder, tat-
sächlich ist jedoch der massive Einfluss der sozialen Herkunft immer wieder nach-
gewiesen worden« (Horstkemper und Tillmann 2008: 287). 

Der Zusammenhang zwischen den Chancen auf einen Gymnasialbesuch und 
der sozialen Herkunft wurde in allen großen Schulleistungsstudien wie IGLU und 
PISA gezeigt. Die jüngsten ländervergleichenden Analysen bieten die Untersuchun-
gen zu den Bildungsstandards, welche deutliche Unterschiede in den Chancen auf 
einen Besuch des Gymnasiums nach sozialer Herkunft ermitteln (Knigge und 
Leucht 2010). Hierzu wurde unter anderem über sogenannte Wettquotienten unter 
Kontrolle der Fachleistung in Deutsch die relative Chance für einen Gymnasialbe-
such unter Berücksichtigung der jeweiligen Sozialschicht ermittelt (die sogenann-
ten EGP-Klassen), aus der die Jugendlichen stammen. Für Deutschland insgesamt 
wurde ein Quotient von 4,5 errechnet. Das bedeutet, dass ein Kind aus der oberen 
Dienstklasse eine 4,5-mal höhere Chance hat, das Gymnasium zu besuchen, als ein 



57

� Zur Durchlässigkeit der Schulsysteme und über Anschlüsse schulischer Bildung

Kind aus einem Arbeiterhaushalt (ebd.). Im Ländergruppenvergleich stellen sich die 
Unterschiede dieser Chancen wie folgt dar (Abb. 8): In allen Ländergruppen zeigt 
sich die höhere Chance für Kinder aus oberen Dienstklassen auf den Besuch des Gym-
nasiums gegenüber den Kindern, die aus unteren Dienstklassen stammen. Diese 
Chancen unterscheiden sich aber nochmals zwischen den Ländergruppen: So liegen 
sie in der oberen Gruppe bei durchschnittlich 2,5; dagegen ist die Chance auf einen 
Gymnasialbesuch in der unteren Gruppe für ein Kind aus oberen Dienstklassen 
durchschnittlich 6,1-mal höher als für Kinder aus den unteren Dienstklassen – bei 
Kontrolle von Lesekompetenz.

Die Forschung zum Übergang vom Primar- in den Sekundarbereich zeigt neben 
sozialen Disparitäten weitere Problemlagen, etwa hinsichtlich der Übergangsgestal-
tung, wie die oft fehlende Abstimmung und Zusammenarbeit zwischen abgeben-
der und aufnehmender Schule, und auch bezüglich des individuellen Erlebens die-
ses Lebensereignisses, durch das Kindern die Bewältigung neuer Anforderungen 
und grundsätzliche Umstellungsleistungen abverlangt werden (Helsper et al. 2009).

Insgesamt ergibt sich aus vielen Bereichen der Forschung, dass der Übergang 
von der Grundschule zur weiterführenden Schule eine durchaus kritische Schnitt-
stelle mit hoher lebensgeschichtlicher Bedeutung darstellt. 

Abbildung 8: �Relative Chancen auf den Gymnasialbesuch von Kindern aus unteren 
Dienstklassen im Vergleich zu Kindern aus oberen Dienstklassen

Länder mit höheren
relativen Chancen 
auf den Gymnasialbesuch
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Hamburg
Hessen
Sachsen

Länder mit mittleren
relativen Chancen 
auf den Gymnasialbesuch
Bremen
Mecklenburg-Vorpommern
Nordrhein-Westfalen
Rheinland-Pfalz
Saarland
Sachsen-Anhalt
Thüringen

Länder mit niedrigeren
relativen Chancen 
auf den Gymnasialbesuch
Baden-Württemberg
Bayern
Niedersachsen
Schleswig-Holstein

2,5

3,9

6,1

Relative Chance auf den Gymnasialbesuch (Wettquotient)
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Quelle: Untersuchungen zu den Bildungsstandards 2009, vgl. Köller, Knigge und Tesch 2010; eigene Berechnungen
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Betrachtet man, wie sich Fünftklässler, die zuvor die Grundschule besucht haben, 
auf die verschiedenen weiterführenden Schularten verteilen, so zeigt sich für das 
Schuljahr 2009/2010, dass sich ein Trend aus den vergangenen Jahren fortsetzt: hin 
zu steigenden Anteilen des Gymnasiums und sinkenden Anteilen der Hauptschule 
(Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2010). Insgesamt wechselten im Jahr 
2009 hierzulande 748.876 Kinder von der Grundschule in die weiterführende Schul-
art, von denen allein 41,6 Prozent auf das Gymnasium gingen (Tab. 3). Der Gymna-
sialanteil weist hier in den meisten Ländern den höchsten Anteil aus. Betrachtet 
wurden auch die Förderschulanteile: Bundesweit mussten 4.078 Kinder nach der 
Grundschulzeit auf eine Förderschule wechseln. Dies ist umso bedeutsamer, da 
diese Schüler bereits mit dem Übergang zur Förderschule geringere Erfolgsaussich-
ten haben, diese Schulart mit mindestens einem Hauptschulabschluss zu verlassen 
(Solga 2009).

Tabelle 3: �Verteilung der Fünftklässler, die im vorangegangenen Jahr die Grund­
schule besuchten, auf die Schularten, Schuljahr 2009/2010

 Orientie­
rungs­
stufe

Haupt­
schule

Schular­
ten mit 

mehreren 
Bildungs­
gängen

Real­
schule

Gymna­
sium

Integ­
rierte 

Gesamt­
schule

Förder­
schule

alle 
Über­
gänge

absolut 10.219 113.789 57.306 168.302 311.295 83.887 4.078 748.876

in % 1,4 15,2 7,7 22,5 41,6 11,2 0,5 100,0

In Berlin und Brandenburg wurden die Siebtklässler zugrunde gelegt, die aus der sechsjährigen Grundschule kommen. 
Besonderheiten wurden auch in Mecklenburg-Vorpommern berücksichtigt.

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 1, 2009/10

Der zunehmende Wechsel auf ein Gymnasium wird zum einen durch den demo-
graphischen Wandel erklärt, in dessen Folge besonders die Hauptschulen von rück-
läufigen Schülerzahlen betroffen sind. Zum anderen lassen die gestiegenen Bil-
dungsaspirationen von Eltern wie auch von Schülern das Gymnasium besonders 
attraktiv erscheinen – als die Schulform, die in allen Ländern zu dem höchsten 
Schulabschluss führt.

Mit diesem Fokus auf das Gymnasium werden ländergruppenbezogene Unter-
schiede in den Anteilen dieser Schulart sichtbar (Abb. 9): von 48,5 Prozent in der 
oberen Gruppe der Länder zu 39 Prozent in der unteren Gruppe. Dabei berücksich-
tigt diese Betrachtung zwar nicht die jeweilige landesspezifische Schulstruktur mit 
Besonderheiten wie einem stark ausgeprägten Gesamtschulsystem oder beruflichen 
Gymnasien, signalisiert aber gleichwohl die bestehenden Unterschiede in den Über-
gangsquoten bezogen allein auf die Schulform, die in allen 16 Ländern vorhanden 
ist und in der Regel zum höchsten schulischen Abschluss führt. Dass jedoch dieser 
Abschluss, also die Hochschulreife, in einigen Ländern tatsächlich nicht nur auf 
dem klassischen Weg über den Besuch des Gymnasiums erworben wird, zeigen die 
Ausführungen zu den schulischen Zertifikaten in Kapitel 4.
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Abbildung 9: �Anteil der Fünftklässler, die nach der Grundschule auf ein 
Gymnasium wechselten, Schuljahr 2009/2010

Länder mit höheren Anteilen 
des Übergangs zum Gymnasium
Berlin
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Sachsen

Länder mit mittleren Anteilen 
des Übergangs zum Gymnasium
Bayern
Bremen
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Mecklenburg-Vorpommern
Niedersachsen
Rheinland-Pfalz
Sachsen-Anhalt
Thüringen

Länder mit niedrigeren Anteilen 
des Übergangs zum Gymnasium
Baden-Württemberg
Nordrhein-Westfalen
Saarland
Schleswig-Holstein
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Anteile Übergang zum Gymnasium
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* In Berlin und Brandenburg wurden die Siebtklässler zugrunde gelegt, die aus der sechsjährigen Grundschule kommen, 
Besonderheiten wurden auch in Mecklenburg-Vorpommern berücksichtigt: 
In MV besuchen die Schülerinnen und Schüler seit 2006/07 die Jahrgangsstufen 5 und 6 als Orientierungsstufe (vorwiegend 
an Schulen mit mehreren Bildungsgängen). Betrachtet werden daher in Jahrgangsstufe 7 die Übergänge aus dieser Schulart 
zuzüglich derjenigen, die bereits zwei Jahre zuvor (in Jg. 5) auf eine Sekundarschulart (Sport- und Musikgymnasium oder 
Integrierte Gesamtschule) übergegangen sind (vgl. zu diesem Vorgehen: Nationaler Bildungsbericht 2010, Tab. D1-1A-web). 
Angaben in Prozent

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 1, 2009/10; eigene Berechnungen

Wechsel zwischen den Schularten und Übergang in die Sekundarstufe II

Prinzipiell ist es in Deutschland auch nach dem Übergang von der Grundschule zur 
weiterführenden Schule möglich, zu einem späteren Zeitpunkt die Schulart zu 
wechseln, wenn sich die vorherige Wahl als nicht passend erweist oder die Leis-
tungsentwicklungen des Kindes dies nahelegen. Wechsel, aufwärts wie abwärts, 
sind in allen Ländern zum Teil an unterschiedliche Regelungen und Voraussetzun-
gen geknüpft, wie etwa einen bestimmten Notenspiegel, Klassenkonferenzbe-
schlüsse und Aufnahmeprüfungen (Bellenberg, Hovestadt und Klemm 2004). Die 
Möglichkeit des Schulartwechsels soll somit ein entscheidendes Korrektiv falscher 
Bildungsgangentscheidungen darstellen. 
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Tatsächlich aber wird vorwiegend nach unten korrigiert, da die meisten Schulart-
wechsel in Richtung einer kognitiv weniger anspruchsvollen Schulart erfolgen. Be-
trachtet man die Schularten – die Anteile werden ohne die aus der Förderschule be-
richtet –, so fanden im Schuljahr 2009/2010 insgesamt 71.885 Wechsel in den Jahr-
gangsstufen 7 bis 9 statt. Die Wechseldynamik in den Ländern ist hier unterschiedlich: 
Die Spannweite reicht von 1,1 bis zu 12,3 Prozent Wechselanteil (Tab. 33, Anhang). 

Von allen Wechseln sind etwas mehr als die Hälfte Abwärtswechsel, die Schüler 
also auf eine weniger anspruchsvolle Schulart vollziehen, wovon wiederum rund 
30 Prozent vom Gymnasium kommen. Der Anteil der tatsächlichen Aufwärtswech-
sel (also Wechsel zu Schularten, die vorrangig einen höheren Abschluss anbieten) 
beläuft sich hingegen auf 11,9 Prozent. 

Betrachtet man die tatsächlichen Aufwärts- und Abwärtswechsel im Verhältnis, 
so kommen in Deutschland auf einen Aufwärtswechsel durchschnittlich 4,3 Wech-
sel in eine niedrigere Schulart. Dieses Verhältnis stellt sich im Ländergruppenver-
gleich unterschiedlich dar (Abb. 10): In der oberen Gruppe der Länder kommen auf 
einen Aufwärtswechsel durchschnittlich 2,3 Abwärtswechsel, wogegen sich dieses 
Verhältnis in der unteren Gruppe deutlich verschärft: Hier stehen einem Aufwärts 
wechsel durchschnittlich 11,4 Abwärtswechsel gegenüber. Auch wenn wiederum 
schulstrukturelle Besonderheiten in den Ländern zu berücksichtigen sind, wie ein

Abbildung 10: �Verhältnis von Aufwärts- und Abwärtswechseln der Schüler in den 
Jahrgangsstufen 7 bis 9, Schuljahr 2009/2010 
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Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 1, 2009/10; eigene Berechnungen
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stark ausgebautes Gesamtschulsystem oder berufliche Gymnasien – bei der Interpre-
tation dieser insgesamt geringen Anteile an Aufwärtswechseln zeigt sich, dass die 
horizontale Durchlässigkeit vor allem als Durchlässigkeit nach unten Anwendung 
findet. Die Ursachen für die Differenz zwischen hohen Abwärts- und niedrigen Auf-
wärtswechseln werden vor allem darin gesehen, dass schlechte Leistungen hinsicht-
lich einer Nichtversetzung (und damit einher geht oft der Schulartwechsel) geprüft 
werden und weniger die guten Leistungen dahingehend, ob ein Wechsel in eine an-
spruchsvollere Schulart erfolgen kann (Bellenberg, Hovestadt und Klemm 2004). 

Ein besonderer Indikator für die horizontale Durchlässigkeit der Schulformen 
ist der Wechsel von Schülern aus den Förderschulen in das allgemeine Schulsys-
tem, da sich hierüber abbildet, inwiefern es Förderschülern gelingt, in das Regel-
schulsystem einzutreten. Es handelt sich dabei aber nicht nur um Schüler, die es in 
die inklusive Beschulung an den allgemeinen Schulen schaffen, also weiterhin ei-
nen besonderen Förderbedarf aufweisen, sondern hierunter fallen auch diejenigen, 
die keinen besonderen Förderbedarf mehr aufweisen und daher in die allgemeinen 
Schulen wechseln. Für das Schuljahr 2009/2010 vollzogen diesen Wechsel in den 
Jahrgangsstufen 7 bis 9 in Deutschland insgesamt 1.743 Schüler. Bezogen auf die 
Kinder und Jugendlichen aus Förderschulen in den Klassenstufen 7 bis 9 insgesamt 
ergibt dies für Deutschland einen Wechselanteil von 7,7 Prozent. Zwischen den Län-
dern besteht hier eine Spanne von 0,5 Prozent Wechseln aus Förderschulen in die 
allgemeinen Schulen bis zu 7,9 Prozent Wechseln (Tab. 34, Anhang).13

Viele Schülerinnen und Schüler wechseln hierzulande am Ende der Sekundar-
stufe I (Jahrgangsstufe 9 oder 10) in die Sekundarstufe II der allgemeinbildenden 
Schularten. Dieser Eintritt in den Bildungsbereich, der unter anderem auf den höchs-
ten Schulabschluss vorbereitet (allgemeine Hochschulreife), erfolgt entweder aus ei-
nem Übergang innerhalb der Schulart, also von Schülerinnen und Schülern, die sich 
zum Beispiel schon auf dem Gymnasium befinden, aber auch als Aufwärtswechsel 
aus anderen Schularten, also etwa von mittleren Schulen auf das Gymnasium. 

In die Sekundarstufe II traten in Deutschland 354.949 Schülerinnen und Schü-
ler im Schuljahr 2009/2010 ein. Hierunter befanden sich zu 8,3 Prozent noch dieje-
nigen, die von anderen Schularten kommen, wobei sich das neunjährige Gymna-
sium insgesamt als durchlässiger erweist als das achtjährige (10,1 zu 2,8 % Wechs-
leranteil). Eine Möglichkeit des Übertritts in die Sekundarstufe II bieten auch die 
beruflichen Schulen: Diese verzeichnen für 2009 in der Sekundarstufe II 167.907 
Anfängerinnen und Anfänger zum Erwerb der Hochschulzugangsberechtigung  
(z. B. in Fachgymnasien, beruflichen Gymnasien oder entsprechenden Bildungs-
gängen der Fachoberschule; BIBB und Bertelsmann Stiftung 2011). Der Erwerb der 
schulischen Abschlüsse wird gesondert in Kapitel 4 behandelt. 

Klassenwiederholungen 

Die bereits thematisierten hohen Anteile an Wechslern in weniger anspruchsvolle 
Schularten rekrutieren sich zum Teil aus einem zentralen Merkmal schulischen  
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Abbildung 11: �Anteil der Wiederholer in der Sekundarstufe der allgemeinen 
Schulen an allen Schülern, Schuljahr 2009/2010
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Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 1, 2009/10; Eigene Berechnungen

Misserfolgs, dem sogenannten Sitzenbleiben. Dieses wird bildungspolitisch wie 
auch wissenschaftlich immer wieder kontrovers diskutiert, wobei inzwischen die 
skeptischen Einschätzungen möglicher positiver pädagogischer Effekte überwie-
gen. Die zentrale Kritik bezieht sich zum einen auf die infolge der Nichtversetzung 
verlängerte Schulzeit und damit den verzögerten Eintritt in den Arbeitsmarkt, zum 
anderen auf die langfristig fehlenden leistungssteigernden Effekte (Tillmann und 
Meier 2001). 

Die Nichtversetzung in die nächsthöhere Klassenstufe aufgrund mangelhafter 
Leistungen »stellt eine im internationalen Vergleich auffallend häufig ergriffene 
Maßnahme dar« (Bellenberg, Hovestadt und Klemm 2004: 59), wogegen weit sel
tener Klassen wegen besonders hervorstechender Leistungen übersprungen wer-
den. Dabei soll Nichtversetzung – so die Erwartung – ein Instrument sein, um leis-
tungshomogenere Klassen zu schaffen. Tatsächlich aber zeigt die Forschung keine 
nachhaltige Leistungsverbesserung der betroffenen Kinder und Jugendlichen 
(Ehmke, Drechsel und Carstensen 2008), allerdings gesamtgesellschaftlich zu tra-
gende Kosten von knapp einer Milliarde Euro jährlich, die durch Klassenwiederho-
lungen entstehen (Klemm 2009a). 
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Vor dem Hintergrund eines zunehmenden bildungspolitischen Willens der Län-
der, die Wiederholerquote zu senken (im Brahm 2011), ist in den letzten Jahren zu 
beobachten, dass der Anteil der Schülerinnen und Schüler, die eine Klasse wieder-
holen müssen, zurückgeht. Belief sich dieser 2007/2008 noch auf 2,7 Prozent, ist er 
im Folgejahr auf 2,2 Prozent gesunken und liegt im Schuljahr 2009/2010 bei  
2,1 Prozent. Dahinter verbergen sich aber immer noch 173.597 Kinder und Jugend-
liche, deren Schulzeit sich durch die Wiederholung verlängern wird. Bezogen auf 
die Bildungsbereiche weist der Primarbereich14 (in dem durch die flexible Schulein-
gangsphase keine Klassenwiederholungen im Jahrgang 1 oder 2 stattfinden) eine 
Wiederholerquote von 0,5 Prozent im Schuljahr 2009/2010 auf; im Sekundarbereich 
I müssen 2,9 Prozent der Schüler eine Klasse wiederholen und im Sekundarbereich 
II sind dies 2,8 Prozent. Schulartbezogen ist die Wiederholerquote der Realschulen 
mit 4,5 Prozent am höchsten.15

Auffallend sind die Unterschiede in den Wiederholerquoten zwischen den Län-
dern, betrachtet man die Sekundarstufe I und II zusammengefasst, also die Bil-
dungsbereiche mit den höchsten Wiederholeranteilen (Abb. 11). 

Zwischen den Ländergruppen ergibt sich eine Spanne von 1,7 Prozent (obere 
Gruppe) bis zu einem 4,5-prozentigen Anteil in der unteren Gruppe. Scheint es so-
mit zwar bundesweit einen rückgängigen Trend an Klassenwiederholungen zu ge-
ben, signalisieren diese deutlichen Länderdifferenzen jedoch, dass die Praxis des 
Nichtversetzens unterschiedlich ist.

2.2 Anschlüsse 

Jugendliche verlassen nach Erwerb eines Schulabschlusses und zum Teil auch ohne 
Abschluss (Kap. 4) die allgemeinbildende Schule, um meist in die anschließenden 
Bildungsangebote wie Berufsbildungssystem oder Hochschule einzutreten, zu ei-
nem geringen Teil auch direkt in den Arbeitsmarkt.

Neuzugänge in das Duale System als ein Bereich der Berufsbildung 

Eine Definition des Berufsbildungssystems unterteilt dieses in drei Sektoren 
(Baethge 2008a): Duales System, Berufsschulsystem und Übergangssystem. Diese 
drei Systeme weisen eine unterschiedliche innere Kohärenz auf. Während das Über-
gangssystem weniger ein System als vorrangig ein loses Bündel an Maßnahmen 
ohne Berufsabschluss ist, bereitet das vollzeitschulische Schulberufssystem vor al-
lem auf Berufe im Dienstleistungssektor vor und steht gleichwertig neben dem Du-
alen System. Das Duale System, das den größten Sektor im Berufsbildungssystem 
ausmacht, hat ein hohes nationales wie internationales Ansehen (ebd.), was sich 
auch in der Nachfrage widerspiegelt: Die Mehrzahl (51 %) der Schulabgänger mit 
und ohne Schulabschluss wünscht sich einen Ausbildungsplatz im Dualen System, 
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wobei dies – bezogen auf die Schularten – am häufigsten die Abgänger aus den 
mittleren Schularten anstreben (BIBB und Bertelsmann Stiftung 2011). 

Für das Jahr 2009 stellen sich die tatsächlichen Übergänge auf die Sektoren des 
Berufsbildungssystems nach schulischem Vorbildungsniveau wie folgt dar:

Tabelle 4: �Verteilung der Neuzugänge auf die drei Sektoren des Berufsbildungs­
systems nach schulischer Vorbildung, 2009 

ohne Hauptschul­
abschluss

mit Hauptschul­
abschluss

mit mittlerem 
Abschluss

mit  
Hochschulreife

absolut in % absolut in % absolut in % absolut in %

Duales 
System

22.928 27,1 152.181 45,2 232.161 54,8 98.358 68,0

Schulbe-
rufssystem

455 0,5 34.856 10,3 125.835 29,7 43.278 29,9

Über-
gangs- 
system

61.278 72,4 149.843 44,5 65.924 15,6 2.937 2,0

Summen 84.661 100,0 336.880 100,0 423.920 100,0 144.573 100,0

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 2, 2009/10	

Obwohl im Dualen System inzwischen auch die Neuzugänge mit fehlendem und 
vorhandenem Hauptschulabschluss steigende Anteile aufweisen, besteht nach wie 
vor ein nach schulischer Vorbildung auszumachendes Ungleichgewicht in den drei 
Sektoren. Dies geht im Wesentlichen zulasten der Jugendlichen, die maximal einen 
Hauptschulabschluss haben. So erreichen die Jugendlichen ohne Hauptschulab-
schluss nur zu etwas mehr als einem Viertel das Duale System direkt, Jugendliche 
mit Hauptschulabschluss immerhin zu 45,2 Prozent, wohingegen mehr als zwei 
Drittel der Neuzugänge mit Fachhochschulreife oder allgemeiner Hochschulreife 
(68 %) in das Duale System einmünden. Fokussiert man die Jugendlichen ohne 
schulischen Abschluss und diejenigen mit Hauptschulabschluss, also die Gruppe, 
die bundesweit am stärksten von einer Polarisierung nach schulischem Vorbil-
dungsniveau im Berufsbildungssystem betroffen ist, so ergibt der Ländergruppen-
vergleich gravierende Unterschiede in den Anteilen am Dualen System (Abb. 12). 

Gegenüber den Ländern in der oberen Gruppe mit einem durchschnittlichen An-
teil an Neuzugängen von 54,5 Prozent beträgt dieser Anteil in der unteren Gruppe 
fast 20 Prozentpunkte weniger (36,6 %). Bei der Interpretation gilt es zu berücksich-
tigen, dass gerade das Duale System stark gekoppelt ist an die unterschiedlichen 
Dynamiken der Arbeitsmärkte in den Ländern sowie an die jeweiligen regionalen 
wirtschaftlichen Strukturen und Entwicklungen. Zudem ist seine Bedeutung vor 
allem im Ost-West-Vergleich unterschiedlich: Das Duale System hat im Osten eine 
geringere Bedeutung als die außerbetrieblichen Bildungsangebote (Funcke, Ober-
schachtsiek und Giesecke 2010). Es bleibt festzuhalten, dass neben der generellen 
Benachteiligung von Schulabgängern mit maximal Hauptschulabschluss, in das Du-
ale System zu gelangen, die Problemlage in den Ländern sehr unterschiedlich ist.
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Abbildung 12: �Neuzugänge im Dualen System mit maximal Hauptschulabschluss an 
allen Neuzugängen mit maximal Hauptschulabschluss, 2009
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Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 2, 2009/10; eigene Berechnungen

Die Differenzen der Beteiligung im Dualen System nach schulischer Vorbil-
dung verschärfen sich, betrachtet man die ausländischen Jugendlichen und 
ihre Anteile im Vergleich zu den deutschen Jugendlichen: Bezogen auf die Neu-
zugänge erreicht die Gruppe der ausländischen Jugendlichen mit maximal 
Hauptschulabschluss lediglich einen Anteil von 27 Prozent im Dualen System 
gegenüber 43,7 Prozent der vergleichbaren deutschen Jugendlichen. Kaum ein 
Land weist hier ausgewogene Anteilsgrößen auf. In jedem Bundesland schaffen 
es die deutschen Jugendlichen mit maximal Hauptschulabschluss eher in das 
Duale System als die ausländischen Jugendlichen. Diese Disparität bezeichnete 
bereits der Nationale Bildungsbericht als ein großes Problem hinsichtlich der 
Schaffung von Chancengleichheit und Sicherung von Arbeitskräftepotenzial 
(Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2010). Trotz der inzwischen (vorran-
gig demographisch bedingten) zunehmenden Entspannung des Ausbildungs-
marktes kann von einer ausreichenden Integration ausländischer Jugendlicher 
in das Duale System nicht die Rede sein (Gericke und Uhly 2010). 
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Neuzugänge in das Übergangssystem als ein Bereich der Berufsbildung 

Die strukturellen Verschiebungen der Anteile in den drei Sektoren des Berufsbil-
dungssystems gehen mit einer Expansion des Übergangssystems seit den 1990er 
Jahren einher, dessen Nutzung jedoch seit 2007 leicht rückläufig ist. Nach der vom 
Nationalen Bildungsbericht 2006 vorgenommenen Einteilung in die Sektoren stellt 
das Übergangssystem gegenüber dem Dualen System und dem Schulberufssystem 
eine Besonderheit dar, weil es keinen berufsqualifizierenden Abschluss bietet. Viel-
mehr handelt es sich um ein nicht strukturiertes Gefüge von Bildungsangeboten, 
die vorwiegend auf die Verbesserung der Kompetenzen von Jugendlichen für die 
Aufnahme einer späteren Berufsausbildung abzielen oder aber das Nachholen schu-
lischer Abschlüsse ermöglichen. Hinzu kommt ein kleinerer Teil an verpflichten-
den berufsausbildungsvorbereitenden Maßnahmen, wie beispielsweise das Prakti-
kum vor der Erzieherausbildung. 

Funktion und Effizienz des Übergangssystems werden insgesamt kontrovers 
diskutiert: Zwar wird die Möglichkeit, schulische Abschlüsse nachzuholen, als ein 
positives Leistungsmerkmal hervorgehoben; dagegen steht allerdings die Kritik an 
dem mit fast allen Maßnahmen des Übergangssystems verbundenen Zeitverlust 
und in der Folge erst einem verzögert stattfindenden Eintritt in den Arbeitsmarkt 
(Baethge 2008b; Baethge, Solga und Wieck 2007). Andere Einschätzungen ver-
schärfen diese Ressourcenproblematik noch dahingehend, dass Jugendliche im 
Übergangssystem auch der Gefahr ausgesetzt sind, demotivierende Warteschleifen 
und Maßnahmenkarrieren zu durchlaufen, und gleichzeitig das Übergangssystem 
hohe Kosten verursacht (Werner, Neumann und Schmidt 2008). Untersuchungen 
von Bildungsverläufen konnten zeigen, dass fast die Hälfte der Jugendlichen im 
Anschluss an die durchlaufene Maßnahme eine Berufsausbildung aufnahmen, 
gleichwohl aber immer noch knapp ein Drittel auch drei Jahre nach der Maßnahme 
ohne voll qualifizierende Berufsausbildung blieben oder sie abbrachen (Beicht 
2009). 

Insgesamt gelten die durch das Nachholen schulischer Abschlüsse verbesserten 
Chancen auf zukünftige Bildungsmöglichkeiten wie einen Ausbildungsplatz als ein 
Mehrwert des Übergangssystems (Werner, Neumann und Schmidt 2008). Dies ver-
weist jedoch vorrangig auf die kompensatorische Funktion, nämlich dem erhebli-
chen Anteil an Jugendlichen, die die allgemeinbildenden Schulsysteme ohne einen 
Abschluss verlassen haben, eine Nachholoption zu bieten. Dagegen stehen der zu 
befürchtende Motivationsverlust der Jugendlichen durch die (unfreiwillige) Teil-
nahme an nicht berufsqualifizierenden Maßnahmen im Übergangssystem, Misser-
folg bei der Ausbildungsplatzsuche auch nach dem Besuch des Übergangssystems 
und eine deutlich verspätete etwaige Teilhabe am Arbeitsmarkt. 

Dass das Übergangssystem insgesamt die Schwierigkeiten beim Eintritt in die 
Berufsausbildung ausdrückt, verdeutlichen die hohen Anteile bezogen auf das 
schulische Vorbildungsniveau der Neuzugänge: Etwas weniger als die Hälfte aller 
Neuzugänge mit Hauptschulabschluss (44,5 %) und deutlich mehr als zwei Drittel 
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aller Neuzugänge ohne einen Hauptschulabschluss (72,4 %) münden in das Über-
gangssystem ein (Tab. 40, Anhang). 

Seit 2007 ist eine rückgängige Teilnahme am Übergangssystem zu verzeichnen, 
die vorwiegend auf den demographischen Wandel zurückgeführt wird (BIBB und 
Bertelsmann Stiftung 2011). Immer noch aber gingen in Deutschland 346.781 Men-
schen 2009 in die Ersatzmaßnahmen des Übergangssystems – das sind knapp ein 
Drittel (32,6 %) aller Neuzugänge in den Sektoren des Berufsbildungssystems. Vor 
allem für Schulabgänger ohne Abschluss, welche besonders schwierige Übergänge 
von der allgemeinbildenden Schule in die Berufsausbildung haben, dürfte es nach 
wie vor eine zentrale Anlaufstelle sein. 

Zwischen den Ländern variieren die Anteile der Neuzugänge im Übergangssys-
tem erheblich, doch wird hier ein Vergleich erschwert, weil die Länder die Personen-
gruppen dem Übergangssystem unterschiedlich zuordnen. Zudem ergeben sich 
regionale Besonderheiten und unterschiedliche »Traditionen«, die zugrunde gelegt 
werden, etwa ein stärker ausgeprägter Rückgriff auf das öffentlich geförderte Aus-
bildungswesen in den ostdeutschen Ländern bei nicht hinreichenden Angeboten 
des Dualen Systems. Hier hat das Übergangssystem also eine geringe Bedeutung. 
Zudem gibt es Länderspezifika dahingehend, dass ein hoher Anteil im Übergangs-
system unter anderem auch deshalb entsteht, weil sich ein Teil der Jugendlichen im 
ersten Ausbildungsjahr in der Berufsfachschule befindet und dort zum Übergangs-
system gezählt wird. Diese Unterschiede in den statistischen Zählweisen erschwe-
ren einen Ländervergleich. 

Neuzugänge in die Hochschulbildung

Neben der Möglichkeit des Übergangs in die drei Sektoren des Berufsbildungssystems 
haben Schulabgängerinnen und Schulabgänger, nämlich die mit einer Hochschulzu-
gangsberechtigung, die Option, ein Studium aufzunehmen. Die Hochschulen und 
Fachhochschulen rekrutieren dabei ihre Studienanfängerinnen und -anfänger vorwie-
gend aus diesen Absolventinnen und Absolventen mit den klassischen Hochschulzu-
gangsberechtigungen Fachhochschulreife oder allgemeine Hochschulreife. Daneben 
kann in allen Bundesländern jedoch auch über andere Qualifikationen das Studium 
aufgenommen werden, etwa über den sogenannten dritten Weg. Dieser ermöglicht 
beispielsweise durch Anerkennung vorausgegangener beruflicher Erfahrungen den 
Hochschulzugang. Jedoch wird der dritte Weg im internationalen Vergleich hierzu-
lande kaum wahrgenommen (Orr und Riechers 2010). Diese geringe Nutzung anderer 
Eintrittsmöglichkeiten in ein Studium ist verknüpft mit unterschiedlichen Regelun-
gen in den Ländern und einer geringen Transparenz (Döbert und Weishaupt 2010). 

Die Entscheidung für ein Studium hängt stark von Bildungs- und sozialer Her-
kunft ab: Kinder aus Beamtenfamilien oder solchen, deren Vater oder Mutter bereits 
über einen Hochschulabschluss verfügt, entscheiden sich weit häufiger zur Auf-
nahme eines Studiums als Kinder aus Arbeiterfamilien bzw. deren Eltern keinen 
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Hochschulabschluss haben (Becker 2010; Autorengruppe Bildungsberichterstat-
tung 2010; zum Einfluss der sozialen Herkunft auf Studienzuversicht und Studien-
intention vgl. auch Bornkessel und Kuhnen 2011). 

Im Studienjahr 2010/2011 nahmen in Deutschland 652.252 junge Menschen ein 
Studium neu auf (Stand Juni 2011). Der bereits in den vergangenen Jahren beobach-
tete Anstieg von Studienanfängern setzt sich hierbei fort. Dieser Trend lässt sich 
neben doppelten Abiturientenjahrgängen auch über die enge Koppelung von Bil-
dung und Lebenschancen, welche das Interesse an höherer Bildung steigen lässt, 
begründen (Becker 2009). Es muss jedoch berücksichtigt werden, dass nicht alle 
Studienanfänger ihr Studium auch erfolgreich beenden: Etwa jeder vierte Studie-
rende beendet das Studium ohne einen Abschluss, die Studienabbruchquote beläuft 
sich für 2008 auf 24 Prozent (bezogen auf den Absolventenjahrgang 2007; Autoren-
gruppe Bildungsberichterstattung 2010). Hierzu scheint es aus Abbrecherbefragun-
gen Hinweise zu geben, wonach Studierende aus finanziell schwächeren Elternhäu-
sern etwas häufiger das Studium abbrechen (ebd.).  

Zusammenfassung

Schullaufbahnen sind von unterschiedlicher Dauer, Linearität und richtungswei-
senden Schnittstellen geprägt. Das verdeutlicht die Betrachtung der Durchlässig-
keit in den Schulsystemen und der schulischen Anschlüsse, wie etwa das Berufsbil-
dungssystem. In fast allen Ländern setzt eine frühe Allokation der Kinder in den 
Schulsystemen ein, zumeist nach Jahrgang 4, welche zwar theoretisch später noch 
korrigiert werden könnte, faktisch aber, wenn überhaupt, dann eher nach unten als 
nach oben geändert wird. Die Bedeutsamkeit von sozialer Selektivität im Übergang 
von der Grundschule zur weiterführenden Schule zeigen die berichteten Zusam-
menhänge von sozialer Herkunft und der Wahrscheinlichkeit auf einen Gymnasial-
besuch: Kinder aus unteren Dienstklassen sind aufgrund ihrer Herkunft gegenüber 
Kindern aus oberen Dienstklassen benachteiligt, wenn es um die Chance auf einen 
Gymnasialbesuch geht. Zwischen den Ländern bestehen hier und auch bei den An-
teilen der Bildungsbeteiligung nach dem Übergang auf das Gymnasium Unter-
schiede. Ebenfalls ländergruppenbezogene Differenzen ergibt die Betrachtung des 
Verhältnisses von Aufwärts- zu Abwärtswechseln – die horizontale Durchlässigkeit 
zwischen den Schularten drückt sich dabei vorrangig in einer Abwärtsmobilität aus, 
da weit weniger Jugendliche den Wechsel in eine höhere Schulart schaffen als in 
eine niedrigere. 

Hinsichtlich des Anteils an Schülerinnen und Schülern, die eine Klasse wieder-
holen müssen, kann die seit Jahren beobachtbare Abnahme auch für das Schuljahr 
2009/2010 bestätigt werden. Die Abwärtstendenz darf jedoch nicht darüber hinweg-
täuschen, dass die Wiederholerquote in den Ländern stark variiert und zum Teil 
immer noch sehr hoch ist. Zukünftig wird sich zeigen, inwiefern etwa die individu-
elle Förderung von Schülerinnen und Schülern gerade in heterogenen Lerngemein-
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schaften auch in der Schulpraxis gegenüber einer hohe Kosten verursachenden Pra-
xis des Nichtversetzens in allen Ländern (weiter) zunimmt und sich so der positive 
Trend geringer werdender Wiederholerquoten fortsetzt. 

Die Bedeutsamkeit von erfolgreichen Schullaufbahnen zeigt sich auch beim 
Übergang in die Anschlusssysteme: Besonders die jungen Menschen ohne einen 
schulischen Abschluss und diejenigen mit Hauptschulabschluss sind gegenüber 
den Trägern höherer Abschlussarten benachteiligt und die ausländischen Jugendli-
chen sind dabei noch verschärfter betroffen. Die Befunde zum Dualen System und 
Übergangssystem offenbaren die Wichtigkeit erfolgreicher Schullaufbahnen, wel-
che idealerweise mit dem Erwerb eines Schulabschlusses an den allgemeinbilden-
den Schulen enden. Denn dieser Abschluss wiederum ermöglicht einen günstige-
ren Übergang in die berufliche Bildung und vermeidet, in ein kostenintensives und 
nur teilweise als erfolgreich erachtetes Übergangssystem einzumünden. 

3. Zur Kompetenzförderung der Schulsysteme 

Spätestens seit PISA 2000 ist es ein gängiges Verfahren des Bildungsmonitorings 
und der Qualitätssicherung im Bildungswesen, die Leistungsfähigkeit des Schul-
systems durch die Ermittlung von Kompetenzen bei Schülerinnen und Schülern in 
zentralen Leistungsdomänen (Fächern) zu analysieren. In international verglei-
chenden Studien (z. B. IGLU, TIMSS, PISA) wie auch in nationalen Studien wird auf 
die Erfassung der Schülerkompetenzen gesetzt, die eine zentrale Outputgröße des 
Schulsystems darstellen. Die Definition von Kompetenzen wird hier am Beispiel der 
Lesekompetenz gegeben. Lesekompetenz meint »die Fähigkeit, geschriebene Texte 
unterschiedlicher Art in ihren Aussagen, ihren Absichten und in ihrer formalen 
Struktur zu verstehen und sie in einen größeren sinnstiftenden Zusammenhang 
einzuordnen, sowie in der Lage zu sein, Texte für verschiedene Zwecke sachgerecht 
zu nutzen« (Deutsches PISA-Konsortium 2001: 22).

Für die Vergleichbarkeit der Bundesländer und auch für den internationalen 
Vergleich sind Schulleistungsstudien besonders aussagekräftig, da sie sich auf in-
ternational abgestimmte fachbezogene Kompetenzniveaus beziehen. Diese Studien 
sollen die Leistungsfähigkeit der Bildungssysteme von Staaten im internationalen 
Vergleich und die der Schulsysteme der Bundesländer im nationalen Vergleich fest-
stellen.

Die vergleichende Messung hat den Vorteil, dass mit diesem Verfahren objektiv 
etwas über die tatsächlichen Leistungsstände von Schülerinnen und Schülern, zu-
mindest für bestimmte Domänen zu einem bestimmten Zeitpunkt, ausgesagt wer-
den kann und somit eine wichtige Zusatzinformation im Bereich des Systemout-
puts zur Verfügung gestellt wird. Dies gilt insbesondere, wenn Zertifikate allein 
oder Informationen über die Besuchsdauer nicht hinreichend darüber informieren, 
ob Schüler über bestimmte Fähigkeiten verfügen. Gerade aber basale Fähigkeiten 
des Lesens und Rechnens sind eine unabdingbare Grundlage für gesellschaftliche 
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Teilhabe. Eine besondere Leistung der Schulleistungsstudien ist sicherlich der Hin-
weis, dass eine große Gruppe von Schülern über die Kompetenzstufe I nicht hinaus-
kommt oder diese nicht einmal erreicht (PISA 2000 ca. 23 %, PISA 2009 ca. 18 %; 
Naumann et al. 2010) – ein Befund, der andeutet, dass der Schulbesuch offenbar 
nicht das Erlernen basaler Fähigkeiten garantiert. 

Während also durch Sekundäranalysen mit Daten aus der amtlichen Statistik 
(die in den Kapiteln 1, 2 und 4 vorwiegend die Datengrundlage darstellen) vor allem 
Ungleichheiten in der Bildungsbeteiligung aufgezeigt werden können, fokussieren 
Schulleistungsstudien den Leistungsstand spezifischer Schülergruppen. Zudem 
bieten sie den Vorteil, dass mit statistischen Analyseverfahren nun auch Bedingun-
gen untersucht werden können, die auf die Erreichung von Kompetenzen günstig 
oder ungünstig wirken. Diese Analysen zeigen, dass Merkmale wie ein Migrations-
hintergrund und insbesondere die soziale Herkunft Leistung und Leistungsunter-
schiede in den Studien großenteils erklären können.

In diesem dritten Kapitel steht mit dem Kompetenzerwerb von Schülerinnen 
und Schülern im Primar- und Sekundarbereich eine Dimension im Mittelpunkt, 
die sich durch ihre besonders gute Vergleichbarkeit auszeichnet. Allerdings soll 
auch daran erinnert werden, dass Leistungsstudien nur spezifische Outputdimen-
sionen berücksichtigen (können) und entsprechend immer nur über einen be-
stimmten Leistungsausschnitt der Schulsysteme gesprochen werden kann. In Kom-
petenztests erhobene Leistungen sind somit weder absolute Größen noch randstän-
dige Einzelinformationen. Vielmehr stellen sie eine wesentliche Dimension neben 
anderen dar. Erst die Berücksichtigung der unterschiedlichen Leistungsdimensio-
nen des Schulsystems ermöglicht ein umfassenderes Bild.

Im Einzelnen untersuchen wir die generelle Förderfähigkeit der Schulsysteme 
sowie den Kompetenzerwerb in Ganztagsschulen. Bei der Förderfähigkeit geht es 
um solche Effekte, die aufgrund der spezifischen Schulsystemarchitektur eines 
Bundeslandes zustande kommen. Es sind also institutionelle Effekte. So wie Schul-
formen differenzielle Lernmilieus darstellen (Baumert, Stanat und Watermann 
2006), ist auch anzunehmen, dass Schulsysteme als eben solche verstanden werden 
können. Als ein weiterer Schwerpunkt werden die Zusammenhänge zwischen sozi-
aler Herkunft, Migrationshintergrund und Kompetenzerwerb in den Blick genom-
men. Gerecht wäre ein Schulsystem in diesem Zusammenhang, wenn es ihm ge-
länge, Herkunft und Schulleistung zu entkoppeln.

3.1 Die Förderfähigkeit der Schulsysteme

Vor allem die Befunde aus PISA 2000 hatten eine große Resonanz in Medien, Bil-
dungspolitik und -administration und lösten eine bis heute anhaltende Diskussion 
über die Leistungsfähigkeit des deutschen Schulsystems und auch des deutschen 
Bildungssystems insgesamt aus. Die Ergebnisse der ersten PISA-Studie im Jahr 
2000 zeigten, dass die deutschen 15-jährigen Schülerinnen und Schüler im interna-
tionalen Vergleich nur Plätze im unteren Mittelfeld erreichten und damit weit abge-
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hängt wurden von »PISA-Siegerländern« wie Finnland, Japan oder Kanada. Besser 
stellten sich die Leistungen von Grundschulkindern ein Jahr später bei IGLU 2001 
dar. Sie erreichten einen Platz im oberen Leistungsdrittel, allerdings immer noch 
mit signifikantem Abstand zu den Spitzenländern (Bos et al. 2003). 

Im vergangenen Jahrzehnt haben Schüler an weiteren Schulleistungstests teilge-
nommen, und die aktuellen Befunde zeigen einen Trend zu verbesserten Kompetenz-
werten: Im Vergleich zu 2000 haben die deutschen Schülerinnen und Schüler bei 
PISA 2009 ihre Leistungen signifikant gesteigert (Klieme et al. 2010), ohne aber damit 
schon große Schritte in Richtung der Spitzenplätze zu machen. 

Die hier thematisierte Förderfähigkeit der Schulsysteme bezieht sich auf die un-
terschiedlichen Kompetenzwerte von Schülern in den Schulsystemen der Länder 
und versteht dabei Unterschiede in den Ländern auch als institutionell bedingte 
Unterschiede. Es wird somit argumentiert, dass nicht nur kognitive Voraussetzun-
gen, ökonomische, kulturelle oder soziale Ressourcen die Leistungsentwicklungen 
von Kindern und Jugendlichen beeinflussen, sondern auch institutionelle Merk-
male. Mit der Betrachtung des Kompetenzerwerbs in Ganztagsschulen wird außer-
dem eine konkrete organisational verankerte Förderleistung der Schulsysteme be-
handelt. 

Kompetenzerwerb im Bereich Lesen 

Die Lesekompetenz von Menschen gilt als eine wichtige Voraussetzung für die Teil-
habe am gesellschaftlichen Leben. Zum Stellenwert des Lesens findet sich in der 
Veröffentlichung zu PISA-E 2006 folgende Formulierung: »Kompetente Leserinnen 
und Leser sind demnach in der Lage, Lesen als Hilfsmittel für das Erreichen per-
sönlicher Ziele und als Bedingung für die Weiterentwicklung des eigenen Wissens 
und eigener Fähigkeiten einzusetzen. PISA betrachtet das Lesen als eine grundle-
gend wichtige Voraussetzung für die Teilnahme am gesellschaftlichen Leben« 
(Drechsel und Artelt 2008: 108).

Dabei ist es auch in Deutschland nicht selbstverständlich, dass alle Menschen 
lesen und schreiben in dem Ausmaße können, wie es für eine angemessene Form 
der gesellschaftlichen Teilhabe erforderlich wäre: 7,5 Millionen Menschen sind hier-
zulande vom funktionalen Analphabetismus betroffen; das entspricht 14,5 Prozent 
der erwerbsfähigen, deutsch sprechenden Bevölkerung (Grotlüschen und Riek-
mann 2011).

Angesichts der Bedeutung, die der Lesekompetenz für das gesellschaftliche Le-
ben und für den Erfolg von Bildungsverläufen zukommt, wird hier vorwiegend auf 
die erreichten Kompetenzwerte von Kindern und Jugendlichen im Lesen (Deutsch) 
zurückgegriffen. Lediglich unsere neu vorgenommenen Analysen zur Ganztags-
schule und zum Kompetenzerwerb stellen eine Ausnahme dar; hier haben wir auch 
andere Fachdomänen berücksichtigt. Es muss jedoch explizit darauf hingewiesen 
werden, dass ein Ländervergleich zur Kompetenz von Schülerinnen und Schülern 
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in anderen Fachdomänen teilweise durchaus unterschiedlich ausfällt, wie etwa der 
Vergleich Deutsch und Englisch zeigt (Köller, Knigge und Tesch 2010). 

Betrachtet man jeweils den Primarbereich (Daten aus IGLU 2006) und den Se-
kundarbereich (Daten aus den Untersuchungen zu den Bildungsstandards 2009) 
hinsichtlich der erreichten Mittelwerte, so ergibt das zur Leseleistung von Viert-
klässlern folgendes Bild (Abb. 13 und 14):

Gegenüber einem durchschnittlichen Kompetenzwert von 559 Punkten bei der 
Leseleistung von Viertklässlern in der oberen Gruppe der Länder steht in der unte-
ren Ländergruppe ein durchschnittlicher Wert von 528 Punkten. Der Mittelwert für 
Deutschland liegt bei 548 Punkten und damit gegenüber der Studie 2001 um neun 
Punkte signifikant höher, womit Deutschland sich auch im internationalen Ver-
gleich verbessert hat (Bos et al. 2007). Trotz dieser positiven Entwicklung ist jedoch 
anzumerken, dass es einzelne Bundesländer gibt, deren Schülerinnen und Schüler 
in der Leseleistung am Ende der vierten Klassen deutlich unter dem deutschen Mit-
telwert liegen (Valtin et al. 2008). 

Im Sekundarbereich bieten sich – als jüngste Erhebung der Kompetenzleistun-
gen von Schülerinnen und Schülern – für eine ländervergleichende Betrachtung die 
Untersuchungen zu den Bildungsstandards an, in denen die Kompetenzen von

Abbildung 13: �Erreichte mittlere Kompetenzwerte von Schülern am Ende der 
Klasse 4, Gesamtskala Lesen, 2006

Länder mit höheren
Kompetenzwerten
Bayern
Sachsen
Sachsen-Anhalt
Thüringen

Länder mit mittleren
Kompetenzwerten
Baden-Württemberg
Brandenburg
Mecklenburg-Vorpommern
Niedersachsen
Nordrhein-Westfalen
Rheinland-Pfalz
Saarland
Schleswig-Holstein

Länder mit niedrigeren
Kompetenzwerten
Berlin
Bremen
Hamburg
Hessen

Lesekompetenzpunkte

559

547

528

500 505 510 515 520 525 530 535 540 545 550 555 560 565

Quelle: IGLU-E 2006, vgl. Bos et al. 2008b; eigene Berechnungen
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Neuntklässlern getestet wurden (Köller, Knigge und Tesch 2010). Da diese Untersu-
chung erstmals 2009 durchgeführt wurde, können hier noch keine Entwicklungen  
benannt werden. Für den Ländergruppenvergleich zeigen sich die Unterschiede wie 
folgt (Abb. 14): 

Zwischen den Ländergruppen ergibt sich eine erhebliche Spanne: So liegt der 
durchschnittliche Kompetenzwert in der oberen Gruppe bei 503 Punkten, die Län-
der der unteren Gruppe erreichen dagegen nur durchschnittlich 480 Punkte. Der 
gesamtdeutsche Mittelwert beläuft sich auf 496 Punkte. Es gibt Länder, die signi
fikant sowohl über als auch – im Vergleich häufiger – unter diesem Mittelwert lie-
gen.

Kompetenzerwerb der leistungsstärksten und der leistungsschwächsten Schüler im 
Bereich Lesen

Die verbesserten Leistungen bei der letzten PISA-Studie 2009 resultieren vor allem 
aus dem besseren Abschneiden von Schülerinnen und Schülern der unteren 

Abbildung 14: �Erreichte Mittelwerte in der Lesekompetenz von Schülern der 
Klasse 9, 2009

Länder mit höheren
Kompetenzwerten
Baden-Württemberg
Bayern
Rheinland-Pfalz
Sachsen
Thüringen

Länder mit mittleren
Kompetenzwerten
Hessen
Mecklenburg-Vorpommern
Niedersachsen
Nordrhein-Westfalen
Saarland
Sachsen-Anhalt
Schleswig-Holstein

Länder mit niedrigeren
Kompetenzwerten
Berlin
Brandenburg
Bremen
Hamburg

Lesekompetenzpunkte

503

492

480

450 455 460 465 470 475 480 485 490 495 500 505 510

Quelle: Untersuchungen zu den Bildungsstandards 2009, vgl. Köller, Knigge und Tesch 2010; eigene Berechnungen
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Leistungsbereiche. So konnte die Spanne zwischen leistungsschwachen und 
leistungsstarken Kindern und Jugendlichen insgesamt reduziert werden. Im ober
sten Kompetenzniveau hingegen wurden kaum Veränderungen gemessen (Nau-
mann et al. 2010). Wird allgemein davon ausgegangen, dass Schulsysteme dann 
erfolgreich sind, wenn es gelingt, ein hohes Niveau der schulischen Leistungen bei 
gleichzeitig geringer Streuung – also einer möglichst geringen Spanne zwischen 
leistungsstärksten und leistungsschwächsten Schülerinnen und Schülern – zu er-
reichen, zeigt sich hier eine für die Bundesrepublik Deutschland positive Entwick-
lung (Valtin et al. 2008). 

Für die Bundesländer wurden im Rahmen der Untersuchungen zu den Bil-
dungsstandards (Köller, Knigge und Tesch 2010) im Ländervergleich die Spann-
weite der Leistungsverteilung und das Abschneiden der leistungsschwächsten und 
leistungsstärksten Gruppen analysiert (im Unterschied zu PISA handelt es sich 
hierbei nicht um eine Stichprobe untersuchter 15-Jähriger, sondern um Neuntkläss-
ler und andere Testkonstruktionen). Betrachtet man die Gruppe der leistungsstärks-
ten Schülerinnen und Schüler im Ländergruppenvergleich, werden Unterschiede 
zwischen den Kompetenzwerten sichtbar (Abb. 15): 

Abbildung 15: �Mindestens erreichte Kompetenzwerte der leistungsstärksten  
zehn Prozent der Schüler, Klasse 9, Lesekompetenz Deutsch, 2009

Länder mit höheren
Kompetenzwerten
Baden-Württemberg
Bayern
Niedersachsen
Sachsen

Länder mit mittleren
Kompetenzwerten
Berlin
Hamburg
Mecklenburg-Vorpommern
Rheinland-Pfalz
Saarland
Sachsen-Anhalt
Schleswig-Holstein
Thüringen

Länder mit niedrigeren
Kompetenzwerten
Brandenburg
Bremen
Hessen
Nordrhein-Westfalen

Lesekompetenzpunkte

622

611

603

550 555 560 565 570 575 580 585 590 595 600 605 610 615 620 625 630 635 640

Quelle: Untersuchungen zu den Bildungsstandards 2009, vgl. Köller, Knigge und Tesch 2010; eigene Berechnungen
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Der durchschnittliche Kompetenzwert in der oberen Gruppe der Länder beträgt 
622 Punkte; dies sind 19 Punkte Vorsprung vor dem mittleren Wert in der unteren 
Gruppe (603 Punkte). 

Noch größer sind die Spannen zwischen den Ländergruppen, wenn wir die 
Kompetenzwerte der leistungsschwächsten Schüler (die Gruppe der unteren 10 %) 
in den Blick nehmen (Abb. 16): 

Abbildung 16: �Höchstens erreichte Kompetenzwerte der leistungsschwächsten  
zehn Prozent der Schüler, Klasse 9, Lesekompetenz Deutsch, 2009

Länder mit höheren
Kompetenzwerten
Baden-Württemberg
Bayern
Sachsen
Thüringen

Länder mit mittleren
Kompetenzwerten
Brandenburg
Hessen
Mecklenburg-Vorpommern
Niedersachsen
Nordrhein-Westfalen
Rheinland-Pfalz
Saarland
Sachsen-Anhalt

Länder mit niedrigeren 
Kompetenzwerten
Berlin
Bremen
Hamburg
Schleswig-Holstein

Lesekompetenzpunkte

388

373

347

300 305 310 315 320 325 330 335 340 345 350 355 360 365 370 375 380 385 390 395 400

Quelle: Untersuchungen zu den Bildungsstandards 2009, vgl. Köller, Knigge und Tesch 2010; eigene Berechnungen

Die leistungsschwächsten Schülerinnen und Schüler in den Ländern der oberen 
Gruppe weisen im Durchschnitt 388 Leistungspunkte auf; die Leistungsschwächs-
ten in der unteren Gruppe erreichen durchschnittlich einen Kompetenzwert von 
347 – haben also einen Leistungsrückstand von 41 Punkten. Diesen mittleren Grup-
penwerten liegen zum Teil deutliche Unterschiede innerhalb der gebildeten Gruppe 
zugrunde. In der unteren Gruppe reichen die erzielten Kompetenzwerte von 330 bis 
361 Punkten und streuen somit weiter als die der anderen beiden Ländergruppen. 
Die Gruppenvergleiche verdeutlichen insgesamt jedoch die gravierenden Leistungs-
differenzen der Schülerinnen und Schüler in den Schulsystemen der Länder, so-
wohl bezogen auf die jeweilige Leistungsspitze als auch im Hinblick auf die Gruppe 
der Leistungsschwächsten. 
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Ganztagsschule und Kompetenzerwerb

Die Ausführungen in Kapitel 1 haben bereits auf den politisch unterstützten und 
finanziell durch Bund und Länder geförderten Ausbau sowie die zunehmende Nut-
zung des Ganztagsschulbetriebs hingewiesen. Ganztagsschulen haben erweiterte 
Bildungs- und Betreuungspotenziale; sowohl seitens der Bildungspolitik als auch 
von Eltern wird mit ihnen die Hoffnung verbunden (Höhmann, Holtappels und 
Schnetzer 2004), dass sie lernförderliche und fachgebundene Angebote bereitstellen 
und eine intensivere Lernförderung leisten, die sich auch auf die Leistung von 
Schülerinnen und Schülern positiv auswirkt. Nicht zuletzt diese Potenzialzuschrei-
bungen werfen die Frage nach der Wirksamkeit von Ganztagsschulen auf: Inwie-
fern verbessern sich also die Kompetenzen von Schülerinnen und Schülern durch 
zusätzliche Lerngelegenheiten im Ganztagsschulbetrieb? 

Die Forschungsbefunde hierzu sind bislang eher rar. Auswertungen diverser 
Studien, die die Fachleistungen mit in den Blick genommen haben, konnten diesbe-
züglich keine Wirkungen nachweisen (Radisch und Klieme 2004). Mit den IGLU-
Daten von 2001 konnte für den Primarbereich gezeigt werden, dass sich die Kompe-
tenzen von Halbtags- und Ganztagsschülern nicht signifikant unterscheiden (Ra-
disch, Klieme und Bos 2006). Anhand der IGLU-Daten von 2006 wurde ein nicht 
signifikanter Unterschied in der Leseleistung zwischen Schülerinnen und Schülern 
aus Halbtags- und Ganztagsschulen festgestellt. Ganztagsschüler erzielen hier 
niedrigere Kompetenzwerte als die Schülerschaft aus den Halbtagsschulen (Holtap-
pels et al. 2010). Die Autoren führen dies auf die unterschiedlichen kognitiven Leis-
tungen der Schülerinnen und Schüler und die soziale Zusammensetzung der Schü-
lerschaft zurück. Die These ist also, dass Ganztagsangebote besonders von Kindern 
und Jugendlichen aus sozioökonomisch benachteiligten Familien oder Familien 
mit Migrationshintergrund genutzt werden (ebd.). 

Für den Chancenspiegel konnten eigene Berechnungen mit Daten aus IGLU 2006 
und TIMSS 2007 sowie für den Sekundarbereich mit Daten aus PISA 2006 durchge-
führt werden. Dabei sollte insbesondere geprüft werden, ob die Ganztagsschule kom-
pensatorische Effekte auf die Lernleistung zeigt. Um die Leistungen von Schülerin-
nen und Schülern aus Halbtagsschulen mit denen aus Ganztagsschulen zu verglei-
chen, wurden in einem ersten Schritt die sozialen Hintergrundmerkmale der 
Halbtagsschüler mittels des Verfahrens des Propensity Score Matchings (Rosenbaum 
und Rubin 1983) statistisch kontrolliert. So wurde gewährleistet, dass nur Halbtags-
schulen verglichen wurden, die sich in Bezug auf ein Set an Variablen zur Schüler-
komposition nicht von den Ganztagsschulen unterschieden. In einem nächsten Schritt 
wurde in Mehrebenenanalysen ermittelt, inwiefern sich die Leistungen zwischen 
Ganztags- und Halbtagsschulen unterscheiden und die Ganztagsschule einen Effekt 
auf den Zusammenhang von Herkunft und Leistung hat. Für die Analysen wurden 
die Leistungswerte der Schülerinnen und Schüler herangezogen sowie Informationen 
aus den Hintergrundfragebögen, die Schülern und Eltern vorgelegt wurden.16

Tabelle 5 zeigt die Übersicht zu den Befunden der Leistungsunterschiede an 
Ganztags- und Halbtagsschulen.
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Tabelle 5: �Mittlere Kompetenzwerte von Schülern in Ganztags- und in Halbtags­
schulen 

 Mittlerer Kompetenz­
wert der Halbtags­

schüler

Mittlerer Kompetenz­
wert der Ganztags­

schüler

Differenz des mittleren 
Kompetenzwerts der 

Ganztagsschüler zu den 
Halbtagsschülern

Primarbereich

IGLU 2006  
(Lesen)

543,94 535,32 –8,62

TIMSS 2007  
(Mathematik)

527,79 518,78 –9,01

TIMSS 2007  
(Naturwissenschaften)

529,29 521,75 –7,54

Sekundarbereich*

PISA 2006 
(Lesen)

493,35 488,62 –4,73

PISA 2006  
(Mathematik)

500,25 492,51 –7,74

PISA 2006  
(Naturwissenschaften)

513,61 505,78 –7,83

* Die PISA-Daten wurden für die Analyse vom Forschungsdatenzentrum am IQB bereitgestellt.

Keine unserer Analysen der genannten Stichproben kommt zu dem Ergebnis, dass 
Schülerinnen und Schüler, die eine Ganztagsschule besuchen, signifikant besser in 
den Kompetenztests abschneiden. Vielmehr schneiden Halbtagsschüler im Lesen, 
in Mathematik und in Naturwissenschaften etwas – jedoch nicht signifikant – bes-
ser ab. Das gilt sowohl für Grundschulen als auch für die Sekundarstufe. Offenbar 
gelingt es auch Ganztagsschulen bisher nicht, den viel zitierten straffen Zusam-
menhang zwischen der Herkunft der Schüler und deren Leistung zu entkoppeln. 
Der Einfluss des sozioökonomischen Status ist an beiden Organisationsformen 
gleich hoch (Tab. 58, Anhang). 

Kinder und Jugendliche mit Migrationshintergrund schneiden in allen Stichpro-
ben und untersuchten Fachdomänen deutlich schlechter ab als diejenigen ohne Mi-
grationshintergrund. An Ganztagsgrundschulen ist der Unterschied zwischen Kin-
dern mit und ohne Migrationshintergrund größer als an Halbtagsgrundschulen, 
wobei der Unterschied konsistent im Lesen, in Mathematik und in Naturwissen-
schaften beobachtet wird. In der Sekundarstufe gilt das Gegenteil: Der Unterschied 
zwischen Kindern mit und ohne Migrationshintergrund ist an Ganztagsschulen 
hinsichtlich der getesteten Fächer etwas geringer. Die Unterschiede sind allerdings 
weder in der Grundschule noch in der Sekundarstufe signifikant, können also nur 
als Tendenzen gedeutet werden. 

Die Ergebnisse bestätigen die schon genannten Befunde von Holtappels et al. 
(2010) in den Leistungsunterschieden bei Schülerinnen und Schülern an Ganztags- 
und Halbtagsschulen. Sie deuten zudem darauf hin, dass auch Ganztagsschulen es 
(noch) nicht schaffen, Herkunft und Schulleistung zu entkoppeln. Dass auch unter 
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Kontrolle sozialer Hintergrundmerkmale Ganztagsschulen keine Effekte auf Leis-
tung und/oder die Entkopplung von Herkunft und Leistung haben, muss zu kriti-
schen Rückfragen führen. Jedenfalls scheint es nicht auszureichen, auf den Ganz-
tag zu verweisen, wenn Effekten wie der Kopplung von Herkunft und Leistung ent-
gegengewirkt werden soll.

Im Hinblick auf die Förderleistung von Ganztagsschulen gibt es inzwischen 
viele Belege für ihre positiven Auswirkungen, etwa auf die Lernmotivation von Kin-
dern und Jugendlichen (Holtappels et al. 2007). Dass Schülerinnen und Schüler 
durch die Teilnahme an Ganztagsangeboten ihre Kompetenzen verbessern, ist nicht 
nachgewiesen. Die Befunde drängen die Frage auf, inwiefern die Potenziale des 
Ganztags genutzt werden, um die Kompetenzen von Kindern und Jugendlichen 
auch individuell zu fördern. 

3.2 Migrationshintergrund und soziale Herkunft 

Zwei zentrale Herkunftsmerkmale und ihr Zusammenhang mit Schülerleistungen 
sind regelmäßig Bestandteil in Leistungsstudien, seit die Befunde aus PISA und IGLU 
vor rund einem Jahrzehnt auf zwei eklatante Ungleichheiten im deutschen Bildungs-
system aufmerksam machten: den hohen Rückstand im Kompetenzerwerb von Kin-
dern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund gegenüber denen aus Familien 
ohne Migrationshintergrund sowie die hierzulande bestehende enge Kopplung von 
sozialer Herkunft und Bildungserfolg – also den Nachweis dafür, dass die Leistung von 
Schülern auch von ihrer sozialen Herkunft abhängt. So schneiden Kinder aus Arbeiter-
familien schlechter in den Schulleistungstests ab als Kinder aus Beamtenfamilien  
oder Familien der oberen Dienstklassen. Beide Disparitäten – der migrationsbedingte 
Zusammenhang und die Kopplung der sozialen Herkunft mit dem Bildungserfolg – 
waren in den ersten Studien, wie PISA 2000 und IGLU 2001, besonders im internatio-
nalen Vergleich frappierend (Deutsches PISA-Konsortium 2001; Bos et al. 2003).

Schülerinnen und Schüler mit Migrationshintergrund und Kompetenzerwerb

Neben Schulleistungsstudien wie PISA oder IGLU zeigen bereits die Analysen der Bil-
dungsbeteiligung und der Bildungsabschlüsse, dass Kinder mit Migrationshinter-
grund17 das Bildungssystem weniger erfolgreich durchlaufen als Heranwachsende ohne 
Migrationshintergrund (Konsortium Bildungsberichterstattung 2006). Mit den Befun-
den aus den Studien konnte zudem gezeigt werden, dass Kinder aus zugewanderten 
Familien deutlich geringere Kompetenzen aufweisen als Kinder ohne Zuwanderungs-
geschichte. Diese Disparität ist in Deutschland erheblich größer als in den meisten an-
deren untersuchten OECD-Ländern (Deutsches PISA-Konsortium 2001; Bos et al. 2003). 

Die Diskrepanz blieb in den Folgestudien des letzten Jahrzehnts bestehen: Für 
die Schülerinnen und Schüler am Ende der vierten Klasse konnte IGLU auch 2006 
nachweisen, dass Kinder, deren Eltern beide in Deutschland geboren wurden, einen 
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deutlichen Vorsprung in der gemessenen Lesekompetenz von 48 Punkten (Lese-
skala) gegenüber Kindern mit Migrationshintergrund haben (Schwippert et al. 2007). 
Dieser Abstand entspricht etwa einem Lernjahr. Vergleicht man die Kompetenz-
werte entsprechend auf der Ebene der Bundesländer, so zeigen sich ebenfalls fast 
durchgängig in allen Ländern Leistungsvorsprünge der Kinder ohne Migrationshin-
tergrund vor denen mit Migrationsgeschichte (Schwippert, Hornberg und Goy 2008). 

Für den hier vorgenommenen Ländergruppenvergleich wurden die Daten von IGLU 
2006 (IGLU-E, Bos et al. 2008b) zugrunde gelegt und der Abstand der Kinder mit 
Migrationshintergrund zu denen ohne Migrationshintergrund abgetragen. In IGLU 
wird zwischen zwei Migrationsgruppen unterschieden: den Kindern, deren Elternteile 
beide im Ausland geboren wurden, und denjenigen, bei denen nur ein Elternteil aus 
dem Ausland stammt. Diese beiden Gruppen wurden hier als eine Gruppe der Kinder 
mit Migrationshintergrund zusammengefasst, deren durchschnittlich erreichter Kom-
petenzwert ermittelt wurde. Für den Vergleich der Kompetenzwerte von Kindern mit 
und ohne Migrationshintergrund wurden die ostdeutschen Länder nicht berücksich-
tigt, da dort die entsprechenden Anteile von Kindern mit Migrationshintergrund unter 
zehn Prozent liegen und hier den Untersuchungen zu den Bildungsstandards gefolgt 
wurde, für solche Länder diesbezüglich keine Ergebnisse zu berichten (Abb. 17). 

Abbildung 17: �Abstand in den Kompetenzwerten der Viertklässler mit Migrations­
hintergrund zu denen ohne Migrationshintergrund, Gesamtskala 
Lesen, 2006
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In allen Ländergruppen haben Kinder mit Migrationshintergrund einen Leistungs-
rückstand gegenüber den Kindern, deren Elternteile beide in Deutschland geboren 
wurden. Dieser Rückstand fällt in den einzelnen Ländergruppen jedoch unter-
schiedlich hoch aus: In der oberen Gruppe beläuft er sich auf durchschnittlich 
20 Punkte, während er in der unteren Gruppe mehr als doppelt so hoch ist (44 Punkte). 

Für den Sekundarbereich konnten mit der jüngsten PISA-Studie 2009 die Schü-
lerleistungen mit denen von PISA 2000 verglichen werden. Demnach hat sich die 
Lesekompetenz der Jugendlichen mit Migrationshintergrund in Deutschland signi-
fikant (um 26 Punkte) verbessert, doch nach wie vor existieren deutliche Kompe-
tenzunterschiede zwischen den Jugendlichen mit und ohne Migrationshintergrund 
(Stanat, Rauch und Segeritz 2010).

Über die Ergebnisse auf Bundesländerebene im Sekundarbereich geben die Be-
funde aus den Untersuchungen zu den Bildungsstandards Auskunft (Köller, Knigge 
und Tesch 2010). Fasst man die erreichten Kompetenzwerte der beiden Migrations-
gruppen (ein Elternteil im Ausland geboren/beide Elternteile im Ausland geboren) 
zusammen, zeigen sich folgende Abstände zu Jugendlichen ohne Migrationshinter-
grund (Abb. 18): 

Abbildung 18: �Abstand in den erreichten Lesekompetenzpunkten der Neunt­
klässler mit Migrationshintergrund zu denen ohne Migrations­
hintergrund, 2009
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Für diese Betrachtung wurden wiederum einzelne Länder nicht berücksichtigt, da 
die zugrunde gelegte Studie für Länder mit Migrantenanteilen unter zehn Prozent 
keine Ergebnisse für Jugendliche mit Migrationshintergrund berichtet (Böhme et 
al. 2010). Gegenüber den Befunden für den Primarbereich ergibt sich noch einmal 
ein deutlich verschärftes Bild für Jugendliche mit Migrationshintergrund: Sie ha-
ben durchschnittlich in der oberen Gruppe der Länder einen Kompetenzrückstand 
auf die Jugendlichen ohne Migrationshintergrund von 56 Punkten, der in der un-
tern Gruppe bei 74 Punkten liegt. 

Diese Vergleiche unterscheiden ausschließlich zwei Gruppen: die Kinder und 
Jugendlichen mit Migrationshintergrund und ihren Abstand zu den Kindern 
und Jugendlichen, deren Eltern beide in Deutschland geboren wurden. Die her-
angezogenen Studien wie PISA, IGLU und auch die Untersuchungen zu den 
Bildungsstandards bieten darüber hinaus vertiefende Analysen, die noch einmal 
Differenzen zwischen den unterschiedlichen Generationen an Kindern und Ju-
gendlichen mit Migrationshintergrund und zwischen den unterschiedlichen 
Herkunftsländern zeigen (Schwippert et al. 2007; Stanat, Rauch und Segeritz 
2010; Böhme et al. 2010). Auch andere Studien untersuchten die Schulleistung 
differenziert nach Herkunftsgruppen und konnten hier noch mal Unterschiede 
aufzeigen (Helmke und Jäger 2002; Ditton und Krüsken 2007; Ditton und Aulin-
ger 2011).

Weitere Analysen der Leistungsstudien zeigen zudem, dass der Migrationshin-
tergrund nicht allein als Ursache für die Leistungsrückstände gesehen werden 
kann, sondern andere Variablen bedeutsam sind, wie etwa die soziale Herkunft 
(hier besonders der Bildungsabschluss der Eltern) und die Kenntnisse der Kinder 
und Jugendlichen in der Landessprache (Baumert und Schümer 2001; Müller und 
Stanat 2006). Es gilt also: »Ein nicht unerheblicher Anteil des Leistungsrückstands 
von Schülerinnen und Schülern aus Familien mit Migrationshintergrund lässt sich 
[…] über die soziale Lage dieser Familien erklären« (Schwippert et al. 2007: 264). 
Ergänzend zeigen auch Studien zur Bildungsbeteiligung, dass am Übergang von 
der Grundschule zur weiterführenden Schule für Kinder mit Migrationshinter-
grund neben schulischer Leistung die soziale Herkunft entscheidend ist – und  
hier stellenweise Migrantinnen und Migranten sogar zunächst Vorteile haben, 
etwa durch eine höhere Bildungsaspiration der Eltern (Kristen und Dollmann 
2009). 

Festzuhalten ist, dass Kinder und Jugendliche mit Migrationshintergrund in al-
len Ländergruppen bedenkliche Rückstände im Kompetenzerwerb zu Heranwach-
senden ohne Migrationshintergrund haben: sowohl im Primar- als auch besonders 
im Sekundarbereich. Die Verteilung der Schüler nach der Grundschule auf die wei-
terführenden Schulen wirkt sich keinesfalls günstig auf den Leistungsabstand von 
Kindern mit und ohne Migrationshintergrund aus. Dies ist aus der Rawls’schen 
Gerechtigkeitsperspektive problematisch, weil hier offensichtlich institutionelle Re-
gelungen Ungleichheit verschärfen.
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Soziale Herkunft von Schülerinnen und Schülern und Kompetenzerwerb

Besondere Aufmerksamkeit der PISA-Studie 2000 wurde dem Befund gewidmet, 
der den engen Zusammenhang von sozialer Herkunft und Schulleistung belegt. 
Vereinfacht gesprochen lässt sich dabei feststellen: Je höher der sozioökonomische 
Status eines Kindes ist, desto höher sind die Leistungen dieses Kindes. Darum wird 
von einem positiven Zusammenhang von Sozialstatus und Leistung gesprochen. 
Dies ist vor dem Hintergrund der anzustrebenden Institutionengerechtigkeit beson-
ders problematisch. Den Befunden zufolge war vor einem Jahrzehnt dieser Zusam-
menhang in keinem der untersuchten Staaten so stark ausgeprägt wie in Deutsch-
land (Deutsches PISA-Konsortium 2001). Auch im Primarbereich konnte mit IGLU 
gezeigt werden, dass Kinder aus niedrigeren Sozialschichten tendenziell schlechter 
in der Leseleistung abschneiden (Schwippert, Bos und Lankes 2003). Damit wurde 
auf ein zentrales Problem sozialer Gerechtigkeit im deutschen Bildungssystem hin-
gewiesen. Kurzum: Die Chancen von Kindern und Jugendlichen auf Bildungserfolg 
hängen hierzulande maßgeblich von ihrer sozialen Herkunft ab. 

Die jüngste PISA-Untersuchung zeigt, dass sich dieser Zusammenhang gegen-
über dem Jahr 2000 etwas abgeschwächt hat, wenngleich nach wie vor deutliche 
Kompetenzunterschiede zwischen Kindern aus verschiedenen sozialen Schichten 
bestehen (Ehmke und Jude 2010). Für die Grundschulkinder zeigt sich dieser Posi-
tivtrend bisher nicht: Der enge Zusammenhang von sozialer Herkunft und Schüler-
leistung ist in IGLU 2006 nicht signifikant gegenüber 2001 zurückgegangen (Bos, 
Schwippert und Stubbe 2007). Allerdings sind die in der Grundschule beobachteten 
Effekte auch nicht so stark wie in der Sekundarstufe I.

In den Schulleistungsstudien werden verschiedene Hintergrundmerkmale von 
Kindern und Jugendlichen berücksichtigt, um ihre soziale Herkunft zu beschrei-
ben. Diese Merkmale werden meist als verschiedene Arten von Kapital, das in der 
Familie vorhanden ist, unterschieden: ökonomisches Kapital, wie das Einkommen 
der Eltern, kulturelles Kapital, wie etwa der Besitz von Büchern, Musikinstrumen-
ten oder schulischen Abschlüssen, und das soziale Kapital, das sich beispielsweise 
in dem jeweiligen Beziehungsgeflecht von Kindern und Jugendlichen, etwa zu den 
Eltern oder Gleichaltrigen, ausdrückt (Bos, Stubbe und Buddeberg 2010). 

In diesem Sinne gilt die Anzahl der Bücher im Haushalt als eine zuverlässige 
Variable, die über Unterschiede des sozialen Hintergrunds Auskunft gibt. Darüber 
wird implizit sowohl das kulturelle Kapital (z. B. Hinweise auf das Bildungsniveau 
der Eltern) als auch ökonomisches Kapital (also Hinweise auf Besitz) in den 
Familien erfasst. In IGLU wird diese Variable verwendet, um die Abstände in der 
Leseleistung zu verdeutlichen: zwischen Kindern aus Familien mit mehr als  
100 Büchern und den Kindern aus Familien mit weniger als 100 Büchern. Insge-
samt zeigt sich hier für das deutsche Bildungssystem eine Leistungsdifferenz von 
40 Punkten zwischen Kindern aus Familien, die weniger bzw. mehr als 100 Bücher 
besitzen (Bos et al. 2007). Dieser Unterschied bedeutet einen Rückstand von fast 
einem Lernjahr (Stubbe, Bos und Hornberg 2008). Diese Differenz verschärft sich 
noch einmal bei Betrachtung der Länderebene (Abb. 19): 
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Abbildung 19: �Vorsprung in den Kompetenzpunkten im Leseverständnis – Kinder 
aus Familien mit mehr als 100 Büchern vor denen aus Familien mit 
weniger als 100 Büchern, Klasse 4, 2006
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In der unteren Gruppe der Länder beträgt der Vorsprung der Kinder aus Familien 
mit mehr als 100 Büchern durchschnittlich 61 Punkte. Dieser Unterschied fällt in 
der oberen Gruppe mit 29 Punkten deutlich geringer aus. 

Um die herkunftsbedingten Unterschiede im Kompetenzerwerb im Sekundar-
bereich zu beschreiben, wird ein weiteres Maß der Bestimmung von sozialen Dis-
paritäten herangezogen: die Unterscheidung der Kompetenzwerte nach der Zuge-
hörigkeit zu den Sozialschichten. Diese werden definiert über das sogenannte EGP-
Klassenschema, das von der beruflichen Tätigkeit als einem Maß für die soziale 
Lage in modernen Gesellschaften ausgeht (Erikson, Goldthorpe und Portocarero 
1979). Unterschieden wird dabei etwa zwischen Arbeitgebern, Selbstständigen und 
den Arbeitnehmern; außerdem ist die Art der Tätigkeit bedeutsam und auch, ob 
man Weisungsbefugnisse innerhalb der beruflichen Stellung ausübt. Mit dieser 
Einteilung werden qualitative Unterschiede zwischen den Sozialschichten berück-
sichtigt, die etwa in den Bildungshintergründen ausgemacht werden. Es wird davon 
ausgegangen, dass unterschiedliche Sozialschichten unterschiedliche Entwick-
lungsmilieus darstellen, welche Einfluss auf die Kompetenzentwicklung von Kin-
dern und Jugendlichen haben (Ehmke und Baumert 2008). 
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Fasst man die Kompetenzwerte von Jugendlichen aller oberen Sozialschichten 
zusammen sowie die aller unteren Sozialschichten, lassen sich Abstände zwischen 
den erreichten Kompetenzwerten von Jugendlichen im Zusammenhang mit ihrer 
Zugehörigkeit zur jeweiligen Sozialschicht feststellen. Im Rahmen der Untersu-
chungen zu den Bildungsstandards zeigen sich diese Abstände für Neuntklässler 
wie folgt (Abb. 20):

Der Vorsprung von Jugendlichen aus oberen Sozialschichten beträgt in der obe-
ren Gruppe der Länder durchschnittlich 52 Punkte. Dieser schon deutliche (und für 
einzelne Länder signifikante) Abstand fällt in der unteren Gruppe noch gravieren-
der aus: Jugendliche aus den unteren Sozialschichten liegen hier durchschnittlich 
um 84 Kompetenzpunkte hinter denjenigen aus sozial stärker gestellten Elternhäu-
sern zurück. Auffällig ist zudem, dass einzelne Länder sich in diese Gruppen ganz 
anders einordnen als beim Büchervariablen-Indikator zum Grundschulbereich. 
Auch wenn die beiden Studien aufgrund unterschiedlicher Testkonstruktionen 
nicht direkt vergleichbar sind, gibt es offenbar einzelne Länder, die im Grundschul-
bereich noch einen vergleichsweise geringeren Zusammenhang zwischen sozialer 
Herkunft und Leseleistung als im Sekundarbereich aufzeigen und umgekehrt.

Abbildung 20: �Abstände in den Kompetenzpunkten im Lesen von Jugendlichen  
aus den oberen Sozialschichten zu denen aus den unteren Sozial­
schichten, Klasse 9, 2009
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Neben den hier verwendeten Indikatoren zur Beschreibung des Zusammenhangs 
von Herkunft und Kompetenzerwerb liefern die Schulleistungsstudien weitere Va-
riablen und Analysen, die über soziale Disparitäten in der Leistung von Kindern 
und Jugendlichen Auskunft geben. Insgesamt zeigt sich für sämtliche Indikatoren: 
Sie alle zeigen eindeutige Hinweise auf bestehende soziale Ungleichheiten für Kin-
der und Jugendliche im Kompetenzerwerb. Dass zwischen den einzelnen Schulsys-
temen der Länder noch einmal gravierende Unterschiede bestehen, verdeutlichen 
die Ländergruppenvergleiche. 

Zusammenfassung

Betrachtet man die Leistungsfähigkeit der deutschen Schulsysteme im Hinblick auf 
den Kompetenzerwerb von Kindern und Jugendlichen, so werden unterschiedlich 
ausfallende Disparitäten sowohl in Bezug auf die Leistungsverteilung als auch im 
Hinblick auf den Zusammenhang von ethnischer bzw. sozialer Herkunft und Bil-
dungserfolg sichtbar. Ein Ergebnis aus Schulleistungsstudien wie PISA 2009 ist, 
dass die deutschen Schülerinnen und Schüler ihren Kompetenzerwerb gesteigert 
haben. Und dieser Anstieg ist besonders auf die Gruppe der leistungsschwächsten 
Kinder und Jugendlichen zurückzuführen, die ihre Kompetenzen verbessert haben. 
Gerade im Hinblick auf diese Gruppe und auch auf die, die sich an der Spitze der 
Verteilung befinden, also die leistungsstärksten Schülerinnen und Schüler, zeigen 
sich jedoch zwischen den Ländern erhebliche Unterschiede in den erzielten Kompe-
tenzwerten. Dies kann als ein Signal für deutliche Förderbedarfe sowohl der leis-
tungsschwachen als auch der leistungsstarken Kinder und Jugendlichen in einzel-
nen Schulsystemen gewertet werden. 

Als eine besondere, schulorganisatorisch verankerte Förderleistung können 
ganztagsschulische Angebote verstanden werden: Ihr Ausbau wurde programma-
tisch in allen Schulsystemen Deutschlands gefördert und forciert. Dass das Ganz-
tagsschulprogramm zur Verbesserung von Schülerleistungen beigetragen hat, ist 
nicht nachgewiesen. Ähnlich wie andere Studien zeigten auch die im Chancenspie-
gel vorgenommenen Analysen gleichermaßen für den Primar- und Sekundarbe-
reich in allen getesteten Domänen geringere Kompetenzwerte von Ganztagsschü-
lern gegenüber den Halbtagsschülern, wobei diese Unterschiede allerdings nicht 
signifikant sind. Auch an Ganztagsschulen bleibt der Einfluss der sozialen Her-
kunft – ebenso wie an Halbtagsschulen – für den Bildungserfolg bedeutsam. 

Der Blick auf die Zusammenhänge von Migrationshintergrund sowie sozialer 
Herkunft und Kompetenzerwerb macht für alle Schulsysteme deutlich, dass die 
aufgezeigten Disparitäten gravierende soziale Ungleichheiten signalisieren. Nach 
wie vor bestehen deutliche Unterschiede im Kompetenzerwerb zwischen Kindern 
und Jugendlichen mit Migrationshintergrund und den Kindern und Jugendlichen, 
die aus Familien ohne Migrationsgeschichte stammen. Diese Differenzen fallen zu-
dem im Ländervergleich unterschiedlich hoch aus. Um diese Ungleichheiten zu 
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erklären, darf jedoch nicht das Merkmal »Migrationshintergrund« allein herange-
zogen werden, kommt doch vor allem der meist schlechteren sozialen Lage der Kin-
der und Jugendlichen mit Migrationsgeschichte eine große Bedeutung zu. 

Für den Einfluss der sozialen Herkunft auf den schulischen Erfolg zeigt sich im 
Sekundarbereich zwar der erfreuliche Trend einer abnehmenden Kopplung; doch 
bestehen auch nach einem Jahrzehnt weiterhin deutliche Unterschiede im Kompe-
tenzerwerb zwischen Kindern und Jugendlichen aus den verschiedenen sozialen 
Schichten. Und auch diese Differenzen stellen sich in den Ländern wiederum un-
terschiedlich hoch dar. Damit bleibt die Behebung der sozialen Ungleichheiten 
nach wie vor eine der zentralen Herausforderungen für die Länder und ihre Schul-
systeme, um gerechte Chancen für das Lernen und die Entwicklung von Kompeten-
zen für alle Kinder und Jugendlichen zu schaffen. 

4. Zur Zertifikatsvergabe der Schulsysteme

Eine zentrale Funktion der deutschen Schulsysteme ist die Vergabe von Zertifikaten 
(Abschlüssen). Diese attestieren die individuellen Qualifikationswege und berechti-
gen die abgehenden Schülerinnen und Schüler zu unterschiedlichen Formen der 
weiteren Teilnahme am Bildungsprozess. Der Erwerb eines allgemeinbildenden Ab-
schlusses ist eine wichtige Voraussetzung für die weitere Bildungs- und Erwerbsbio-
grafie – der Übergang in die Berufsbildung oder das Studium ist vom Besitz eines 
solchen Zertifikates abhängig. Der Erwerb oder Nichterwerb von Abschlüssen als 
Endpunkt von Schullaufbahnen wird als Wert für Chance und Risiko in der Gestal-
tung des zukünftigen Erwerbslebens und der Teilhabe am gesellschaftlichen Leben 
»umgemünzt« (Kuper 2004). Darum muss eine »faire« (Rawls 2006) Allokation 
oberstes Gebot der Institution Schule sein. Im Rahmen der Gerechtigkeitsdimen-
sion Kompetenzförderung wurde bereits auf die institutionell verantwortete Unge-
rechtigkeit beim Übergang von der Grundschule zur weiterführenden Schule hin-
gewiesen. Schulische Abschlüsse werden von potenziellen Arbeitgebern als Signal 
für Leistungsfähigkeit verstanden (Giesecke, Ebner und Oberschachtsiek 2010) und 
sie erfüllen somit eine entscheidende gesellschaftliche Funktion: die Möglichkeit, 
am zukünftigen Erwerbsleben teilzunehmen.

Versteht man den Erwerb von schulischen Abschlüssen demnach als eine be-
deutsame »Eintrittskarte« für einen Übertritt in die berufliche Bildung, rückt die 
jeweilige Zertifikatsvergabe der Schulsysteme in den Blick. Damit meinen wir die 
Anteile der erfolgreichen Jugendlichen, die mit einem Schulabschluss, und die An-
teile der Jugendlichen, die ohne Bildungserfolg in Form eines Schulabschlusses die 
verschiedenen Schularten verlassen. Nach einem Überblick zu den Anteilen der 
Schulabsolventen aller Abschlussformen wird vertiefend der Erwerb niedriger und 
hoher schulischer Zertifikate behandelt: die Schülerinnen und Schüler mit Fach-
hochschulreife bzw. allgemeiner Hochschulreife und die Gruppe derjenigen, die 
die allgemeinbildende Schule ohne einen Hauptschulabschluss verlassen. Die 
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Wichtigkeit der mittleren Abschlüsse (die zugleich den größten Anteil ausmachen) 
soll hierbei nicht außer Acht gelassen werden. 

Wir beschränken uns an dieser Stelle jedoch vor allem auf das untere und obere 
Ende der möglichen schulischen Zertifikate, weil sich einerseits für Schülerinnen 
und Schüler mit den höchsten Schulabschlüssen auch die vergleichsweise größte 
Chance auf den unverzögerten Eintritt in alle weiteren Bildungsangebote ergibt – 
und sich dagegen für die Gruppe der Jugendlichen, die die Schule ohne einen Ab-
schluss verlassen, ein lückenloser Anschluss an die gesellschaftlichen Teilhabe-
möglichkeiten als besonders problematisch darstellt. 

4.1 Erworbene Abschlüsse 

Zu den regulären Schulabschlüssen, die man in den Schulen aller Bundesländer 
erwerben kann, gehören der Hauptschulabschluss, der Realschulabschluss oder 
mittlere Schulabschluss sowie die Fachhochschulreife und die allgemeine Hoch-
schulreife. Schulische Abschlüsse sind dabei zunehmend von den Schularten ent-
koppelt, sodass verschiedene Abschlüsse auf unterschiedlichen Schularten erwor-
ben werden (Trautwein et al. 2010). Insgesamt haben 2009 in Deutschland von 
885.235 Abgängern und Absolventen rund 94 Prozent die allgemeinbildende Schule 
mit einem Abschluss verlassen.

Tabelle 6: �Abschlüsse der Absolventen allgemeinbildender Schulen  
in Deutschland, 2009

Erreichter Abschluss Anzahl Anteil an der gleichaltrigen 
Wohnbevölkerung

Hauptschulabschluss 186.126 22,4 %

Realschulabschluss/mittlerer 
Abschluss

359.545 42,4 %

Fachhochschulreife 13.006 1,4 %

Allgemeine Hochschulreife 268.253 27,9 %

Quelle: KMK: Schüler, Klassen, Lehrer und Absolventen der Schulen 2000 bis 2009

Bezogen auf die je alterstypische Bevölkerung zeigen die jeweiligen Anteile der Ab-
schlussformen ein relativ gleichbleibendes Bild gegenüber den Vorjahren (Autoren-
gruppe Bildungsberichterstattung 2010), wonach der mittlere Abschluss am häu-
figsten erworben wird und der Anteil der allgemeinen Hochschulreife mit 27,9 Pro-
zent leicht ansteigt (zu 27,4 % im Jahr 2008). Angemerkt werden muss, dass hier 
– mit Fokus auf die Chancengerechtigkeit der allgemeinbildenden Schulsysteme – 
zunächst ausschließlich die Daten aus den allgemeinbildenden Schulsystemen be-
richtet und somit die beruflichen Schulen vernachlässigt werden. Letztere bieten 
Schülerinnen und Schülern auch die Möglichkeit, den allgemeinbildenden Ab-
schluss zu erwerben, dessen Nutzung sich in steigenden Anteilen ausdrückt – 
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ebenso wie beim mittleren Abschluss, der inzwischen zu 20 Prozent an den beruf-
lichen Schulen erworben wird (ebd.). Den beruflichen Schulen gelingt somit ein 
wichtiger Beitrag für die Entkopplung von Schularten und Schulabschlüssen. 

Bei den folgenden Ausführungen zum Erwerb der höchsten Schulabschlüsse 
werden auch die beruflichen Schulen mitberücksichtigt, um vor allem im Vergleich 
zu zeigen, wie hoch der Anteil des Abiturientenjahrgangs in den einzelnen Ländern 
ist, zieht man zu den Absolventinnen und Absolventen der allgemeinbildenden 
Schulen mit Hochschulreife die entsprechenden Absolventinnen und Absolventen 
der beruflichen Schulen hinzu. Um diesen Unterschied zu verdeutlichen, geht es 
zunächst jedoch um den Erwerb der höchsten Schulabschlüsse allein aus den allge-
meinbildenden Schulen.

Erwerb der Hochschulreife in den allgemeinbildenden Schulen

Am oberen Ende der erwerbbaren schulischen Zertifikate stehen die beiden höchs-
ten allgemeinbildenden Schulabschlüsse: die Fachhochschulreife und die allge-
meine Hochschulreife. In Deutschland werden diese Abschlüsse im Rahmen des 
allgemeinbildenden Schulwesens meist in Schularten wie dem Gymnasium und 
der Gesamtschule erworben (neben vielfältigen Möglichkeiten in den Anschluss-
stellen des Schulsystems, etwa in der gymnasialen Oberstufe beruflicher Schulen 
oder auf dem zweiten Bildungsweg). 

Die Anteile der Schülerinnen und Schüler zu betrachten, die die Schule mit die-
sem höchsten Bildungsgut, das das allgemeinbildende Schulsystem bietet, verlas-
sen, ist bedeutsam: Mit der zunehmenden gesellschaftlichen Ausdifferenzierung 
und den wachsenden Anforderungen einer Wissensgesellschaft an die Qualifika-
tion und Bildung von Menschen geht auch eine Entwertung der Bildungsabschlüsse 
einher, die als niedrig angesehen werden (Ditton 2010). Dies bedeutet, dass beson-
ders Menschen mit einem höheren Schulabschluss eine vergleichsweise bessere 
Chance auf einen unverzögerten Eintritt zu allen Bildungsangeboten nach Verlas-
sen der allgemeinbildenden Schule haben. 

In Deutschland erlangten 2009 insgesamt 281.259 Schülerinnen und Schüler in 
den allgemeinbildenden Schulsystemen die Fachhochschulreife oder allgemeine 
Hochschulreife. Bezogen auf die alterstypische Wohnbevölkerung entspricht dies 
einem Anteil von 29,3 Prozent. In den Ländern ist dieser Anteil an Absolventinnen 
und Absolventen unterschiedlich hoch (Abb. 21). Fachhochschulreife und allge-
meine Hochschulreife werden im Folgenden begrifflich als Hochschulreife zusam-
mengefasst.

Die obere Gruppe der Länder weist einen durchschnittlichen Absolventenanteil 
mit Hochschulreife von 35,2 Prozent auf, während in der unteren Gruppe die 
25-Prozent-Marke nicht erreicht wird. Auch wenn es deutliche Unterschiede in den 
Anteilen der Ländergruppen gibt, erzielt die Mehrzahl der Bundesländer einen An- 
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Abbildung 21: �Anteil der Absolventen mit Hochschulreife an der Wohnbevölkerung 
im typischen Abschlussalter aus den allgemeinbildenden Schulen, 
2009
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Bremen
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Rheinland-Pfalz
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Schleswig-Holstein
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Länder mit niedrigeren
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Für das Saarland werden aufgrund des doppelten Abiturjahrgangs 2009 die Quoten für das Vorjahr verwendet. 
Angaben in Prozent

Quelle: KMK: Schüler, Klassen, Lehrer und Absolventen der Schulen 2000 bis 2009; Statistisches Bundesamt, Bevölkerungs-
statistik; eigene Berechnungen

stieg ihrer Absolventenanteile mit Hochschulreife gegenüber dem Vorjahr. Dies 
wird vor allem auf die steigenden Übergangsquoten von der Grundschule auf das 
Gymnasium zurückgeführt (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2010). Ein 
weiterer Erklärungsansatz könnten hier auch die zunehmenden Haltekräfte des 
Gymnasiums angesichts sinkender Schülerzahlen sein. 

Angemerkt werden muss an dieser Stelle zudem, dass die miteinberechneten 
Anteile der erworbenen Fachhochschulreife generell in den allgemeinbildenden 
Schulen sehr gering sind. Zudem ist es in einigen Ländern gar nicht möglich, die 
Fachhochschulreife in den allgemeinbildenden Schulen zu erwerben – und wenn, 
dann ausschließlich den schulischen Teil. Traditionell stammt die Mehrzahl der 
Absolventinnen und Absolventen mit Fachhochschulreife aus den beruflichen 
Schulen und die dort erworbene Fachhochschulreife vermittelt neben allgemeinen 
und fachtheoretischen auch fachpraktische Kenntnisse (KMK 2010a). Wie wichtig 
die beruflichen Schulen ebenfalls für den Erwerb der höheren allgemeinbildenden 
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schulischen Abschlüsse sind, wird daher auch in der Betrachtung der Absolventen
anteile mit Hochschulreife unter Hinzunahme der Absolventenanteile aus den be-
ruflichen Schulen erkennbar. 

Erwerb der Hochschulreife in den allgemeinbildenden und beruflichen Schulen

Die Bezeichnungen der beruflichen Bildungsgänge, in denen die Hochschulreife 
erworben werden kann, variieren in den Ländern: Berufliche Gymnasien, Fach-
gymnasien, berufliche Oberschulen sind Beispiele für die begrifflichen Unter-
schiede. Gemeinsam ist aber den meisten Ländern, dass die beruflichen Schulen 
mit ihrem Angebot der gymnasialen Oberstufe immer mehr auch für den Erwerb 
der höheren Schulabschlüsse genutzt werden. Die beruflichen Schulen scheinen 
zudem besonders für Kinder und Jugendliche aus bildungsfernen und sozial 
schwächeren Familien eine Möglichkeit darzustellen, die Studienberechtigung 
zu erwerben. Dies wurde mithilfe von Daten aus der TOSCA-Studie beispiels-
weise für die beruflichen Gymnasien in Baden-Württemberg gezeigt (Maaz et al. 
2004). 

Dass die beruflichen Schulen genutzt werden, um die Hochschulreife zu er-
werben, spiegelt sich auch in den entsprechenden Absolventenanteilen wider. Im 
Vergleich zu der erreichten Ländergruppenzuordnung nach Absolventen mit 
Hochschulreife allein aus den allgemeinbildenden Schulen (Abb. 21) zeigt sich bei 
Hinzunahme der entspechenden Absolventenanteile aus den beruflichen Schu-
len, dass beispielsweise einzelne Länder vom unteren Viertel in das obere Viertel 
vorrücken (Abb. 22).

Im Vergleich zu den Anteilen ohne Absolventinnen und Absolventen aus 
beruflichen Schulen verdeutlicht diese Hinzunahme, dass sich in allen drei 
Ländergruppen die durchschnittlichen Anteile der Schülerinnen und Schüler mit 
Hochschulreife erhöhen. Gleichwohl bleiben auch hier insgesamt beträchtliche 
Unterschiede zwischen den Ländergruppen bestehen: Während die untere Gruppe 
der Länder einen durchschnittlichen Anteil an entsprechenden Absolventinnen 
und Absolventen von 39 Prozent aufweist, beläuft sich dieser in der oberen Gruppe 
auf deutlich mehr, nämlich 52,6 Prozent. Für Deutschland insgesamt liegt der 
Anteil bei 46,4 Prozent.

Einige Länder schaffen es also, die vergleichsweise geringe Zertifikatsvergabe 
hinsichtlich des höchsten Bildungsabschlusses ihres allgemeinbildenden Schul-
systems durch die beruflichen Schulen zu ergänzen, wie der Wechsel einzelner 
Länder von der unteren Gruppe in die obere Gruppe veranschaulicht. Andere Län-
der wiederum haben auch unter Berücksichtigung der Absolventenanteile aus den 
beruflichen Schulen im Vergleich mit den anderen Ländergruppen einen unverän-
dert deutlich niedrigeren Anteil an Jugendlichen, die die Hochschulreife erwer-
ben. 
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Abbildung 22: �Anteil der Absolventen mit Hochschulreife an der Wohnbevölkerung 
im typischen Abschlussalter aus den allgemeinbildenden und beruf­
lichen Schulen, 2009
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Quelle: KMK: Schüler, Klassen, Lehrer und Absolventen der Schulen 2000 bis 2009; Statistisches Bundesamt: Bevölkerungs-
statistik; eigene Berechnungen

 

Hochschulreife und mittlere Kompetenzwerte in der Leseleistung nach Bundesländern

Bei der Betrachtung der Anteile erworbener Schulabschlüsse muss berücksichtigt 
werden, dass die Vergleichbarkeit der Länder teils als unzureichend gilt. Studien 
zeigen, dass Länder zwar vergleichbare Abschlussquoten aufweisen, jedoch deutli-
che Unterschiede in den gemessenen Kompetenzwerten von Kindern und Jugendli-
chen (Köller, Knigge und Tesch 2010; auch Klemm 2010b). Dies ist ein Hinweis da-
rauf, dass trotz gleicher Schulabschlüsse Absolventinnen und Absolventen aus den 
Ländern zum Teil unterschiedlich leistungsstark sind. Vor diesem Hintergrund soll 
hier der Frage nachgegangen werden, inwiefern es den Schulsystemen der Länder 
gelingt, gleichermaßen Kompetenzen auszuschöpfen und höhere schulische Zerti-
fikate zu vergeben. Hierfür werden die Leseleistungsergebnisse der Länder aus der 
Überprüfung der Bildungsstandards (Köller, Knigge und Tesch 2010) und die Ab-
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solventenanteile mit Hochschulreife aus den allgemeinbildenden Schulsystemen 
gegenübergestellt (Abb. 23): 

Abbildung 23: �Mittlere Kompetenzwerte im Lesen von Neuntklässlern und Anteile 
an Absolventen mit Hochschulreife aus den allgemeinbildenden 
Schulen, 2009
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Für das Saarland werden aufgrund des doppelten Abiturjahrgangs in 2009 die Daten aus dem Jahr 2008 verwendet.

Quelle: KMK: Schüler, Klassen, Lehrer und Absolventen der Schulen 2000 bis 2009; Statistisches Bundesamt: Bevölkerungs-
statistik; Untersuchungen zu den Bildungsstandards 2009, vgl. Köller, Knigge und Tesch 2010. 

Diese Zusammenführung zeigt ein relativ deutliches Bild: Es gibt kaum Länder, die 
einen vergleichsweise hohen Anteil an Absolventen mit Hochschulreife und gleich-
zeitig einen höheren mittleren Kompetenzwert in der Leseleistung aufweisen. 
Deutlich häufiger hingegen besteht ein Zusammenfallen zwischen dem im Länder-
vergleich erreichten höheren Kompetenzwert und den ebenfalls im Ländervergleich 
erzielten niedrigeren Absolventenanteilen mit Hochschulreife. Diese Gegenüber-
stellung stellt keinen harten empirischen Zusammenhang dar und zugrunde liegen 
zudem auch unterschiedliche Schülerpopulationen (Neuntklässler sowie Absolven-
ten der Sek. II mit Hochschulreife); außerdem wurde hier allein auf die Kompetenz-
werte in der Leseleistung Deutsch zurückgegriffen. Auch wenn die Lesekompetenz 
fächerübergreifend bedeutsam ist, stellen sich hinsichtlich anderer Fachdomänen 
die erreichten Kompetenzwerte in den Ländern zum Teil anders dar. 

Dennoch soll mit dieser Gegenüberstellung auf zwei Erträge der Schulsysteme 
hingewiesen werden: Länder sind zum Teil unterschiedlich erfolgreich in der Zerti-
fikatsvergabe einerseits und in der Kompetenzförderung andererseits. Vor dem 
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Hintergrund, dass für die Teilhabe an Bildungsangeboten wie Berufsausbildung 
und Hochschule nach wie vor das schulische Zertifikat – unabhängig aus welchem 
Land – vorrangig entscheidend ist, erscheint als ein problematisches Ungleichge-
wicht, dass es beispielsweise eine hohe Kompetenzförderung bei gleichzeitig nied-
rigem Anteil an Absolventinnen und Absolventen gibt, die die allgemeinbildende 
Schule mit Hochschulreife verlassen. Insgesamt bleibt unklar, wie dies sinnvoll aus-
zubalancieren ist.

4.2 Fehlende Abschlüsse

Während am oberen Ende der Zertifikate, die in den Schulsystemen erworben wer-
den können, die Fachhochschulreife und allgemeine Hochschulreife stehen, befin-
det sich am unteren Ende die Kategorie »kein Abschluss«, also der Anteil an Schü-
lerinnen und Schülern, die die allgemeinbildende Schule verlassen, ohne mindes-
tens einen Hauptschulabschluss zu erreichen. 

Junge Menschen, die die allgemeinbildende Schule ohne Abschluss verlassen, 
sind höheren Risiken hinsichtlich ihrer Erwerbschancen und weiteren Bildungs-
wege ausgesetzt (Gaupp, Lex und Reißig 2008). Das fehlende schulische Zertifikat 
wird als unzureichende Bildung gewertet, mit bedeutsamen individuellen und ge-
samtgesellschaftlichen Konsequenzen: »Die lebenslang wirksamen Folgen eines 
fehlenden Hauptschulabschlusses sowie die für den nachträglichen Erwerb dieses 
Schulabschlusses notwendigen zeitlichen und finanziellen Ressourcen sind erheb-
lich« (Klemm 2010b: 26). 

Aus gesamtgesellschaftlicher Perspektive gilt zudem eine hohe Zahl von Men-
schen, die jedes Jahr die Schule ohne einen Abschluss verlassen, auch vor dem Hin-
tergrund der aktuellen demographischen Herausforderungen als problematisch. In 
der Folge unzureichender Qualifikation aufgrund fehlender Abschlüsse besteht zu-
dem das große Risiko der Jugendarbeitslosigkeit. Hieraus können wiederum er-
höhte gesamtgesellschaftliche Kosten durch Sozialleistungen, Nachholen schuli-
scher Qualifikationen etc. entstehen (Allmendinger, Giesecke und Oberschachtsiek 
2007). Neuere Untersuchungen zeigen auch, dass sogar nach Absolvieren einer Aus-
bildung junge Menschen, die keinen Schulabschluss oder Hauptschulabschluss 
haben, überdurchschnittlich von Arbeitslosigkeit betroffen sind (Buch, Hell und 
Wydra-Somaggio 2011).

Schulabgänge ohne Hauptschulabschluss

Aufgrund der bedeutsamen Folgen für die Teilhabe von Menschen an weiteren Bil-
dungsangeboten und am künftigen Erwerbsleben sowie der daraus resultierenden 
gesellschaftlichen Folgekosten erscheint es nicht verwunderlich, dass sich sowohl 
die Bundeskanzlerin als auch die Regierungschefs der Länder dem Ziel verschrie-
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ben haben, den Anteil der Schulabgänger ohne Abschluss zu reduzieren: »Der Bund 
und die Länder streben an, die Zahl der Schulabgänger ohne Abschluss von 8 auf  
4 % zu halbieren« (Bundesregierung und Regierungschefs der Länder 2008: 8). 
Zwar ist der entsprechende Anteil in Deutschland tatsächlich in den letzten Jahren 
gesunken, hat aber die Vierprozentmarke bisher nicht unterschritten, sodass von 
einer deutlichen Reduzierung noch keine Rede sein kann. 

Im Abgangsjahr 2009 verließen in Deutschland 58.305 Menschen ohne einen 
Hauptschulabschluss die allgemeinbildende Schule. Bezogen auf die Wohnbevölke-
rung im typischen Abschlussalter entspricht dies einem Anteil von sieben Prozent, 
was eine Verbesserung gegenüber dem Vorjahr darstellt (7,5 %). Der Ländergrup-
penvergleich zeigt deutliche Unterschiede in den Anteilen (Abb. 24).

Die obere Gruppe weist einen durchschnittlichen Anteil an Abgängerinnen und 
Abgängern ohne Hauptschulabschluss von 6,1 Prozent auf. Dagegen liegt der ent-
sprechende Anteil in der unteren Gruppe beinahe doppelt so hoch bei 11,9 Prozent. 
In dieser Gruppe befinden sich ausschließlich ostdeutsche Länder. 

Abbildung 24: �Anteil der Abgänger ohne Hauptschulabschluss an der Wohnbevöl­
kerung im typischen Abschlussalter, 2009
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Quelle: KMK: Schüler, Klassen, Lehrer und Absolventen der Schulen 2000 bis 2009; Statistisches Bundesamt: Bevölkerungs-
statistik; eigene Berechnungen
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Die Kategorie »ohne Hauptschulabschluss« erweckt dabei den Anschein, dass diese 
Schüler vorwiegend aus Hauptschulen stammen. Tatsächlich aber kommen mehr 
als die Hälfte (56,9 %) der Abgängerinnen und Abgänger ohne Hauptschulabschluss 
aus den Förderschulen, in denen jedoch auch nicht immer ein Hauptschulabschluss 
erworben werden kann (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2010). Dieser 
Anteil ist gegenüber dem Vorjahr (54,6 %) sogar leicht angestiegen. 

Ausländische Schulabgängerinnen und Schulabgänger ohne Hauptschulabschluss

Die differenzierte Betrachtung der Anteile nach Staatsangehörigkeit zeigt ebenfalls 
seit Jahren einen deutlich höheren Anteil an ausländischen Jugendlichen, die die 
Schule ohne einen Hauptschulabschluss verlassen, im Vergleich zu den deutschen 
Jugendlichen. Unter Rückgriff auf Daten aus den Abgangsjahren 1991 bis 2006 
konnte mithilfe eines Relativen Risiko-Index errechnet werden, dass in jedem Jahr 
des Beobachtungszeitraums fünf deutschen Abgängerinnen und Abgängern ohne 
Schulabschluss der Sekundarstufe 13 ausländische Abgängerinnen und Abgänger 
ohne Schulabschluss gegenüberstehen. Es gibt  also eine deutliche Überrepräsenta-
tion an ausländischen Jugendlichen, die die Schule ohne Abschluss verlassen (Die-
fenbach 2011). 

Im Abgangsjahr 2009 verlassen in Deutschland 11.602 ausländische Jugendliche 
ohne Hauptschulabschluss die Schule; das entspricht 14 Prozent der entsprechenden 
Wohnbevölkerung im typischen Abschlussalter. Dagegen fällt der entsprechende 
Anteil der deutschen Jugendlichen mit 6,2 Prozent deutlich geringer aus. Ähnlich 
der Gesamtentwicklung bezüglich aller Abgänge ohne Hauptschulabschluss ist 
auch der Anteil der ausländischen Schulabgänger ohne Hauptschulabschluss im 
Vergleich zum Vorjahr (15,2 %) rückläufig (IntMK 2011). Dennoch verlassen auslän-
dische Jugendliche mehr als doppelt so häufig die allgemeinbildende Schule ohne 
einen Hauptschulabschluss wie ihre deutschen Mitschülerinnen und Mitschüler.

Unterschiede in den Anteilen ausländischer Abgänger ohne Hauptschulab-
schluss zeigen sich im Ländergruppenvergleich wie folgt (Abb. 25): In der oberen 
Gruppe liegt der durchschnittliche Anteil der ausländischen Schulabgängerinnen 
und -abgänger ohne Hauptschulabschluss bei 5,7 Prozent, während er in der unteren 
Gruppe um mehr als zehn Prozentpunkte höher ist (16,5 %). In der oberen Länder-
gruppe befinden sich ausschließlich ostdeutsche Länder, in denen die Gesamtzahl 
der ausländischen Bevölkerung im entsprechenden Alter generell sehr niedrig ist. 
Wichtig ist hier zudem der Hinweis, dass die verfügbaren Daten aus der amtlichen 
Schulstatistik als ethnisches Hintergrundmerkmal bislang lediglich einheitlich die 
Staatsangehörigkeit ausweisen und nicht den aussagekräftigeren Migrationshinter-
grund von Schülerinnen und Schülern. Andere Studien konnten jedoch zeigen, dass 
sich die Disparitäten zwischen ausländischen und deutschen Schulabgängern auch 
beim Vergleich von Jugendlichen mit und ohne Migrationshintergrund bestätigen 
(Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2010). 
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Abbildung 25: �Anteil der ausländischen Abgänger ohne Hauptschulabschluss an der 
ausländischen Wohnbevölkerung im typischen Abschlussalter, 2009
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Quelle: KMK: Schüler, Klassen, Lehrer und Absolventen der Schulen 2000 bis 2009; Statistisches Bundesamt, Statistische 
Landesämter: Bevölkerungsstatistik; eigene Berechnungen

Schulabgänger ohne Abschluss und Erwerb des Hauptschulabschlusses an den beruf
lichen Schulen 

Oben wurde bereits die Rolle der beruflichen Schulen gezeigt, die für junge Men-
schen eine Chance bieten, die klassische Studienberechtigung zu erwerben. Den 
beruflichen Schulen kommt aber sowohl hinsichtlich des Erwerbs mittlerer Ab-
schlüsse als auch für das Nachholen eines Abschlusses (z. B. Hauptschulabschluss) 
eine entscheidende Funktion zu. Dass generell Angebote, einen Schulabschluss 
nachzuholen, gerade von den jüngeren Heranwachsenden genutzt werden, zeigen 
Analysen aus Daten der Allgemeinen Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaf-
ten (ALLBUS) zu Dynamiken des Zertifikatserwerbs im Lebensverlauf: Der Anteil 
der untersuchten Personen ohne Schulabschluss verringert sich bis zum Erreichen 
des 26. Lebensjahrs deutlich (Maaz 2010). Dass für das Nachholen eines Schulab-
schlusses die beruflichen Schulen eine zentrale Rolle spielen, lässt auch die Zusam-
menführung der jeweiligen Anteile der Abgänger vermuten, die ohne einen Haupt-
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schulabschluss die allgemeinbildende Schule verlassen haben, mit den Anteilen der 
Absolventinnen und Absolventen, die an den beruflichen Schulen den Hauptschul-
abschluss erwerben (Abb. 26).

Abbildung 26: �Anteile der Abgänger aus den allgemeinbildenden Schulen ohne 
Hauptschulabschluss sowie Anteile der Absolventen mit Haupt­
schulabschluss aus den beruflichen Schulen an der Wohnbevölke­
rung im typischen Abschlussalter, 2009
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Quelle: KMK: Schüler, Klassen, Lehrer und Absolventen der Schulen 2000 bis 2009; Statistisches Bundesamt: Bevölkerungs-
statistik; eigene Berechnungen

In der Abbildung zeigt sich tendenziell, dass bei hohem Anteil an Schulabgängen 
ohne Hauptschulabschluss auch ein hoher Anteil an Absolventinnen und Absolventen 
zu verzeichnen ist, die in den beruflichen Schulen den Hauptschulabschluss erwor-
ben haben. Selbst wenn dies keine Aussage darüber erlaubt, in welchem Verhältnis die 
Angebote der beruflichen Schulen (die in den Ländern durchaus unterschiedlich aus-
gestaltet sind) von Schulentlassenen genutzt werden, um einen Abschluss nachzuho-
len, wird deutlich, wie wichtig diese Schulen für den Zertifikatserwerb sind. 

Zusammenfassung

Die Zertifikatsvergabe der Schulsysteme stellt sich in den Ländern unterschied-
lich dar. In dieser Gerechtigkeitsdimension lassen sich ebenfalls erhebliche Dif-
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ferenzen zwischen den Ländern finden. Während sich bei den höheren Schulab-
schlüssen in einigen Ländern der Anteil der Absolventinnen und Absolventen 
mit Hochschulreife erst durch die beruflichen Schulen deutlich erhöht, bleibt der 
entsprechende Anteil in anderen Ländern auch unter Hinzunahme der berufli-
chen Schulen im Vergleich niedrig. Insgesamt zeigt sich die Bedeutsamkeit der 
beruflichen Schulen, die auch nach dem Verlassen des allgemeinbildenden 
Schulsystems die Chance bieten, höhere schulische Zertifikate zu erwerben, und 
somit auch einen erheblichen Beitrag zur Entkopplung von Schularten und Ab-
schlüssen leisten. Dass Schulabschlüsse sich nicht ohne Einschränkungen län-
derweise vergleichen lassen, verdeutlicht der Vergleich mit den Kompetenzwer-
ten, die die Schüler der verschiedenen Schulsysteme im Mittel erreichen. Für die 
Wahrung der Chancen auf einen möglichst lückenlosen Übertritt in Berufsbil-
dung, Studium und spätere Erwerbstätigkeit erscheint gerade das aufgezeigte 
Ungleichgewicht zwischen Zertifikatsvergabe und gemessenen Kompetenzwer-
ten in den Schulsystemen in einigen Ländern als zumindest erklärungsbedürf-
tig. 

Als eine Gruppe benachteiligter Menschen gelten die Abgängerinnen und Ab-
gänger ohne Hauptschulabschluss. Bund und Länder haben sich gemeinsam dem 
Ziel verschrieben, diesen Anteil zu reduzieren. Auch wenn sich dies noch nicht in 
deutlich zurückgehenden Zahlen ausdrückt, zeigt sich hier angesichts der seit Jah-
ren zu verzeichnenden Abnahme eine tendenziell positive Entwicklung. Zwar gehen 
auch die ausländischen Anteile zurück, gleichzeitig bleiben ausländische Jugendliche 
jedoch weit häufiger ohne einen Hauptschulabschluss gegenüber deutschen Ju-
gendlichen. Für die Förderschüler zeigt sich einmal mehr ihre Benachteiligung 
gegenüber Schülern in den allgemeinen Schulen auch mit Blick auf den Zertifikats-
erwerb: Sie stellen mehr als die Hälfte der Abgängerinnen und Abgänger ohne 
Hauptschulabschluss. 

Es besteht somit Handlungsbedarf, die Anschlussfähigkeit der Jugendlichen 
ohne Bildungszertifikat für die auf Schule folgenden Bildungsangebote, wie etwa 
Berufsausbildung, zu sichern. Hierfür kommt offenbar wiederum auch den beruf-
lichen Schulen eine wichtige Funktion zu. Diese Bedeutsamkeit der beruflichen 
Schulen soll hier betont werden; gleichwohl darf der Hinweis nicht fehlen, dass das 
Nachholen schulischer Abschlüsse darauf verweist, dass das klassische Ziel, über 
den regulären Weg innerhalb der allgemeinbildenden Schulsysteme ein Bildungs-
zertifikat zu erwerben, verfehlt wurde. Dass das spätere Nachholen von Abschlüs-
sen auch hinsichtlich der gesellschaftlichen Integration problematisch für die Be-
troffenen sein kann, zeigen Studien, die verdeutlichen, dass sich für diese Perso-
nengruppe die Möglichkeiten der Erwerbschancen als schwierig erweisen (Maaz 
2010). 

Die Bemühungen um mehr Chancengerechtigkeit sollten sich darauf konzen
trieren, dass der Zertifikatserwerb möglichst am Ende des regulären Durchlaufens 
der allgemeinbildenden Schulsysteme erfolgt, denn: »Letztlich sind es die Ab-
schlüsse, die den Zugang zu weiteren schulischen und beruflichen Bildungsgängen 
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steuern und die Chancen beim Übertritt ins Arbeitsleben in hohem Maße beein-
flussen« (Döbert 2010: 169). 

5. Zur Gerechtigkeit der deutschen Schulsysteme im Ländervergleich

In den letzten vier Kapiteln wurden die Schulsysteme der Bundesländer indikato-
renbasiert im Hinblick auf die von uns zugrunde gelegten Dimensionen »Integrati-
onskraft«, »Durchlässigkeit«, »Kompetenzförderung« und »Zertifikatsvergabe« un-
tersucht. Dabei haben wir zunächst in den Dimensionen Ländergruppen gebildet, 
um erste Hinweise auf Unterschiede in Bezug auf die Gerechtigkeit der Schulsys-
teme zu erhalten. Mit dieser Gegenüberstellung ließ sich zeigen, dass es teilweise 
erhebliche Differenzen zwischen den Ländern hinsichtlich der Indikatoren gibt, die 
für die verschiedenen Gerechtigkeitsaspekte stehen. 

Nachfolgend betrachten wir die Länder nun zusammenfassend im Hinblick auf 
ihre Ausprägungen in allen vier Gerechtigkeitsdimensionen. Hier haben wir pro 
Dimension eine Auswahl an Indikatoren getroffen, die für eine solche Gesamtbe-
trachtung die jeweilige Dimension sinnvoll abzubilden vermag. Die Auswahl er-
folgte nach drei Kriterien: 

Erstens sollte möglichst jede von uns beschriebene Subdimension berücksich-
tigt werden. Zweitens sollte dabei jeweils immer nur ein Indikator ausgewählt wer-
den, damit es nicht zu doppelten Bewertungen und damit zu einer ungleichen Ge-
wichtung der Subdimensionen kommt, da theoretisch von der Annahme ausgegan-
gen wird, dass alle Dimensionen und Subdimensionen für sich jeweils bedeutsam 
sind und darum nicht gewichtet werden sollen (z. B. wird nur ein Indikator zu den 
Schulabgängen ohne Abschluss einbezogen). Drittens sollten Indikatoren nur ge-
nutzt werden, wenn sie für alle Länder gleichermaßen eine vergleichbare Informa-
tion enthalten (damit wurde z. B. der Indikator Kompetenzerwerb und Migrations-
hintergrund ausgeschlossen, da wir hier die Länder mit geringem Migrationsanteil 
von vornherein nicht betrachtet haben). In Tabelle 7 finden sich die für den Gesamt-
vergleich herangezogenen Indikatoren. Die erreichten Rangplätze je Bundesland in 
einer Dimension wurden summiert; hierbei entsprach Platz 1 = 1 Punkt, Platz 2 = 
2 Punkte usw. bis zu Platz 16 = 16 Punkte.  Die Länder wurden nun entsprechend von 
niedriger Punktzahl (also häufiger vergleichsweise gutes Abschneiden in der Dimen-
sion) zu hoher Punktzahl (also häufiger weniger erfolgreiches Abschneiden in der 
Dimension) in eine Rangfolge gebracht und der Gruppierungslogik im Chancenspie-
gel folgend so die vier Länder an der Spitze (obere Gruppe) und am unteren Ende 
(untere Gruppe) ermittelt.  In der Dimension »Integrationskraft« kommt es vor, dass 
in der mittleren Gruppe vier Länder dieselben Plätze aufgrund derselben Punkte er-
reichen, was sich dahingehend auswirkt, dass in dieser Dimension so nur drei Länder 
in der unteren Gruppe verbleiben. 

Für den Vergleich haben wir nun diese Information noch einmal reduziert, in-
dem wir den Ländern gemäß ihrer Gruppenzugehörigkeit ein »+« (obere Gruppe) 
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Tabelle 7: Für die Gesamtbetrachtung berücksichtigte Indikatoren je Dimension

INTEGRATIONSKRAFT

Indikator Subdimension

1 Schülerinnen und Schüler mit Förderbedarf an allen Schülerinnen 
und Schülern im allgemeinbildenden Schulsystem (Förderquote)

Diagnose von Förderbedarf

2 Schülerinnen und Schüler in Förderschulen an allen Schülerinnen 
und Schülern im allgemeinbildenden Schulsystem (Exklusionsquote)

Exklusion von Kindern und Jugendlichen mit 
Förderbedarf

3 Anteil Schülerinnen und Schüler im Ganztag an allen Schülerinnen 
und Schülern

Nutzung von Ganztag

DURCHLÄSSIGKEIT

4 Relative Chancen auf Gymnasialbesuch von Kindern aus unteren 
Dienstklassen im Vergleich zu Kindern aus oberen Dienstklassen

Übergang Grundschule zu weiterführenden 
Schulen

5 Wechsel zwischen den Schulformen: Verhältnis Aufwärtswechsel zu 
Abwärtswechsel

Schulformwechsel in der Sekundarstufe

6 Anteil der Wiederholerinnen und Wiederholer in der Sekundarstufe 
I und II

Klassenwiederholungen

7 Verteilung der Neuzugänge auf die drei Sektoren im Berufsbil-
dungssystem nach schulischer Vorbildung, Fokus Duales System 
und Neuzugänge mit max. Hauptschulabschluss

Disparitäten beim Einmünden in die 
Anschlussstelle Berufsbildungssystem 

KOMPETENZFÖRDERUNG

8 Erreichte Lesekompetenz in den Ländern, Primarstufe (IGLU) Generelle Kompetenzförderung in der 
Primarstufe

9 Erreichte Lesekompetenz in den Ländern, Sekundarstufe (Untersu-
chungen zu den Bildungsstandards)

Generelle Kompetenzförderung in der 
Sekundarstufe

10 Erreichte Kompetenzwerte der unteren 10 % (Lesekompetenz) (Un-
tersuchungen zu den Bildungsstandards)

Kompetenzförderung der leistungs
schwächsten Schülerinnen und Schüler

11 Erreichte Kompetenzwerte der oberen 10 % (Lesekompetenz) (Un-
tersuchungen zu den Bildungsstandards)

Kompetenzförderung der leistungsstärksten 
Schülerinnen und Schüler

12 Vorsprung von Kindern in den Kompetenzwerten mit mehr als 100 
Büchern im Haushalt (IGLU)

Soziale Herkunft und Kompetenzerwerb in 
der Primarstufe

13 Vorsprung der Schülerinnen und Schüler in den Kompetenzwerten 
aus den oberen EGP-Klassen zu Schülerinnen und Schülern aus den 
unteren EGP-Klassen (Untersuchungen zu den Bildungsstandards)

Soziale Herkunft und Kompetenzerwerb in 
der Sekundarstufe

ZERTIFIKATSVERGABE

14 Absolventinnen und Absolventen aus den allgemeinbildenden und 
beruflichen Schulen mit Hochschulreife

Höchster allgemeinbildender Abschluss

15 Abgängerinnen und Abgänger aus den allgemeinbildenden Schulen 
ohne Hauptschulabschluss

Schulabgänge ohne Abschluss

oder ein »–« (untere Gruppe) zuordnen. Mittlere Rangplätze werden bei diesem 
kontrastiven Verfahren nicht gesondert betrachtet, weil wesentliche Einsichten eher 
aus dem Vergleich deutlicher Unterschiede zwischen der oberen und der unteren 
Gruppe zu erwarten sind (Tab. 8). 

Als Ergebnis dieses Verfahrens zeigt sich: Keinem der Länder gelingt es, in allen 
vier Gerechtigkeitsdimensionen in der oberen Gruppe vertreten zu sein. Es gibt 
auch kein Land, welchem dies in drei der vier Dimensionen gelingt. Drei Länder 
(Hamburg, Saarland und Sachsen) sind zweimal in der oberen Gruppe vertreten.



101

Zur Gerechtigkeit der deutschen Schulsysteme im Ländervergleich

Tabelle 8: Ausprägungen in den Gerechtigkeitsdimensionen je Land

 Integrationskraft Durchlässigkeit Kompetenz­
förderung

Zertifikats­
vergabe

Baden-Würrtemberg    +

Bayern   +  

Berlin   – –

Brandenburg – + –  

Bremen   –  

Hamburg  + – +

Hessen +    

Mecklenburg-Vorpommern –   –

Niedersachsen + –   

Nordrhein-Westfalen  –  +

Rheinland-Pfalz +    

Saarland  +  +

Sachsen  + + –

Sachsen-Anhalt – – + –

Schleswig-Holstein + –   

Thüringen   +  

+ 	obere Gruppe in der Dimension insgesamt	  
– 	untere Gruppe in der Dimension insgesamt

Allerdings ist nur das Saarland zugleich ohne einen Platz in einer unteren Gruppe. 
Länder ohne einen Platz in der unteren Gruppe  und  einem Platz in der oberen Grup-
pe sind Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, Rheinland-Pfalz und Thüringen. 

Fokussiert man auf die Zugehörigkeit zur jeweiligen unteren Gruppe, zeigt sich, 
dass es kein Land gibt, das in allen Gerechtigkeitsdimensionen ein negatives Vorzei-
chen (»–«) erhalten hat. Allerdings befinden sich zwei Länder in zwei Dimensionen 
in der unteren Gruppe und sind gleichzeitig in den anderen Dimensionen auch 
nicht in der Spitzengruppe vertreten (Berlin und Mecklenburg-Vorpommern). Sach-
sen-Anhalt ist in drei Dimensionen in der unteren Gruppe vertreten, erreicht aller-
dings in der vierten Dimension einen Platz in der oberen Gruppe.

In den Abbildungen 27 und 28 wird in einer Zusammenführung die Dimension 
»Kompetenzförderung« der Inputdimension »Integrationskraft« und der Prozessdi-
mension »Durchlässigkeit« gegenübergestellt. Dabei wurde auf die Kompetenzför-
derung als vergleichsweise harte Outputdimension zurückgegriffen und der er-
reichte Gruppenplatz der Länder in der Dimension gesamt mit dem aus der Dimen-
sion »Integrationskraft« bzw. »Durchlässigkeit« zusammengeführt. So wird anhand 
Abbildung 27 deutlich, dass es einigen Ländern offenbar gelingt, sowohl eine hohe 
Kompetenzförderung als auch eine vergleichsweise hohe Integrationskraft herzu-
stellen. Dies zeigt sich etwa an den in der Abbildung eingekreisten Ländern wie 
Bayern, Sachsen und Thüringen, die eine hohe Kompetenzförderung und einen 

	�mittlere Rangplätze  
(werden nicht gesondert betrachtet)	
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mittleren Gruppenplatz in der Integrationskraft aufweisen (sich also in der Abbil-
dung eingekreist wiederfinden lassen). Eine größere Gruppe von Ländern (Hessen, 
Niedersachsen, Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein) zeigt eine vergleichsweise 
hohe Integrationskraft bei mittlerer Kompetenzförderung. Diese Länder sind hier 
ebenfalls mit eingekreist. Die mit einem Dreieck eingezeichneten Länder hingegen 
erreichen im Vergleich in beiden Dimensionen jeweils einen Platz in der mittleren 
Gruppe und einen Platz in der unteren Gruppe; Brandenburg als einziges Land ist 
hier in beiden Dimensionen nur in der unteren Gruppe vertreten. 

Abbildung 27: �Zusammenführung der Dimensionen »Kompetenzförderung« und 
»Integrationskraft« nach erreichter Gruppenzugehörigkeit
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In der Gegenüberstellung von Kompetenzförderung und Durchlässigkeit gelingt es 
dem Land Sachsen sogar, in beiden Dimensionen einen Platz in der oberen Gruppe 
zu erreichen. Insgesamt zwei Länder – Bayern und Thüringen – weisen eine hohe 
Kompetenzförderung bei mittlerer Durchlässigkeit auf, für das Saarland stellt sich 
dies umgekehrt dar: also hohe Durchlässigkeit bei mittlerer Kompetenzförderung 
(siehe die in Abbildung 28 eingekreisten Länder). Die mit einem Dreieck einge-
zeichneten Länder sind jeweils in einer Dimension in der mittleren Gruppe und in 
der anderen Dimension in der unteren Gruppe vertreten. In dieser Gegenüberstel-
lung von Kompetenzförderung und Durchlässigkeit befindet sich kein Land in bei-
den Dimensionen gleichzeitig in der unteren Gruppe.  

Diese Zusammenführungen stellen ausschließlich eine Kreuzung der von den 
Ländern erreichten Gruppenzugehörigkeit in den Dimensionen dar – so wie auch 
in Tabelle 8 aufgeführt. Mit dem Fokus auf eine zentrale Outputdimension der 
Schulsysteme, der Kompetenzförderung, wird hier ersichtlich, dass sich offenbar
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Abbildung 28: �Zusammenführung der Dimensionen »Kompetenzförderung« und 
»Durchlässigkeit« nach erreichter Gruppenzugehörigkeit
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eine hohe Kompetenzförderung und gleichzeitig vergleichsweise hohe oder mittel-
hohe Durchlässigkeit bzw. Integrationskraft nicht ausschließen. 

Insgesamt zeigt sich eine starke Heterogenität in der Verteilung von Stärken und 
Schwächen in Bezug auf die Gerechtigkeit in den Schulsystemen der Länder. Erklä-
rungen können hier nicht im Einzelnen gegeben werden; dafür sind detaillierte 
Länderanalysen und Ländervergleiche notwendig. Politische Schwerpunktsetzun-
gen und spezifische Strukturen der Schulsysteme wären nur zwei von vielen denk-
baren Erklärungsansätzen. Insgesamt muss, auch unter Berücksichtigung der abso-
luten Ausprägungen, festgestellt werden, dass die Schulsysteme sich stärker für 
mehr Chancengerechtigkeit einsetzen müssen, da unsere Befunde auf deutliche 
Entwicklungsbedarfe hinweisen. Grund zu völliger Zufriedenheit kann nach unse-
ren Analysen kein Bundesland haben. 
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III �Auf dem Weg zu mehr Gerechtigkeit –  
Aktivitäten der Länder zur individuellen Förderung 

1. Individuelle Förderung als Strategie für mehr Chancengerechtigkeit

Der Chancenspiegel möchte sich, wie bereits erwähnt, nicht allein auf die  
Analyse von Ungleichheiten beschränken, sondern er will auch auf Aktivitäten  
und Maßnahmen blicken, die in den Ländern ergriffen worden sind, um für  
mehr Chancengerechtigkeit zu sorgen. Dabei wollen wir den Fokus auf den  
Bereich »individuelle Förderung« legen, denn sie ist als Schlüsselstrategie für 
mehr Chancengerechtigkeit anerkannt. Dies nicht zuletzt deshalb, weil mittler- 
weile einige empirische Hinweise vorliegen, die einen positiven Zusammen- 
hang von Maßnahmen individueller Förderung und der Entkopplung des nega
tiven Zusammenhangs von sozialer Herkunft und Leistung zeigen. Zudem gilt 
ein adäquater Umgang mit Heterogenität inzwischen als ein zentrales Merkmal 
von guter Unterrichtsqualität (Helmke 2003). Schließlich verdeutlichen auch  
die entsprechenden bildungspolitischen Anstrengungen, wie wichtig individuelle 
Förderung ist: So binden viele Bundesländer sie als ein zentrales Leitthema  
in ihren politischen Aktivitäten ein. In einigen Ländern ist die individu- 
elle Förderung mittlerweile im Schulgesetz verankert (Schulgesetz NRW § 1,  
Abs. 1). 

Eine gängige Definition für individuelle Förderung stammt von Ingrid Kunze:  
»Unter individueller Förderung werden alle Handlungen von Lehrerinnen und 
Lehrern und von Schülerinnen und Schülern verstanden, die mit der Intention er-
folgen bzw. die Wirkung haben, das Lernen der einzelnen Schülerin/des einzelnen 
Schülers unter Berücksichtigung ihrer/seiner spezifischen Lernvoraussetzungen, 
-bedürfnisse, -wege, -ziele und -möglichkeiten zu unterstützen« (Kunze 2009: 19). 
Es geht dabei um Lernarrangements, die so gestaltet werden, dass sie möglichst 
allen Kindern und Jugendlichen zugutekommen, also zum Beispiel sowohl den 
leistungsstarken als auch den leistungsschwachen, dem Schüler mit und dem ohne 
Migrationshintergrund, dem Schüler aus der unteren und dem aus der oberen So-
zialschicht. 
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In Anerkennung der Bedeutung individueller Förderung im Schulbereich wer-
den in diesem ersten Chancenspiegel die Bereiche der Sprach- und Leseförderung 
in den Blick genommen. Bei der Auswahl des Themenschwerpunktes orientieren 
wir uns unter anderem an den KMK-Handlungsfeldern, auf die sich die Länder an-
lässlich der Befunde von PISA 2000 verständigt haben.

Von insgesamt sieben Handlungsfeldern, die die KMK 2001 verabschiedet hat, 
wird die Förderung der Sprachkompetenz bereits im vorschulischen Bereich als Ers-
tes genannt, das dritte Handlungsfeld thematisiert unter anderem die »durchgän-
gige Verbesserung von Lesekompetenz« als ein zentrales Anliegen der Länder (Ave-
narius et al. 2003: 258 f.). Lese- und Sprachkompetenz sind dabei eng miteinander 
verknüpft. Dies ergeben beispielsweise Befunde aus der Lesesozialisationsfor-
schung, wonach Kinder und Jugendliche, die in der Sprachkompetenz Mängel auf-
weisen, auch eine unterdurchschnittlich ausgebildete Lesekompetenz zeigen (siehe 
auch die Befunde aus den Untersuchungen zu den Bildungsstandards: Köller, 
Knigge und Tesch 2010). So gilt etwa der Wortschatz als ein bedeutender Faktor für 
Erfolg im Lesen, da mithilfe eines umfassenden Wortschatzes eher effektive Lese- 
und Verstehensprozesse möglich sind (Rayner und Pollatsek 1989; McElvany und 
Schneider 2009). 

Der Stand der aktuellen Entwicklungen zum Erwerb der Lesekompetenz in  
den Schulsystemen wurde bereits in Kapitel II/3 aufgezeigt. Es gibt in den Ländern 
unterschiedlich hohe Abstände in der Lesekompetenz zwischen den leistungs-
stärksten und leistungsschwächsten Schülerinnen und Schülern. Ebenso bestehen 
Unterschiede in der Lesekompetenz zwischen Schülern mit und ohne Migrations-
hintergrund und es existiert ein enger Zusammenhang zwischen der erworbenen 
Lesekompetenz und der sozialen Herkunft. Diese empirischen Nachweise verwei-
sen unter anderem auf individuelle Förderbedarfe von Kindern und Jugendlichen 
im Kontext des Erwerbs von Sprach- und Lesekompetenz. Über konkrete Ansätze 
zur Förderung dieser Kompetenzen geben zahlreiche Forschungsarbeiten Aus-
kunft, die sich beispielsweise mit Fragen von Lesesozialisation, Motivation, Lern-
strategien, Worterkennungsprozessen oder lernförderlichen Bedingungen beschäf-
tigen (exemplarisch BMBF 2007; Redder et al. 2010).

2. Strategien zur Sprach- und Leseförderung – eine Analyse

Die Vielfalt der von den Ländern ergriffenen Maßnahmen zur Sprach- und Leseför-
derung gerade im vorschulischen Bereich wurde bereits erwähnt und erscheint auf-
grund der Notwendigkeit einer möglichst früh ansetzenden Förderung in diesem 
Bereich plausibel (KMK 2007). Seit 2001 wurden daher in allen Ländern Verfahren 
der Sprachstandsfeststellung bei Kindern im vorschulischen Bereich, Sprachent-
wicklungsmaßnahmen und additive Fördermaßnahmen eingeführt. Vielfach he-
ben diese Maßnahmen auch auf einen besser abgestimmten Übergang in die 
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Grundschule ab, um Förderbedarfen adäquat und gleich zu Beginn der Schule be-
gegnen und dabei idealerweise an frühere Maßnahmen anschließen zu können. Da 
es im Chancenspiegel nur um die Schulsysteme geht, werden wir auf die Förderung 
im frühkindlichen Bereich nicht weiter eingehen. 

Im Schulbereich lassen sich ebenfalls zahlreiche Aktivitäten der Länder benen-
nen, die auf die Sprach- und Leseförderung zielen: Über Maßnahmen zur Unter-
richtsentwicklung, Veränderungen von Lehr- und Bildungsplänen, Weiterent
wicklung der Lehrerfortbildung bis hin zu Elternberatung, Kooperationen mit 
außerschulischen Partnern wie Bibliotheken, Zeitungen, Stiftungen und Jugend-
hilfe lassen sich in allen Ländern entsprechende Aktivitäten finden (BMBF 2007). 

Zur Wirksamkeit der diversen Maßnahmen liegt bislang wenig empirisch fun-
diertes Wissen vor. Dies betrifft die Aktivitäten im schulischen noch mehr als die 
im vorschulischen Bereich (Klieme und Stanat 2010). Ebenfalls rar sind gebündelte 
Informationen zu den Investitionsleistungen der Länder in diesem Kontext, also 
über den Einsatz von Landes- und Bundesmitteln für Sprach- und Leseförderung. 
Unklar bleibt so auch, wie sich die finanziellen Aufwendungen der Länder im Ver-
hältnis zu Aufwendungen Dritter darstellen (z. B. Stiftungen oder Unternehmen). 
Der Blick über die Bundesgrenzen hinaus zeigt, dass andere Länder bei der Förde-
rung der Sprach- und Lesekompetenz mitunter hohen finanziellen Aufwand im 
Rahmen von National Literacy Strategies betreiben. Im Bundesstaat Ontario (Ka-
nada) beispielsweise belaufen sich diese Ausgaben auf über 500 Millionen (kanadi-
sche) Dollar pro Jahr, die insbesondere für eine Reduzierung der Klassengröße so-
wie für speziell ausgebildete Lehrkräfte verwendet wurden (bezogen auf die Jahre 
2004–2008; Levin 2010). 

2.1 Vorgehen und methodische Bemerkungen

Unsere Analyse der Aktivitäten zur Sprach- und Leseförderung in den Ländern 
sammelte in einem ersten Schritt Maßnahmen und Aktivitäten (nachfolgend re-
den wir vorrangig von »Aktivitäten«) auf Basis der Angaben auf den Internetseiten 
der Kultusministerien. In einem nächsten Schritt wurden diese kategorisiert, um 
so Anhaltspunkte zu bekommen, welche Strategien die Länder wie intensiv ver
folgen. 

In die Bestandsaufnahme sind auch Aktivitäten eingeflossen, auf die durch eine 
Verlinkung auf der jeweiligen Internetseite aufmerksam gemacht wurde. So ent-
stand eine Übersicht zu allen Maßnahmen, je nach Bundesland. Diese Übersicht 
wurde den Kultusministerien mit der Bitte um Rückmeldung bezüglich Richtigkeit 
und Vollständigkeit der Angaben zugesandt. Neun der 16 Bundesländer sind dieser 
Bitte nachgekommen. So war es möglich, Ergänzungen und Konkretisierungen vor-
zunehmen. Bei den Ländern, die auf eine Rückmeldung verzichtet haben, wurde 
die von uns erstellte Übersicht als alleinige Grundlage genommen.
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Bei den gesichteten Maßnahmen handelt es sich zum größten Teil um Akti- 
vitäten, die aktuell durchgeführt werden. Ergänzend wurden jedoch auch sol- 
che berücksichtigt, die gerade (2010 oder 2009) ausgelaufen sind. Hierbei han- 
delt es sich aber insgesamt nur um einen kleinen Teil aller einbezogenen Akti- 
vitäten. 

Es sei zudem darauf hingewiesen, dass Aktivitäten, die etwa den jeweiligen Fa-
milienministerien zugeordnet sind, aber Bezug zur Lese- und oder Sprachförde-
rung haben, nicht berücksichtigt werden konnten. Die Verfahren der Sprachstands-
feststellung, die in der Regel in jedem Bundesland im vorschulischen Bereich 
durchgeführt werden, wurden hier ebenfalls nicht berücksichtigt. Damit ist nichts 
über die Bedeutung dieser Maßnahmen ausgesagt (ausführlich dazu Lisker 2010; 
Redder et al. 2010), sondern nur, dass sie nicht in der von uns gewählten Systematik 
einzuordnen sind. 

Die Aktivitäten wurden dann nach folgenden Kategorien ausgewertet: Pro-
jektträger, Ziele, Zielgruppe, Form der Aktivität, zentrales Instrument, Dauer, 
Bereiche von Zusammenarbeit, Form der Evaluation. Alle Hauptkategorien wur-
den noch einmal in 66 Unterkategorien unterteilt. Sämtliche einbezogenen Texte 
von Internetseiten oder uns zugestellten Beschreibungen wurden im Rahmen 
einer Inhaltsanalyse computergestützt codiert und hierbei sinnhaft den zu-
grunde gelegten Kategorien zugeordnet (Bos und Tarnai 1989; Mayring 2000). 
Nicht alle Texte geben Hinweise zu jeder veranschlagten Kategorie, sodass nicht 
davon auszugehen ist, dass alle Texte auch einen Code in jeder Kategorie erhalten 
haben. Maßnahmen, die in mehr als einem Land stattfinden, wurden lediglich 
einmal durchkodiert (z. B. Pro Lesen). Alle Texte wurden von zwei Kodierern be-
arbeitet, die Interkoderreliabilität – verwendet wurde die Holsti-Formel (Holsti 
1969) – beträgt .72, ein zufriedenstellender Wert für die Übereinstimmung (Bos 
1989). 

Im Folgenden stellen wir die Ergebnisse unserer Auswertungen vor, geben einen 
Gesamtüberblick und gehen auch auf einzelne Konzepte näher ein, die uns beson-
ders interessant erschienen.

2.2 Aktivitäten der Sprach- und Leseförderung in den Ländern – eine Übersicht

Insgesamt konnten 79 Aktivitäten der Länder identifiziert werden, von denen vier 
Projekte mehr als einmal vorkamen. Unter diesen ausgewerteten Aktivitäten befin-
den sich lediglich sieben, die 2009 oder 2010 ausgelaufen sind; alle anderen laufen 
aktuell oder haben keine Laufzeit angegeben, weil sie beispielsweise jährlich wie-
derholt werden (z. B. Wettbewerbe, Sommercamps). Auf die 79 Dokumente, die in 
der Auswertung berücksichtigt wurden, entfielen die Kodierungen bezogen auf die 
Hauptkategorien wie folgt:
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Tabelle 9: �Verteilung der Kodierungen in den Kategorien zur Klassifizierung der 
Aktivitäten

Kategorien Anzahl der Kodierungen

Form der Evaluation 9

Dauer 20

Bereiche von Zusammenarbeit 45

Projektträger 73

Form der Aktivität 79

Zielgruppe 80

Zentrales Instrument 82

Ziele 166

 

Allein aufgrund der Vielzahl der Aktivitäten kann von einer Heterogenität der in 
den Ländern praktizierten Aktivitäten ausgegangen werden. Dies wird auch mit 
Blick auf die geringe Zahl der länderübergreifenden Projekte deutlich, die sich aus-
gehend von unserer Datenbasis auf lediglich vier Initiativen beläuft. Nur eine die-
ser Initiativen wird in allen 16 Bundesländern durchgeführt: das KMK-Projekt »Pro 
Lesen. Auf dem Weg zur Leseschule«. Das Projekt lief von 2008 bis 2010 und die 
federführende Projektleitung hatte das Land Bayern. Zentrale Zielsetzung war es, 
erprobte Ansätze zur Leseförderung aus den Ländern zusammenzustellen sowie 
Materialien und bewährte Konzepte zu sammeln und weiterzuentwickeln. Hierfür 
wurden Lehrkräfte aus 140 Projektschulen einbezogen, die an der Materialaufbe-
reitung und -bereitstellung mitwirkten. Leitend in diesem Projekt war die Orientie-
rung an »Leseschulen«, die systematisch unter Einbeziehung bewährter Ansätze 
weiterentwickelt wurden. Die Ergebnisse dieser Zusammenschau stehen allen In-
teressierten sowohl online als auch in Buchform zur Verfügung (Bayerisches 
Staatsministerium 2010). Das Projekt wurde wissenschaftlich begleitet und evalu-
iert. 

Mit FörMig (Förderung von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshinter-
grund; vgl. auch Gogolin et al. 2011) liegt ein weiteres Projekt vor, das in mehreren 
Ländern durchgeführt wurde. Zehn Bundesländer waren daran beteiligt. Das Pro-
jekt lief im Jahr 2009 aus und widmete sich vorrangig dem Ziel der Entwicklung 
und Erprobung eines umfassenden Sprachbildungskonzepts für Kinder mit Zuwan-
derungsgeschichte. FörMig wurde wissenschaftlich begleitet und evaluiert (Klinger, 
Schwippert und Leiblein 2008). Die Ergebnisse sind in den beteiligten Ländern zum 
Teil in Folgeprojekte oder in die Entwicklung von Lehrerfortbildungen eingeflossen. 

Die Zahl der länderübergreifenden Aktivitäten in Form von gemeinsamen Pro-
jekten ist gering und Projekte, die in mehr als zwei Ländern durchgeführt werden, 
sind inzwischen abgelaufen. Gerade im Hinblick auf anfallende Transferkosten 
(Nickolaus und Gräsel 2006) wären gemeinsame Initiativen der Länder wünschens-
wert. Dies gilt vor allem, weil über den Entwicklungsbereich – Sprach- und Lese-
kompetenz – großer Konsens herrscht. 
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Ziele und Zielgruppen 

In den Beschreibungen zu den einzelnen Aktivitäten der Länder lassen sich vor al-
lem drei übergeordnete Ziele ausmachen: Leseförderung, Sprachförderung und 
Kompetenzverbesserung. Sicher werden auch die Aktivitäten, die in ihren Beschrei-
bungen eines dieser drei zentralen Ziele nicht explizit genannt haben (und damit 
keine Kodierung erhalten haben), dies gleichwohl anstreben. Sieht man also von 
diesen drei zentralen Zielen ab, fällt auf, dass die Förderung von Motivation, und 
hier explizit die Förderung der Lesemotivation, häufig als Ziel der Maßnahme bzw. 
des Projekts genannt wird.

Abbildung 29: Ziele der Aktivitäten zur Sprach- und Leseförderung 
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Hinsichtlich der Zielgruppen und Zielbereiche richten sich die meisten hier unter-
suchten Aktivitäten zur Sprach- und Leseförderung an Schülerinnen und Schüler 
ganz allgemein (33-mal) und im Besonderen an Schülerinnen und Schüler mit 
Migrationshintergrund (20-mal). Mit Abstand dazu wurden als Zielgruppe Eltern 
(10-mal) sowie Lehrkräfte und Erzieher (zusammengefasst, 8-mal) benannt. Sehr 
selten sind Schülerinnen und Schüler mit besonderem Förderbedarf die genannte 
Zielgruppe (2-mal). 

Projektträger und Zusammenarbeit verschiedener Institutionen

Nicht immer werden in den Aktivitäten explizit Projektträger benannt. Dies hat den 
Hintergrund, dass auf den Ministeriumsseiten häufig auch solche Aktivitäten auf-
geführt werden, die Initiativen beispielsweise von Zeitungen darstellen oder bei de-
nen es sich nicht um tatsächliche Projekte handelt, sondern um Handreichungen, 
Broschüren etc., deren Angebot vom Land unterstützt wird, ohne dass weitere orga-
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nisatorische Details bekannt sind. Daher wurden vorrangig die Nennungen gezählt, 
in denen explizit die Trägerschaft und Verantwortlichkeit benannt waren. Die häu-
figsten Kodierungen hierzu gehen an die Ministerien der Länder (29-mal), es folgen 
Stiftungen (16-mal) und an dritter Stelle Bibliotheken (9-mal). Verlässt man den 
Bereich der formalen Verantwortlichkeit und betrachtet jeweils die Bereiche von 
Institutionen, die innerhalb der Aktivitäten berührt werden, so zeigen sich Koope-
rationen zwischen verschiedenen Akteuren (Abb. 30).

Abbildung 30: �Bereiche der Zusammenarbeit bei den Aktivitäten zur Sprach- und 
Leseförderung
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Am häufigsten wird die Zusammenarbeit von Schulen und Bibliotheken genannt. 
Häufig gibt es auch Kooperationen zwischen Schulen und Kindertagesstätten sowie 
zwischen Schulen und der Wirtschaft (z. B. Verlage, Zeitungen). Deutlich seltener 
beziehen sich die Aktivitäten explizit auf eine Zusammenarbeit von Schule und Ju-
gendhilfe oder zwischen Schulen. 

Organisationsformen und Instrumente 

Es werden unterschiedliche Organisationsformen genutzt, um Aktivitäten der 
Sprach- und Leseförderung zu initiieren. Die meisten Kodierungen (44-mal) ent-
fielen hier auf die Form »Projekt«. Mit 18 Kodierungen folgte die Organisations-
form »Maßnahme« an zweiter Stelle. Sie unterscheidet sich von einem Projekt da-
durch, dass sie weniger stark organisiert ist, über kein eigenes Projektbudget ver-
fügt und auch nicht als eigenständiges Projekt deklariert wird. Weitere 
Organisationsformen waren Veranstaltungen (über mehrere Tage: 8-mal) oder Fe-
rienangebote (4-mal). 

Im Mittelpunkt unserer Analyse standen die Instrumente, über die wir vor allem 
die Strategien der Länder zur Sprach- und Leseförderung identifizieren wollten. 
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Abbildung 31: �Genutzte Instrumente in den Aktivitäten zur Sprach- und 
Leseförderung
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Die Mehrzahl der Kodierungen entfiel auf die Kategorien »Materialentwicklung« 
und »Fortbildung«. Die Länder fokussieren somit auf die Unterstützung der Schu-
len, indem sie Handreichungen bereitstellen (z. B. Leitfäden, Medien, Unterrichts-
material) sowie Angebote zur Fortbildung, wobei Zielpersonen solcher Angebote 
vor allem Lehrkräfte und Erzieherinnen sind. 

Als ein Beispiel hierfür kann das Projekt »Dreiklang: Zuhören – Sprechen – 
(Vor)Lesen« gelten, das im Bundesland Hessen durchgeführt wird. Es bietet Fortbil-
dungsmodule für Lehrkräfte, Erzieherinnen und Erzieher sowie Eltern, in denen es 
um die Vermittlung der Basiskompetenzen Zuhören, Sprechen und (Vor-)Lesen 
geht. Zudem sollen Eltern mithilfe einer Broschüre effektiv bei der Sprach- und 
Leseförderung unterstützt werden. Es gibt Handreichungen und Literaturtipps, wo-
rüber der Dreiklang »Zuhören – Sprechen – (Vor)Lesen« gefördert werden soll. Dar
über hinaus sind Bildungspartnerschaften geplant zwischen Eltern, Tageseltern 
und pädagogischen Fachkräften in Kitas und Grundschulen. Das Projekt will unter 
Einbindung von Eltern, Lehrkräften sowie Erzieherinnen und Erziehern die früh-
kindliche Bildung dahingehend unterstützen, dass der schulische, aber auch beruf-
liche Werdegang der Kinder reibungsloser verlaufen kann. 
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Ein weiteres Beispiel für Materialentwicklung einerseits und Fortbildungsange-
bot andererseits ist das Projekt »Ohrenspitzer«, das in Rheinland-Pfalz und Baden-
Württemberg an Schulen und Kindergärten durchgeführt wird. Im Mittelpunkt 
steht das effektive Zuhören – mit der Absicht, durch die Förderung des Zuhörens 
gleichzeitig die Fertigkeiten des Lesens zu verbessern. Dafür werden Materialien 
wie ein Hörkoffer entwickelt und in Kindergärten und Grundschulen eingesetzt. 
Zudem wurden Fortbildungsmodule für die Erzieherinnen, Erzieher und Lehr-
kräfte entwickelt, um Wissen über die Zuhörförderung und Hörkompetenz sowie 
den effektiven Einsatz der Materialien im Unterricht zu vermitteln.

Zwei weitere Bereiche von Sprach- und Lesefördermaßnahmen wurden ebenfalls 
häufig kodiert, allerdings immer konkret zu ihrer jeweiligen Ausrichtung. Im Bereich 
der Konzeptentwicklung wurden die Aktivitäten in den Ländern differenziert, die sich 
beispielsweise um die Entwicklung von Konzepten für den Unterricht oder für Fortbil-
dungen von Lehrkräften oder Erzieherinnen und Erziehern bemühen. Exemplarisch 
kann hier das Projekt »Lust auf Lesen« benannt werden, eine Initiative des Landes 
Thüringen. Innerhalb der Initiative ist der Ideenreichtum der Schulen und somit der 
Lehrkräfte gefragt, denn die Initiative bündelt die Konzepte, die die Schulen erarbeiten 
und durchführen. So gibt es die Woche des Lesens – hier sind die Schulen dazu aufge-
fordert, eine Lesewoche anzubieten, wobei sie in ihrer Planung und Durchführung 
frei sind. Gleiches gilt für das Teilprojekt »Welttag des Buches«. Diese Angebote sind 
von den Schulen selbstständig zu planen und zwar anhand von eigenen Konzepten. 
Dabei richtet sich die Initiative vorrangig an weiterführende Schulen. 

Auf Initiative der Landesregierung Nordrhein-Westfalen gibt es seit Beginn des 
Schuljahrs 2009/2010 die Möglichkeit für Hauptschulen, sich bei der Entwicklung 
eines Gesamtkonzepts für die Förderung der sprachlichen Kompetenzen der Schü-
lerinnen und Schüler beraten zu lassen. Diese Aufgabe übernehmen besonders 
qualifizierte SprachFörderCoaches im Rahmen der Qualitätsoffensive Hauptschule. 
Für die Coaches soll in der Beratung die individuelle Förderung hinsichtlich der 
Beherrschung der deutschen Sprache, der Schulsprache Deutsch und der Basiskom-
petenzen handlungsleitend sein. Das heißt: Ein schuleigenes Sprachförderkonzept 
orientiert sich an den Bedürfnissen der Schülerinnen und Schüler und der speziel-
len Situation der Schule. Übergeordnet sind bei der Entwicklung des schuleigenen 
Konzepts Erkenntnisse der empirischen Schulforschung und der ergebnisorientier-
ten Schul- und Unterrichtsentwicklung.

Ein weiterer zentraler Instrumentenbereich ist das konkrete methodische Vorge-
hen im Unterricht. Dabei werden die Methoden beispielsweise innerhalb eines Pro-
jektrahmens entwickelt und unmittelbar im Unterricht eingesetzt und erprobt.  Ex-
emplarisch kann hier die »Sprachförderung mit Musik und Bewegung« angeführt 
werden, ein Kooperationsprojekt zwischen der Leo-Kastenberg-Musikschule und 
fünf allgemeinbildenden Schulen in Berlin, gefördert vom Stadtstaat Berlin. Ziel ist 
die Sprachförderung mittels Musik und Bewegung, wofür an der Universität Pots-
dam ein Unterrichtskonzept entwickelt wurde, das rhythmisches und musikali-
sches Material mit gezielten Bewegungen vereint. Sprachliche Fähigkeiten werden 



114

Auf dem Weg zu mehr Gerechtigkeit – Aktivitäten der Länder zur individuellen Förderung

verbessert und gleichzeitig die motorischen Fertigkeiten der Schülerinnen und 
Schüler, so die Zielsetzung. Gerade der Spaß an Bewegung wird im Projekt als be-
sonders motivierend eingeschätzt, was gleichzeitig den Lernerfolg erhöhen soll. Im 
Unterricht stehen dann die Grammatik, das Hörverständnis und lautliche Struktu-
ren der deutschen Sprache im Vordergrund. Dafür gibt es zahlreiche Unterrichts-
materialien, die den Lehrerinnen und Lehrern zur Verfügung stehen. 

Für dieses Projekt wurden Musikpädagogen fortgebildet, um in der Anfangsphase 
den Lehrkräften unterstützend zur Seite zu stehen. Das musik- und bewegungsorien-
tierte Konzept ist an die Inhalte des Deutschunterrichts angepasst und wird im Ver-
lauf des Projekts weiterentwickelt. Darüber hinaus wurden die Grundschullehrkräfte 
fortgebildet. Sie haben beispielsweise gemeinsam mit den Musikschulpädagogen an 
der Musikschule unterrichtet. In einer letzten Phase des Projekts werden die Lehr-
kräfte an den Schulen selbstständig unterrichten – und zwar nach dem Sprachförder-
konzept. Das erarbeitete Unterrichtskonzept wird also erprobt und so weiterentwi-
ckelt, dass es nach Ende des Projekts an allen Schulen in Berlin genutzt werden kann 
und Musik und Bewegung in den Deutschunterricht integriert werden.

Neben den bereits ausgeführten Beispielen verdeutlicht Abbildung 31 weitere 
Instrumente wie Wettbewerbe zum Lesen und Schreiben oder Peergroup-Verfah-
ren, in denen Schülerinnen und Schüler miteinander und voneinander lernen (Le-
sescouts o. Ä.). 

Zur Evaluation der Aktivitäten 

Zur Wirksamkeit von Fördermaßnahmen der Sprach- und Leseförderung liegt, wie 
schon erwähnt, kein umfassendes empirisch gesichertes Wissen vor. Hinsichtlich 
des von uns analysierten Materials spiegelt sich dies wider: Bei insgesamt 79 Doku-
menten wurde lediglich neunmal in der Kategorie »Form der Evaluation« eine Ko-
dierung vergeben. Konkrete Angaben zur Evaluationsform waren dabei die Ausnah-
men. Oft konnte nur der Hinweis auf eine bestehende wissenschaftliche Begleitung 
und Untersuchung entnommen werden, ohne dass die Universität, die Wissen-
schaftler oder etwaige Ergebnisse benannt wurden. Zu einem Teil wurde die Wirk-
samkeit mithilfe subjektiver Einschätzungen »ermittelt«, wie Resonanzbekundun-
gen oder Rückmeldungen der beteiligten Personen. Dieser Befund spricht nicht 
unbedingt dafür, dass sich in der »Nach-PISA-Zeit« eine evidenzbasierte Bildungs-
politik durchgesetzt hat, wie es gern und oft behauptet wird. Damit ist kein Urteil 
über die Projekte und Maßnahmen gefällt. Aber genau die Unmöglichkeit, diese 
sinnvoll zu bewerten, ist ein großes Defizit. 

2.3 Zusammenfassung 

Wir haben uns bei unserer Analyse vorrangig von zwei Absichten leiten lassen: ei-
nen überblicksartigen Beitrag zu den aktuellen Aktivitäten der Länder zur Sprach- 
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und Leseförderung von Kindern und Jugendlichen zu leisten und zudem konkret 
der Frage nachzugehen, welche die zentralen Strategien sind, mit denen die Länder 
Sprach- und Leseförderung forcieren.

Es wurden 79 Aktivitäten berücksichtigt, von denen die Mehrzahl länderspezi-
fisch ist, also nicht über mehrere Bundesländer hinweg oder in mehreren Ländern 
stattfindet. Somit kann hier eine heterogene Vielfalt an Anstrengungen im Bereich 
der Sprach- und Leseförderung konstatiert werden; gleichzeitig sind aktuelle syste-
matische, länderübergreifende Projekte und Programme für den schulischen Be-
reich rar.

In unserer Auswertung kommen wir zu dem Ergebnis, dass sich die Länder 
stark um die Entwicklung und Bereitstellung von Handreichungen für den Unter-
richt, von Leitfäden und Medien bemühen, welche als Angebote oft über die Home-
pages abgerufen werden können. Eine weitere bedeutsame Strategie ist offenbar, 
Fortbildungsangebote bereitzustellen, die sich an Lehrkräfte, aber auch an Erziehe-
rinnen und Erzieher richten und die Qualifizierungsoptionen bieten (z. B. Vorlese-
trainings, Sprachlernberatung). Während die reine Materialentwicklung und Fort-
bildungen allein noch nicht die tatsächliche Anwendung in der Schule sicherstellen, 
stellt sich das hinsichtlich der dritthäufigsten Strategie anders dar: Vielfach beste-
hen die Aktivitäten der Länder aus Konzepten zur Weiterentwicklung eines sprach- 
und leseförderlichen Unterrichts und schließlich konkreten Aktivitäten wie der Ver-
ankerung bestimmter Methoden und Verfahren zur Sprach- und Leseförderung im 
Unterricht. 

Innerhalb der Aktivitäten zur Sprach- und Leseförderung arbeiten die Länder 
häufig mit anderen Institutionen zusammen: An erster Stelle sind hier Bibliothe-
ken, Stiftungen und Akteure aus der Wirtschaft wie Zeitungen und Verlage zu nen-
nen. Dabei verfolgen alle Beteiligten neben dem generellen Ziel der Sprach- und 
Leseförderung weitere Absichten, beispielsweise die Motivation zum Lesen oder die 
Selbstständigkeit von Kindern und Jugendlichen zu fördern. 

Wir können nach Sichtung der Homepages der Kultusministerien vorsichtig 
bilanzieren, dass die Aktivitäten der Länder zur Sprach- und Leseförderung auch im 
schulischen Bereich vielfältig sind. Es wird nun weitergehend notwendig sein, kon-
kret danach zu differenzieren, welche Aktivitäten sich auch als tatsächliche Förder-
maßnahmen auffassen lassen, in der Praxis angewandt werden und wie sich ihre 
Wirksamkeit darstellt. 

Hierzu erscheint es uns grundsätzlich erforderlich, dass mit Maßnahmen der 
Sprach- und Leseförderung wirkungsbezogene Evaluationen einhergehen. Wir ha-
ben hier ein deutliches Defizit feststellen können, sodass von einer Evidenzbasie-
rung oder forschungsbasierten Gesamtstrategie noch nicht geredet werden kann. 
Diesem Defizit, der mangelnden Überprüfung der Wirksamkeit von unterschiedli-
chen Fördermaßnahmen, begegnen die Länder aktuell mit der Ankündigung einer 
entsprechenden Expertise: zur Weiterentwicklung der Sprachförderung, der Sprach-
diagnostik und Lernförderung sowie einer damit einhergehenden Wirksamkeits-
studie (KMK 2011a).
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Mit dem Chancenspiegel wird ein indikatorenbasiertes Instrument zur Beobach-
tung von Chancengerechtigkeit vorgelegt. In dieser ersten Ausgabe wurde das Ins
trument zunächst anhand von gerechtigkeits- und schultheoretischen Überlegun-
gen fundiert. Dabei wird vorgeschlagen, nicht mehr allein soziale Ungleichheiten 
im Schulsystem zu beobachten und zu analysieren, sondern die Perspektive durch 
die Frage nach Chancengerechtigkeit zu erweitern. Es ist also nicht mehr nur zu 
fragen, ob und inwieweit in den Schulsystemen Schülerinnen und Schüler auf-
grund ihrer Herkunft benachteiligt werden, weil damit suggeriert wird, dass die 
grundsätzliche Gestaltung bereits gerecht sei. Die Erweiterung der Perspektive um 
die Dimensionen »Integrationskraft« und »Durchlässigkeit« zeigt, dass neben der 
Benachteiligung von Schülerinnen und Schülern aus unteren sozialen Schichten 
und solchen mit Migrationshintergrund weitere Ungerechtigkeiten in den Schul
systemen zu beobachten sind. Diese erweiterte Perspektive führt zu insgesamt vier 
Gerechtigkeitsdimensionen (Tab. 1), die jeweils in mehreren Subdimensionen 
durch Indikatoren beobachtet werden. 

Die schultheoretischen Überlegungen erinnern daran, dass Schule aufs Engste 
mit der Gesellschaft verwoben ist und entsprechend spezifische Funktionen zu 
erfüllen hat. Helmut Fend nennt Enkulturation, Integration, Qualifikation und Al-
lokation als die vier zentralen Funktionsbereiche der Schule. Durch die Berück-
sichtigung grundlegender Gedanken aus der Gerechtigkeitstheorie ist es nun mög-
lich, diese Funktionsbereiche normativ hinsichtlich ihrer Gerechtigkeit zu befra-
gen. Dabei sind entlang der verwendeten Theorien drei Fragerichtungen zentral:
1.	 Ist die Schule als Institution gerecht (John Rawls)? Schule als Institution ist als 

gerecht zu betrachten, wenn sie allen Kindern zugutekommt und nicht eine be-
stimmte Gruppe bevorzugt (Unterschiedsprinzip) und ein Mindestmaß an kog-
nitiven wie sozial-emotionalen Kompetenzen gewährleistet. Diese Frage wird vor 
allem anhand der Analyse sozialer Ungleichheiten beantwortet.

2.	 Stellt die Schule einen Raum dar, der Kinder und Jugendliche dazu befähigt 
(Capability Approach), eigene Entscheidungen bezüglich des von ihnen favori-
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sierten Lebensstils zu treffen, um eine maximale freie Teilhabe an der Gesell-
schaft zu erreichen? Dieser Ansatz (Amartya Sen) erinnert mit der freien Wahl 
der Form der Teilhabe an das zentrale Ziel von Bildungsprozessen; er weist zu-
gleich aber darauf hin, dass die Qualität der Zielerreichung nicht allein vom Er-
gebnis her beurteilt werden darf, sondern die Prozesse, die zum Ergebnis füh-
ren, als Bedingungen für Gerechtigkeit in der Gesellschaft mitberücksichtigt 
werden müssen. 

3.	 Trägt die Schule grundsätzlich dazu bei, dass Kinder und Jugendliche in der 
Interaktion miteinander und mit Lehrpersonen Anerkennung erfahren können 
(Axel Honneth)? Diese Anerkennung ist eine Form der Wertschätzung, die 
durch die sichtbare Berücksichtigung des Anderen im eigenen Handeln zu er-
kennen ist. 

Der Chancenspiegel kann diese gerechtigkeitstheoretisch gerahmten Fragen nicht 
umfassend beantworten, aber zentrale Hinweise geben, um einzuschätzen, wie Ge-
rechtigkeit im Schulsystem diskutier- und beurteilbar wird. 

Im zweiten Teil des Chancenspiegels steht die Berichterstattung der Indikato-
ren im Vordergrund, aufgeteilt nach den vier von uns benannten Gerechtigkeits-
dimensionen. Dabei wurde bewusst auf ein Länderranking verzichtet. Um den-
noch auf die für den Erkenntnisgewinn bedeutsame Funktion des Vergleichs zu-
rückgreifen zu können, haben wir Ländergruppen miteinander verglichen. Die 
Einteilung erfolgte jeweils normativ (obere 25 %, mittlere 50 %, untere 25 %). Die 
Befunde zeigen: In allen Bundesländern wird gegen das von John Rawls formu-
lierte Unterschiedsprinzip verstoßen, es kommt also zu Ungleichheiten und somit 
geringeren Chancen aufgrund zufälliger Schülermerkmale (Herkunft) im Schul-
system. Insbesondere die Indikatoren der Gerechtigkeitsdimensionen »Kompe-
tenzförderung« und »Zertifikatsvergabe« konnten das zeigen. Dies führt zu mas-
siven Beeinträchtigungen beim Versuch fairer Allokations- und Qualifikations-
prozesse. 

In Bezug auf die Integrationsfunktion des Schulsystems kann darauf hingewie-
sen werden, dass in Deutschland längst nicht alle Schülerinnen und Schüler in 
gleichem Maße Chancen auf eine umfassende Integration in die Gesellschaft er-
halten. Ein wichtiges Indiz hierfür sind die auch im internationalen Vergleich 
niedrigen Quoten einer inklusiven Beschulung von Kindern und Jugendlichen mit 
besonderem Förderbedarf. Anerkennungstheoretisch wird hier durch Separation 
eine Begegnung aller unmöglich gemacht. Dies führt dazu, dass Kinder und Ju-
gendliche mit und ohne besonderen Förderbedarf nicht in umfassende Prozesse 
der Anerkennung im Rahmen von Enkulturationsprozessen (die sich immer auf 
die »normale« Welt richten) eingebunden werden können. Folgt man der Sicht-
weise Honneths, können sie darum nicht in vollem Umfang frei handeln, weshalb 
auch hier ein Verstoß gegen das Gebot sozialer Gerechtigkeit vorliegt.

Schließlich kann zudem in der Gerechtigkeitsdimension »Durchlässigkeit« ge-
zeigt werden, dass Bildungsbiografien zum Teil von der sozialen Herkunft institu-
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tionell negativ beeinflusst werden. Dies zeigt sich an allen Übergangsstellen des 
Schulsystems und seiner benachbarten Bildungssysteme. Frappierend ist zudem 
die festgestellte Divergenz bei Wiederholerquoten wie auch bei der Tendenz zur 
»Abschulung« zwischen den Ländern. Sinnvolle Erklärungen, die dies auch unter 
einer gerechtigkeitstheoretischen Perspektive zu legitimieren erlauben, sind hier 
nicht vorstellbar. 

Der abschließende Ländervergleich führt die Befunde zu den vier Gerechtig-
keitsdimensionen zusammen und verdeutlicht: Kein Bundesland kann beanspru-
chen, im engeren Sinne in Bezug auf das Schulwesen gerecht zu sein. Allerdings 
sind die Ausprägungen der beispielsweise auf soziale Herkunft zurückführbaren 
Ungleichheiten unterschiedlich verteilt, sodass es lohnt, künftig stärker darauf zu 
achten, welche Traditionen, Strukturen und Regelungen es in den einzelnen Bun-
desländern gibt und welchen Beitrag sie in welcher Weise für mehr Gerechtigkeit 
oder wenigstens weniger Ungerechtigkeit leisten. Der Ländervergleich hat zudem 
gezeigt, dass sehr unterschiedliche Länderprofile hinsichtlich der vier Gerechtig-
keitsdimensionen vorliegen. So kommt es vor, dass Länder sich in einer Dimension 
in der oberen, in einer anderen Dimension jedoch in der unteren Vergleichsgruppe 
befinden. Es gibt somit für alle Länder je nach Gerechtigkeitsdimension unter-
schiedlichen Entwicklungsbedarf. Um solche Entwicklungen künftig abbilden zu 
können, sind weitere Chancenspiegel geplant.

Im dritten Teil geht es darum, die bisherigen Aktivitäten der Bundesländer, die 
zur Reduzierung ungleicher Chancen führen sollen, in den Blick zu nehmen. Da-
bei haben wir argumentiert, dass »individuelle Förderung« derzeit von nahezu al-
len Akteuren im Schulsystem als wesentliche Strategie zur Herstellung von mehr 
Chancengerechtigkeit angesehen wird. Darum fokussiert der Chancenspiegel ge-
nau auf diese Dimension. 

In diesem ersten Jahr haben wir uns auf die Darstellung und Auswertung von 
Aktivitäten zur Sprach- und Leseförderung konzentriert. Ohne dabei ein Urteil 
über einzelne Initiativen abgeben zu können und zu wollen, hat sich für uns fol-
gendes Bild ergeben: Zwar gibt es eine Reihe von Aktivitäten in Bezug auf die 
untersuchte Dimension »Sprach- und Leseförderung«; allerdings fällt auf, dass es 
nur wenige koordinierte gemeinsame Programme und Projekte in diesem Be-
reich gibt. Zudem sind die wenigsten Maßnahmen wirkungsbezogen evaluiert, 
sodass leider nicht gesagt werden kann, ob sie einen wichtigen Beitrag zu mehr 
Chancengerechtigkeit leisten. Insgesamt entsteht der Eindruck, dass keine um-
fassende und systematische Initiative über die Ländergrenzen hinweg besteht, 
die mit ausreichend Ressourcen ausgestattet ist, um einen nachhaltigen Effekt zu 
haben. Einzelschulen scheinen in diesem Bereich stark auf sich allein gestellt zu 
sein.

Abschließend seien einige Bemerkungen zur Reichweite des Instruments ge-
stattet. Wenngleich wir durch die vier Gerechtigkeitsdimensionen eine wichtige 
Erweiterung der Perspektive vorgenommen haben, die zu einem differenzierteren 
Urteil über Chancengerechtigkeit beiträgt, konnten sicher nicht alle relevanten In-
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formationen hier berücksichtigt werden. Drei Gründe erklären die Nichteinbezie-
hung weiterer Informationen: 
–	 Zum einen sind spezifische Informationen teilweise gar nicht zugänglich bzw. 

verfügbar. Dies bezieht sich beispielsweise auf die Abschlüsse von Schülerinnen 
und Schülern mit besonderem Förderbedarf, die inklusiv an den allgemeinen 
Schulen unterrichtet werden. Insgesamt gilt, dass die verfügbaren Informatio-
nen, etwa aus der amtlichen Statistik, bislang längst nicht alle als notwendig 
anzusehenden Beschreibungen und Analysen zulassen (Lohauß et al. 2010).

–	 Zum anderen konnten nicht alle Dimensionen, die für Gerechtigkeit bedeutsam 
sind, hinreichend in den Blick genommen werden. So fehlen insgesamt Anga-
ben über die Qualität der Angebotsstruktur, die sich etwa in Form von Lehrer-
Schüler-Relationen, aufgewendeten Ressourcen für Bildung und den Aufbau 
von Unterstützungssystemen und Formen neuer Steuerung (Altrichter und 
Maag Merki 2010; Berkemeyer 2010) zeigt. Zudem bleibt durch die gewählte Be-
obachtungseinheit Bundesland die Tatsache unberücksichtigt, dass soziale Un-
gleichheiten innerhalb der einzelnen Länder auf regionaler und kommunaler 
Ebene nochmals erheblich divergieren (Kemper und Weishaupt 2011; Regional-
verband Ruhr 2012). 

–	 Schließlich lassen sich auch innerhalb der benannten Dimensionen weitere In-
dikatoren heranziehen. Da wir den Chancenspiegel prinzipiell als flexibles Ins
trument konzipiert haben, behalten wir uns vor, in den nächsten Ausgaben wei-
tere Indikatoren zu ergänzen oder auszutauschen.

Insgesamt kann der Chancenspiegel jedoch differenziert genug auf Unterschiede in 
den vier erarbeiteten Gerechtigkeitsdimensionen hinweisen und so Defizite hin-
sichtlich der Gerechtigkeit der Schulsysteme aufzeigen. Vor allem in der Beobach-
tung dieser Dimensionen über die Zeit wird der Chancenspiegel in den nächsten 
Jahren weitere relevante Informationen für die Diskussion um mehr Chancenge-
rechtigkeit in den Schulsystemen zur Verfügung stellen können. 
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1. Anmerkungen

1	 Institutionen sind Regeln und Wertegefüge, die das Zusammenleben von Menschen einer 
Gesellschaft maßgeblich beeinflussen und koordinieren. Hierzu zählen Gesetze ebenso wie 
Regeln und Werte, die uns Orientierung im Umgang mit Mitmenschen geben. Dabei haben 
Institutionen die Eigenschaft, besonders langlebig zu sein. 

2	 In dieser Publikation wird nicht durchgängig eine geschlechtergerechte Sprache verwendet. 
Mit »Schüler«, »Absolventen« etc. sind immer auch Mädchen bzw. Frauen gemeint. 

3	 Als Beispiel führt Sen den Human Development Report an (UNDP 2010). In der Dimension 
Bildung (Education) werden beispielsweise Wiederholerquoten und Drop-out-Quoten, die als 
Prozessindikatoren bezeichnet werden können, genannt. Auf die Schwierigkeit, Prozesse zu 
indizieren, sei hier nur hingewiesen.

4	 Nicht alle Länder verwenden den Begriff »Förderschule« einheitlich; es gibt z. B. auch den 
Begriff »Sonderschule«. Ebenso kommt es vor, dass in der Förderschule ausschließlich die 
Kinder und Jugendlichen mit dem Förderschwerpunkt Lernen beschult werden, während 
diejenigen mit anderen Förderschwerpunkten die Sonderschule besuchen. Der Chancenspie-
gel meint bei der Verwendung »Förderschule« die Schulformen aller Länder, in denen Kinder 
und Jugendliche mit besonderem Förderbedarf (gemäß den KMK-Förderschwerpunkten) ge-
trennt von dem Regelschulsystem unterrichtet werden. 

5	 Diese Fähigkeiten werden nicht allein durch den Ganztag weiterentwickelt; auch Angebote 
außerhalb des Schulsystems wie Vereine oder das informelle Lernen stellen hierfür Möglich-
keiten dar (vgl. Rauschenbach, Düx und Sass 2006). Allerdings wissen wir auch, dass die 
Teilnahme an solchen Angeboten wieder stark durch den sozioökonomischen Status mode-
riert wird. Die Kooperation von Schule und Vereinen bleibt somit ein bedeutendes Thema, 
besonders unter den organisatorischen Herausforderungen des Ganztags.

6	 Systemen so etwas wie eine Intention (hier: eine Bereitschaft) zuzuschreiben, mag zunächst 
merkwürdig erscheinen, ist aber durchaus üblich und zwar auch in systemtheoretischen Ar-
beiten (Willke 2001). Fend (2006) selbst hat zur Beschreibung dieses Sachverhalts auf akteur-
theoretische Ansätze zurückgegriffen. Das Problem hierbei ist, dass es sich letztlich als 
schwierig erweist, Verantwortungen zuzuschreiben. Dieses Phänomen ist von Beck dann als 
organisierte Unverantwortlichkeit analysiert worden (Beck 1988; für das Schulsystem Berke-
meyer 2011).

7	 Die Verwendung des Begriffs »ausländisch« ist seiner Nutzung im Rahmen der amtlichen 
Statistik geschuldet. Noch wird nicht in allen amtlichen Statistiken differenziert nach Migra-
tion unterschieden, sondern besonders auf die Staatsangehörigkeit als Unterscheidungs-
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merkmal zurückgegriffen (vgl. kritisch Gogolin 2005). Unter Bezugnahme auf die amtliche 
Statistik ist daher im Chancenspiegel meist von »ausländischen« Kindern und Jugendlichen 
die Rede.

8	 Allgemeine Schulen sind die allgemeinbildenden Schulen des Schulsystems ohne die Förder-
schule. Allgemeinbildende Schulen meint hier demnach die Grundschule, mittlere Schulen 
(z. B. Hauptschule, Realschule), Gesamtschule, Gymnasium und Förderschule.

9	 Mit dieser Terminologie wird allerdings nach wie vor vernachlässigt, dass Förderbedarfe im-
mer individuell sind und demnach keine besonderen Förderbedarfe existieren bzw. jeder För-
derbedarf besonders ist. So verweist der Begriff nicht explizit auf einen speziellen Förderbe-
darf im Sinne der englischen Definition »Special Needs«, da anzunehmen ist, dass z. B. auch 
hochbegabte Kinder einen besonderen Förderbedarf aufweisen. Gleichwohl sind hier aus-
schließlich die Kinder und Jugendlichen gemeint, bei denen nach KMK-Definition die Diag-
nose »sonderpädagogischer Förderbedarf« besteht. 

11	 Unter den hier untersuchten Schulen befanden sich viele, die zum Zeitpunkt der Erhebung in 
StEG als Ganztagsschule noch im Aufbau waren; inwiefern sich daher im Längsschnitt die 
Versorgungslage darstellt, muss künftigen Veröffentlichungen der Studie entnommen werden. 

12	 Die Förderschule stellt keine weiterführende Schulart des Regelschulsystems dar. Ihr werden 
Kinder nur unter bestimmten Voraussetzungen nach der Grundschule zugewiesen. Da dies 
aber tatsächlich geschieht, also aus Grundschulen auch Kinder auf Förderschulen wechseln, 
fließt sie in unsere Betrachtungen mitein. 

13	 Hier muss berücksichtigt werden, dass die Statistik generell eine große Zahl an Wechseln 
aufweist, ohne Angabe, aus welcher Schulart sie kommen. Dies betrifft generell alle Wechsel 
zwischen den Schularten; hinsichtlich der Förderschulwechsel wird dies aber besonders be-
deutsam, da sich diese Unschärfen aufgrund der kleinen Grundgesamtheit besonders un-
günstig auf die Zuverlässigkeit der Daten auswirken dürften.

14	 Jahrgangsstufen 1 bis 4; die »Sitzenbleiber« aus Jahrgangsstufe 5 und 6 der sechsjährigen 
Grundschule in Berlin und Brandenburg gehen in die Berechnungen im Bereich der Sekun-
darstufe I ein. 

15	 Die schulartbezogene Betrachtung enthält Unschärfen, die in der statistischen Erfassung der 
Wiederholer begründet sind. Mit der Nichtversetzung geht oft ein Schulartwechsel einher, 
was dazu führt, dass etwa in Gymnasien »sitzengebliebene« Schüler, die zur Realschule 
wechseln, dort dann von der Schulstatistik als Wiederholer erfasst werden (Klemm 2009a). 

16	 Eine Übersicht zu den einzelnen Rechnungsmodellen, den berücksichtigten Variablen und 
die einzelnen Modellergebnisse vgl. Tab. 58, Anhang.

17	 Zu den Definitionen von Migrationshintergrund in Leistungsstudien auch in Abgrenzung 
zur Verwendung in der amtlichen Statistik siehe z. B. Ditton und Aulinger 2011.
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Tabellen

Tab. 11: �Schüler mit besonderem Förderbedarf im Bereich Lernen in Deutschland im 
Schuljahr 2009/10	

Förder­
schüler 

insgesamt

davon im 
Förder­
bereich 
Lernen

Integrati­
onsschüler 
insgesamt

davon im 
Förder­
bereich 
Lernen

Summe  
Integrati­
onsschüler 

und För­
derschüler

Summe  
für den  
Bereich 
Lernen

Anteil Schüler im 
Förderbereich 

Lernen an allen 
Schülern mit 

besonderem Förder­
bedarf in Prozent 

D* 387.792 163.363 97.626 43.340 485.418 206.703 42.6

Quelle: KMK-Statistiken: Sonderpädagogische Förderung in allgemeinen Schulen 2009/10; Sonderpädagogische Förderung 
in Förderschulen 2009/10; eigene Berechnungen 
* Deutschland

Tab. 12 (Tab. zu Abb. 2): �Schüler der Jahrgangsstufen 1 bis 10 mit besonderem 
Förderbedarf an allen Schülern im allgemeinbildenden 
Schulsystem 2009/10 (Förderquote)

Bundesland Förderquote 
 in Prozent

Schüler mit 
Förderbedarf  

insgesamt

Schüler 
insgesamt

Gruppenwerte  
in Prozent 

Rheinland-Pfalz 4,7 19.195  411.475    

4,9
Niedersachsen 4,8  39.277     822.534   

Hessen 5,0  29.538     590.971   

Schleswig-Holstein 5,4  15.835     293.612    

Bayern 5,5  69.490     1.258.412    

6,4

Hamburg 5,8  8.407     144.714   

Nordrhein-Westfalen 6,3  119.496     1.903.897    

Saarland 6,5 5.721  88.551    

Baden-Württemberg 6,7  73.309     1.093.254    

Bremen 7,4  4.191     56.808    

Berlin 7,5  20.448     271.852    

Sachsen 8,2  22.936     278.746   

Thüringen 8,4  13.040     155.163    

9,4
Brandenburg 8,6  15.760     183.727   

Sachsen-Anhalt 9,5  15.106     158.558    

Mecklenburg-Vorpommern 11,9  13.669     115.043  

Deutschland 6,2    485.418  7.827.317    



142

Anhang

Tab. 13 (Tab. zu Abb. 3): �Schüler der Jahrgangsstufen 1 bis 10 mit besonderem  
Förderbedarf in den allgemeinen Schulen an allen  
Schülern mit besonderem Förderbedarf 2009/10  
(Inklusionsanteil)

Bundesland Inklusionsanteile  
in Prozent

Schüler mit 
besonderem  

Förderbedarf an  
allgemeinen Schulen

Schüler mit 
Förderbedarf  

insgesamt

Gruppenwerte  
in Prozent

Schleswig-Holstein 45,5  7.199     15.835    

40,8
Berlin 41,3  8.445     20.448

Bremen 36,9  1.547     4.191

Brandenburg 36,5  5.751     15.760

Saarland 33,1  1.893     5.721

21,1

Baden-Württemberg 26,6  19.533     73.309

Mecklenburg-Vorpommern 25,4  3.476     13.669

Thüringen 21,1  2.752     13.040

Rheinland-Pfalz 19,0  3.650     19.195

Sachsen 17,9  4.115     22.936

Hamburg 16,2  1.366     8.407

Bayern 15,7  10.917     69.490

Nordrhein-Westfalen 15,5  18.576     119.496    

13,3
Sachsen-Anhalt 12,7  1.922     15.106

Hessen 12,3  3.644     29.538

Niedersachsen 7,2  2.840     39.277

Deutschland 20,1  97.626     485.418
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Tab. 14 (Tab. zu Abb. 4): �Anteil der Schüler der Jahrgangsstufen 1 bis 10 mit 
besonderem Förderbedarf, die gesondert in Förderschulen 
unterrichtet werden, an allen Schülern 2009/10  
(Exklusionsquote)

Bundesland Exklusionsquote  
in Prozent

Schüler mit  
Förderbedarf an  
Förderschulen

Schüler insgesamt Gruppenwerte  
in Prozent

Schleswig-Holstein 2,9  8.636     293.612    

4,1

Rheinland-Pfalz 3,8  15.545     411.475

Saarland 4,3  3.828     88.551

Hessen 4,4  25.894     590.971

Berlin 4,4  12.003     271.852

Niedersachsen 4,4  36.437     822.534

Bremen 4,7  2.644     56.808    

5,0

Bayern 4,7  58.573     1.258.412

Hamburg 4,9  7.041     144.714

Baden-Württemberg 4,9  53.776     1.093.254

Nordrhein-Westfalen 5,3  100.920     1.903.897

Brandenburg 5,4  10.009     183.727

Thüringen 6,6  10.288     155.163    

7,4
Sachsen 6,8  18.821     278.746

Sachsen-Anhalt 8,3  13.184     158.558

Mecklenburg-Vorpommern 8,9  10.193     115.043

Deutschland 5,0 387.792     7.827.317

Tab. 15: Ganztagsausbau in Deutschland, 2005 und 2009, in Verwaltungseinheiten

2005 2009

absolut in Prozent absolut in Prozent

D* 8.226 28,3 13.321 46,8

Quelle: KMK-Statistik: Allgemeinbildende Schulen in Ganztagsform in der Bundesrepublik Deutschland 2005–2009;  
eigene Berechnungen 
* Deutschland
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Tab. 16: Ganztagsschulen in öffentlicher und privater Trägerschaft 2009

Bundesland alle Ganztagsschulen Schulen insgesamt Anteil Ganztagsschulen an 
allen Schulen in Prozent

Baden-Württemberg 1.159 5.320 21,8

Bayern 1.853 4.715 39,3

Berlin 974 1.249 78,0

Brandenburg 690 1.408 49,0

Bremen 68 269 25,3

Hamburg 244 605 40,3

Hessen 1.267 2.533 50,0

Mecklenburg-Vorpommern 270 716 37,7

Niedersachsen 1.183 3.526 33,6

Nordrhein-Westfalen 3.871 6.070 63,8

Rheinland-Pfalz 899 1.648 54,6

Saarland 278 313 88,8

Sachsen 1.416 1.478 95,8

Sachsen-Anhalt 214 952 22,5

Schleswig-Holstein 665 1.039 64,0

Thüringen 719 915 78,6

Deutschland 15.770 32.756 48,1

Quelle: KMK-Statistik: Allgemeinbildende Schulen in Ganztagsform in der Bundesrepublik Deutschland 2005–2009,  
Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 1, 2009/10; eigene Berechnungen 	
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Tab. 17: Ganztagsschulen in öffentlicher und privater Trägerschaft nach Formen, 2009

Bundesland alle  
Ganztags­

schulen

davon:  
gebundene 

Form

davon: 
teilweise 

gebundene 
Form

davon:  
offene 

GTS

Anteil 
gebundene 

Form an 
allen 

Ganztags­
schulen in 
Prozent

Anteil 
teilweise 
gebun­

dene Form 
an allen 

Ganztags­
schulen in 
Prozent

Anteil 
offene 

Form an 
allen 

Ganztags­
schulen in 
Prozent

Baden-
Württemberg

1.159 521 213 425 45,0 18,4 36,7

Bayern 1.853 43 596 1.214 2,3 32,2 65,5

Berlin 974 175 42 757 18,0 4,3 77,7

Brandenburg 690 137 28 525 19,9 4,1 76,1

Bremen 68 19 41 8 27,9 60,3 11,8

Hamburg 244 72 4 168 29,5 1,6 68,9

Hessen 1.267 99 0 1.168 7,8 0,0 92,2

Mecklenburg-
Vorpommern

270 82 73 115 30,4 27,0 42,6

Nieder- 
sachsen

1.183 174 107 902 14,7 9,0 76,2

Nordrhein-
Westfalen

3.871 930 0 2.941 24,0 0,0 76,0

Rheinland-
Pfalz

899 93 520 286 10,3 57,8 31,8

Saarland 278 18 3 257 6,5 1,1 92,4

Sachsen 1.416 118 344 954 8,3 24,3 67,4

Sachsen-
Anhalt

214 12 21 181 5,6 9,8 84,6

Schleswig-
Holstein

665 8 36 621 1,2 5,4 93,4

Thüringen 719 135 43 541 18,8 6,0 75,2

Deutschland 15.770 2.636 2.071 11.063 16,7 13,1 70,2

Quelle: KMK-Statistik: Allgemeinbildende Schulen in Ganztagsform in der Bundesrepublik Deutschland 2005–2009;  
eigene Berechnungen									       
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Tab. 18 (Tab. zu Abb. 5): �Anteil der Ganztagsschulen in den Ländern an allen 
Schulen 2009

Bundesland Anteil Ganztags­
schulen an allen 

Schulen in Prozent

alle  
Ganztagsschulen

Schulen  
insgesamt

Gruppenwerte  
in Prozent

Sachsen 95,8 1.416 1.478

85,6
Saarland 88,8 278 313

Thüringen 78,6 719 915

Berlin 78,0 974 1.249

Schleswig-Holstein 64,0 665 1.039

52,1

Nordrhein-Westfalen 63,8 3.871 6.070

Rheinland-Pfalz 54,6 899 1.648

Hessen 50,0 1.267 2.533

Brandenburg 49,0 690 1.408

Hamburg 40,3 244 605

Bayern 39,3 1.853 4.715

Mecklenburg-Vorpommern 37,7 270 716

Niedersachsen 33,6 1.183 3.526

26,1
Bremen 25,3 68 269

Sachsen-Anhalt 22,5 214 952

Baden-Württemberg 21,8 1.159 5.320

Deutschland 48,1 15.770 32.756

				  
								      

Tab. 19: �Schüler im Ganztag an allgemeinbildenden Schulen 2005 und 2009 in 
Deutschland

2005 2009

absolut in Prozent absolut in Prozent

D* 1.307.570 15,2 2.106.520 26,9

Quelle: KMK-Statistik: Allgemeinbildende Schulen in Ganztagsform in der Bundesrepublik Deutschland 2005–2009 
* Deutschland
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Tab. 20: Schüler im Ganztag 2009

Bundesland Schüler absolut Schüler im Ganztag 
absolut

Anteil Schüler im Ganztag 
an allen Schülern in Prozent

Baden-Württemberg 1.093.254 279.781 25,6

Bayern 1.258.412 107.367 8,5

Berlin 271.852 122.300 45,0

Brandenburg 183.727 78.039 42,5

Bremen 56.808 12.775 22,5

Hamburg 144.714 68.128 47,1

Hessen 590.971 186.681 31,6

Mecklenburg-Vorpommern 115.043 41.004 35,6

Niedersachsen 822.534 213.409 25,9

Nordrhein-Westfalen 1.903.897 529.147 27,8

Rheinland-Pfalz 411.475 76.091 18,5

Saarland 88.551 14.113 15,9

Sachsen 278.746 202.547 72,7

Sachsen-Anhalt 158.558 31.546 19,9

Schleswig-Holstein 293.612 61.963 21,1

Thüringen 155.163 81.629 52,6

Deutschland 7.827.317 2.106.520 26,9

Quelle: KMK: Allgemeinbildende Schulen in Ganztagsform in den Ländern in der Bundesrepublik Deutschland 2005–2009; 
KMK: Schüler, Klassen, Lehrer und Absolventen der Schulen 2000 bis 2009; eigene Berechnungen
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Tab. 21 (Tab. zu Abb. 6): �Anteil der Schüler im Ganztagsbetrieb an allen Schülern 
Primarstufe und Sekundarstufe I, 2009 

Bundesland Anteil Schüler im 
Ganztag an allen 

Schülern in Prozent

Schüler absolut Schüler im 
Ganztag absolut

Gruppenwerte  
in Prozent 

Sachsen 72,7 278.746 202.547

55,8
Thüringen 52,6 155.163 81.629

Hamburg 47,1 144.714 68.128

Berlin 45,0 271.852 122.300

Brandenburg 42,5 183.727 78.039

27,7

Mecklenburg-Vorpommern 35,6 115.043 41.004

Hessen 31,6 590.971 186.681

Nordrhein-Westfalen 27,8 1.903.897 529.147

Niedersachsen 25,9 822.534 213.409

Baden-Württemberg 25,6 1.093.254 279.781

Bremen 22,5 56.808 12.775

Schleswig-Holstein 21,1 293.612 61.963

Sachsen-Anhalt 19,9 158.558 31.546

12,0
Rheinland-Pfalz 18,5 411.475 76.091

Saarland 15,9 88.551 14.113

Bayern 8,5 1.258.412 107.367

Deutschland 26,9 7.827.317 2.106.520
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Tab. 22: �Schüler des Primarbereichs und der Sekundarstufe I im Ganztagsbetrieb in 
öffentlicher und privater Trägerschaft nach Ganztagsform 2009

Bundesland Schüler im 
voll 

gebundenen 
Ganztag  
absolut

Anteil 
Schüler im 

voll 
gebundenen 
Ganztag an 

allen Schülern 
in Prozent

Schüler im 
offenen 
Ganztag 
absolut

Anteil 
Schüler im 

offenen 
Ganztag 
an allen 

Schülern in 
Prozent

alle Schüler  
absolut

Baden-Württemberg 144.419 13,2 135.362 12,4 1.093.254

Bayern 40.312 3,2 67.055 5,3 1.258.412

Berlin 56.474 20,8 65.826 24,2 271.852

Brandenburg 20.832 11,3 57.207 31,1 183.727

Bremen 11.761 20,7 1.014 1,8 56.808

Hamburg 17.348 12,0 50.780 35,1 144.714

Hessen* 14.804 k.A. 171.877 k.A. 590.971

Mecklenburg-Vorpommern 25.094 21,8 15.910 13,8 115.043

Niedersachsen* 74.432 k.A. 138.977 k.A. 822.534

Nordrhein-Westfalen 335.412 17,6 193.735 10,2 1.903.897

Rheinland-Pfalz 66.231 16,1 9.860 2,4 411.475

Saarland 2.702 3,1 11.411 12,9 88.551

Sachsen 80.035 28,7 122.512 44,0 278.746

Sachsen-Anhalt* 9.398 k.A. 22.148 k.A. 158.558

Schleswig-Holstein 10.347 3,5 51.616 17,6 293.612

Thüringen 22.291 14,4 59.338 38,2 155.163

Deutschland 931.892 11,9 1.174.628 15,0 7.827.317

* Für die Länder HE, NI und ST (ab 2006) liegen keine Angaben über private Ganztagsangebote vor; daher ist in diesen 
Fällen die Berechnung des Anteils an allen Schülern nicht sinnvoll.

Quelle: KMK: Allgemeinbildende Schulen in Ganztagsform in den Ländern in der Bundesrepublik Deutschland 2005–2009; 
KMK: Schüler, Klassen, Lehrer und Absolventen der Schulen 2000 bis 2009; eigene Berechnungen
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Tab. 23 (Tab. zu Abb. 7): �Anteil der Schüler in gebundener Ganztagsform an allen 
Schülern, Primarstufe und Sekundarstufe I, 2009 

Bundesland Anteil Schüler im 
voll gebundenen 
Ganztag an allen 

Schülern  
in Prozent

Schüler im voll 
gebundenen 

Ganztag absolut

alle Schüler  
absolut

Gruppenwerte  
in Prozent

Sachsen 28,7 80.035 278.746   

24,0
Mecklenburg-Vorpommern 21,8 25.094 115.043   

Berlin 20,8 56.474 271.852   

Bremen 20,7 11.761 56.808   

Nordrhein-Westfalen 17,6 335.412 1.903.897   

15,6

Rheinland-Pfalz 16,1 66.231 411.475   

Thüringen 14,4 22.291 155.163   

Baden-Württemberg 13,2 144.419 1093254

Hamburg 12,0 17.348 144.714   

Brandenburg 11,3 20.832 183.727   

Schleswig-Holstein 3,5 10.347 293.612   

3,3Bayern 3,2 40.312 1.258.412   

Saarland 3,1 2.702 88.551   

Deutschland 11,9 931.892 7.827.317

	 	
					   

Tab. 24: Einschulungen und Nichteinschulungen in Deutschland im Schuljahr 2009/10

Fristgerechte 
Ein­

schulungen 
absolut

Ein­
schulungen 

absolut

Nichtein­
schulungen 

absolut

Summe Ein­
schulungen 

und Nichtein-
schulungen 

absolut

Anteil der 
fristgerecht 

Eingeschulten 
in Prozent

Anteil der 
Nicht­

eingeschulten 
in Prozent

D* 612.460 688.469 37.409 725.878 84,4 5,2

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 1, 2009/10, eigene Berechnungen  
* Deutschland			 
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Tab. 25: �Verteilung der Fünftklässler, die im vorangegangenen Jahr die Grund­
schule besuchten, auf die Schularten, Schuljahr 2009/10

Orientie­
rungs­
stufe

Haupt­
schule

Schul­
arten mit 
mehreren 
Bildungs­
gängen

Real­
schule

Gymna­
sium

Integrierte  
Gesamt­
schule

Förder­
schule

alle  
Über­
gänge

absolut 10.219 113.789 57.306 168.302 311.295 83.887 4.078 748.876

in Prozent 1,4 15,2 7,7 22,5 41,6 11,2 0,5 100,0

In Berlin und Brandenburg wurden die Siebtklässler zugrunde gelegt, die aus der sechsjährigen Grundschule kommen, 
Besonderheiten wurden auch in Mecklenburg-Vorpommern berücksichtigt: 
In MV besuchen die Schülerinnen und Schüler seit 2006/07 die Jahrgangsstufen 5 und 6 als Orientierungsstufe (vorwiegend 
an Schulen mit mehreren Bildungsgängen). Betrachtet werden daher in Jahrgangsstufe 7 die Übergänge aus dieser Schulart 
zuzüglich derjenigen, die bereits zwei Jahre zuvor (in Jg. 5) auf eine Sekundarschulart (Sport- und Musikgymnasium oder 
Integrierte Gesamtschule) übergegangen sind (vgl. zu diesem Vorgehen: Nationaler Bildungsbericht 2010, Tab. D1-1A-web).
 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 1, 2009/10,

Tab. 26: �Relative Chancen auf den Gymnasialbesuch unter Berücksichtigung der 
jeweiligen Sozialschicht 

Bundesland relative Chancen auf den Gymnasialbesuch

Baden-Württemberg 6,6

Bayern 6,5

Berlin 1,7

Brandenburg 2,4

Bremen 2,9

Hamburg 2,6

Hessen 2,8

Mecklenburg-Vorpommern 4,0

Niedersachsen 5,8

Nordrhein-Westfalen 5,5

Rheinland-Pfalz 3,2

Saarland 3,0

Sachsen 2,8

Sachsen-Anhalt 4,1

Schleswig-Holstein 5,6

Thüringen 4,3

Deutschland 4,5

Quelle: Köller, Knigge und Tesch, Sprachliche Kompetenzen im Ländervergleich, 2010, S. 198			 
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Tab. 27 (Tab. zu Abb. 8): �Relative Chancen auf den Gymnasialbesuch von Kindern 
aus unteren Dienstklassen im Vergleich zu Kindern aus 
oberen Dienstklassen

Bundesland relative Chancen auf den 
Gymnasialbesuch

Gruppenwerte

Berlin 1,7

2,5

Brandenburg 2,4

Hamburg 2,6

Hessen 2,8

Sachsen 2,8

Bremen 2,9

3,9

Saarland 3,0

Rheinland-Pfalz 3,2

Mecklenburg-Vorpommern 4,0

Sachsen-Anhalt 4,1

Thüringen 4,3

Nordrhein-Westfalen 5,5

Schleswig-Holstein 5,6

6,1
Niedersachsen 5,8

Bayern 6,5

Baden-Württemberg 6,6

Deutschland 4,5
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Tab. 28: �Fünftklässler, die nach der Grundschule auf ein Gymnasium wechselten, im 
Schuljahr 2009/10

Bundesland alle Übergänge 
absolut

Übergänge auf das 
Gymnasium absolut

Anteil Übergänge auf 
das Gymnasium an allen 
Übergängen in Prozent

Baden-Württemberg 108.608 43.002 39,6

Bayern 123.509 49.708 40,2

Berlin* 24.808 12.366 49,8

Brandenburg* 17.311 8.143 47,0

Bremen 5.437 2.260 41,6

Hamburg 14.198 7.351 51,8

Hessen 56.304 25.228 44,8

Mecklenburg-Vorpommern* 9.743 3.961 40,7

Niedersachsen 79.688 34.064 42,7

Nordrhein-Westfalen 174.373 67.639 38,8

Rheinland-Pfalz 39.623 16.760 42,3

Saarland 8.593 3.308 38,5

Sachsen 27.614 12.807 46,4

Sachsen-Anhalt 14.984 6.745 45,0

Schleswig-Holstein 28.856 11.163 38,7

Thüringen 15.227 6.790 44,6

Deutschland 748.876 311.295 41,6

* In Berlin und Brandenburg wurden die Siebtklässler zugrunde gelegt, die aus der sechsjährigen Grundschule kommen, 
Besonderheiten wurden auch in Mecklenburg-Vorpommern berücksichtigt: 
In MV besuchen die Schülerinnen und Schüler seit 2006/07 die Jahrgangsstufen 5 und 6 als Orientierungsstufe (vorwiegend 
an Schulen mit mehreren Bildungsgängen). Betrachtet werden daher in Jahrgangsstufe 7 die Übergänge aus dieser Schulart 
zuzüglich derjenigen, die bereits zwei Jahre zuvor (in Jg. 5) auf eine Sekundarschulart (Sport- und Musikgymnasium oder 
Integrierte Gesamtschule) übergegangen sind (vgl. zu diesem Vorgehen: Nationaler Bildungsbericht 2010, Tab. D1-1A-web).
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Tab. 29 (Tab. zu Abb. 9): �Fünftklässler, die nach der Grundschule auf ein 
Gymnasium wechselten, im Schuljahr 2009/10

Bundesland Anteil Übergänge 
auf das Gymnasium 
an allen Übergängen 

in Prozent

Übergänge auf 
das Gymnasium 

absolut

alle Übergänge 
absolut

Gruppen­
werte in 
Prozent

Hamburg 51,8 7.351 14.198

48,5
Berlin* 49,8 12.366 24.808

Brandenburg* 47,0 8.143 17.311

Sachsen 46,4 12.807 27.614

Sachsen-Anhalt 45,0 6.745 14.984

42,2

Hessen 44,8 25.228 56.304

Thüringen 44,6 6.790 15.227

Niedersachsen 42,7 34.064 79.688

Rheinland-Pfalz 42,3 16.760 39.623

Bremen 41,6 2.260 5.437

Mecklenburg-Vorpommern* 40,7 3.961 9.743

Bayern 40,2 49.708 123.509

Baden-Württemberg 39,6 43.002 108.608

39,0
Nordrhein-Westfalen 38,8 67.639 174.373

Schleswig-Holstein 38,7 11.163 28.856

Saarland 38,5 3.308 8.593

Deutschland 41,6 311.295 748.876

* In Berlin und Brandenburg wurden die Siebtklässler zugrunde gelegt, die aus der sechsjährigen Grundschule kommen, 
Besonderheiten wurden auch in Mecklenburg-Vorpommern berücksichtigt: 
In MV besuchen die Schülerinnen und Schüler seit 2006/07 die Jahrgangsstufen 5 und 6 als Orientierungsstufe (vorwiegend 
an Schulen mit mehreren Bildungsgängen). Betrachtet werden daher in Jahrgangsstufe 7 die Übergänge aus dieser Schulart 
zuzüglich derjenigen, die bereits zwei Jahre zuvor (in Jg. 5) auf eine Sekundarschulart (Sport- und Musikgymnasium oder 
Integrierte Gesamtschule) übergegangen sind (vgl. zu diesem Vorgehen: Nationaler Bildungsbericht 2010, Tab. D1-1A-web).

Tab. 30: Schulartwechsel in Klasse 7 bis 9 im Schuljahr 2009/10 in Deutschland

Wechsel gesamt 
absolut

Abwärtswechsel  
in Prozent

Aufwärtswechsel  
in Prozent

Abwärtswechsel vom 
Gymnasium in Prozent

D* 71.885 50,9 11,9 30,4

In Mecklenburg-Vorpommern werden die Wechsler in Klasse 7 aus den Schularten mit mittleren Bildungsgängen nicht mitge-
zählt, da es sich dabei um keinen Schulartwechsel handelt. Wechsel aus und auf die Förderschulen wurden hier nicht betrach-
tet. 
* Deutschland	
 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 1, 2009/10; eigene Berechnungen		
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Tab. 31: �Auf- und Abwärtswechsel der Schüler der Jahrgangsstufen 7 bis 9 im 
Schuljahr 2009/10

Bundesland  Wechsel 
gesamt 
absolut

Summe  
Aufwärtswechsel 

absolut

Summe  
Abwärtswechsel 

absolut

Verhältnis von 
Aufwärts- zu 

Abwärtswechseln 

Baden-Württemberg 3.648 827 2.582 1 : 3,1

Bayern 12.865 4.019 8.726 1 : 2,2

Berlin 1.970 64 892 1 : 13,9

Brandenburg 1.081 113 182 1 : 1,6

Bremen 759 57 209 1 : 3,7

Hamburg 4.472 245 409 1 : 1,7

Hessen 6.341 359 3.137 1 : 8,7

Mecklenburg-Vorpommern* 763 46 154 1 : 3,3

Niedersachsen 6.308 455 5.366 1 : 11,8

Nordrhein-Westfalen 13.033 1.153 9.815 1 : 8,5

Rheinland-Pfalz 15.700 577 1.807 1 : 3,1

Saarland 708 89 293 1 : 3,3

Sachsen 839 69 770 1 : 11,2

Sachsen-Anhalt 779 157 526 1 : 3,4

Schleswig-Holstein 1.780 238 1.189 1 : 5,0

Thüringen 839 111 509 1 : 4,6

Deutschland 71.885 8.579 36.566 1 : 4,3

* In Mecklenburg-Vorpommern werden die Wechsler in Klasse 7 aus den Schularten mit mittleren Bildungsgängen nicht 
mitgezählt, da es sich dabei um keinen Schulartwechsel handelt. Wechsel aus und auf die Förderschulen wurden hier nicht 
betrachtet, sondern die Wechsel zwischen HS, RS, GY und zwischen GY und SBMG. »Wechsel gesamt absolut« berücksich-
tigt auch IGS.
 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 1, 2009/10; eigene Berechnungen
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Tab. 32 (Tab. zu Abb. 10): �Verhältnis von Aufwärts- zu Abwärtswechseln  der Schüler 
in den Jahrgangsstufen 7 bis 9 im Schuljahr 2009/10

Bundesland Verhältnis von Aufwärts-  
zu Abwärtswechseln 

Gruppenwerte

Brandenburg 1 : 1,6

1 : 2,3

Hamburg 1 : 1,7

Bayern 1 : 2,2

Baden-Württemberg 1 : 3,1

Rheinland-Pfalz 1 : 3,1

Saarland 1 : 3,3

1 : 4,5

Mecklenburg-Vorpommern* 1 : 3,3

Sachsen-Anhalt 1 : 3,4

Bremen 1 : 3,7

Thüringen 1 : 4,6

Schleswig-Holstein 1 : 5,0

Nordrhein-Westfalen 1 : 8,5

Hessen 1 : 8,7

1 : 11,4
Sachsen 1 : 11,2

Niedersachsen 1 : 11,8

Berlin 1 : 13,9

Deutschland 1 : 4,3

* In MV werden die Wechsler in Klasse 7 aus den Schularten mit mittleren Bildungsgängen nicht mitgezählt, da es sich 
dabei um keinen Schulartwechsel handelt. Wechsel aus und auf Förderschulen wurden hier nicht betrachtet, sondern die 
Wechsel zwischen HS, RS, GY und zwischen GY und SBMG.				  
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Tab. 33: �Wechselnde Schüler in den Klassenstufen 7 bis 9 an allen Schülern in den 
Klassenstufen 7 bis 9 im Schuljahr 2009/10

Wechsel gesamt
absolut

Schüler in 7–9 gesamt
absolut

Anteil Wechsel an 
Schülern in Prozent

Baden-Württemberg 3.648 344.092 1,1

Bayern 12.865 401.760 3,2

Berlin 1.970 77.130 2,6

Brandenburg 1.081 49.150 2,2

Bremen 759 17.282 4,4

Hamburg 4.472 43.460 10,3

Hessen 6.341 180.223 3,5

Mecklenburg-Vorpommern* 763 29.643 2,6

Niedersachsen 6.308 259.159 2,4

Nordrhein-Westfalen 13.033 566.696 2,3

Rheinland-Pfalz 15.700 127.684 12,3

Saarland 708 29.325 2,4

Sachsen 839 70.548 1,2

Sachsen-Anhalt 779 41.993 1,9

Schleswig-Holstein 1.780 91.414 1,9

Thüringen 839 40.412 2,1

Deutschland 71.885 2.369.971 3,0

* In Mecklenburg-Vorpommern werden die Wechsler in Klasse 7 aus den Schularten mit mittleren Bildungsgängen nicht 
mitgezählt, da es sich dabei um keinen Schulartwechsel handelt. Wechsel zwischen HS, RS, GY, IGS, SBMG.
 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 1, 2009/10; eigene Berechnungen	
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Tab. 34: �Aufwärtswechsel der Förderschüler in die allgemeinen Schulen an allen 
Förderschülern in den Klassenstufen 7 bis 9 (Schuljahr 2009/10)

Aufwärtswechsel FöS alle Förderschüler  
in 7–9

Wechsel an allen FöS 
in Prozent

Baden-Württemberg 149 15.557 1,0

Bayern 295 12.816 2,3

Berlin 79 3.014 2,6

Brandenburg 95 2.621 3,6

Bremen 73 929 7,9

Hamburg 40 2.300 1,7

Hessen 176 8.117 2,2

Mecklenburg-Vorpommern* 70 3.147 2,2

Niedersachsen 108 11.153 1,0

Nordrhein-Westfalen 228 25.824 0,9

Rheinland-Pfalz 40 4.672 0,9

Saarland 3 583 0,5

Sachsen 78 4.958 1,6

Sachsen-Anhalt 109 3.823 2,9

Schleswig-Holstein 88 2.703 3,3

Thüringen 112 2.918 3,8

Deutschland 1.743 105.135 1,7

* In Mecklenburg-Vorpommern werden die Wechsler in Klasse 7 aus den Schularten mit mittleren Bildungsgängen nicht 
mitgezählt, da es sich dabei um keinen Schulartwechsel handelt.
 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 1, 2009/10; eigene Berechnungen
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Tab. 38: �Wiederholer in der Sekundarstufe der allgemeinen Schulen im Schuljahr 
2009/10

Bundesland Schüler in der 
Sekundarstufe absolut

Wiederholer in der 
Sekundarstufe absolut

Anteil Wiederholer 
in der Sekundarstufe 

in Prozent

Baden-Württemberg 752.060 11.718 1,6

Bayern 877.648 41.102 4,7

Berlin 200.680 7.761 3,9

Brandenburg 124.942 2.347 1,9

Bremen 43.164 1.153 2,7

Hamburg 108.320 3.369 3,1

Hessen 412.009 13.323 3,2

Mecklenburg-Vorpommern 67.660 2.808 4,2

Niedersachsen 587.418 18.576 3,2

Nordrhein-Westfalen 1.349.894 34.071 2,5

Rheinland-Pfalz 289.703 7.313 2,5

Saarland 61.677 1.688 2,7

Sachsen 160.564 3.216 2,0

Sachsen-Anhalt 92.850 3.703 4,0

Schleswig-Holstein 200.604 3.447 1,7

Thüringen 93.555 2.324 2,5

Deutschland 5.423.585 157.919 2,9

Sekundarstufe als Zusammenfassung von Sekundarstufe I und II 
 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 1, 2009/10; eigene Berechnungen
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Tab. 39 (Tab. zu Abb. 11): �Anteil der Wiederholer in der Sekundarstufe der 
allgemeinen Schulen an allen Schülern in der Sekundar­
stufe (Schuljahr 2009/10)

Bundesland Anteil Wiederholer 
in der Sekundar­
stufe in Prozent

Wiederholer in 
der Sekundarstufe 

absolut

Schüler in der 
Sekundarstufe 

absolut

Gruppenwerte
in Prozent

Bayern 4,7 41.102 877.648

4,5
Mecklenburg-Vorpommern 4,2 2.808 67.660

Sachsen-Anhalt 4,0 3.703 92.850

Berlin 3,9 7.761 200.680

Hessen 3,2 13.323 412.009

2,8

Niedersachsen 3,2 18.576 587.418

Hamburg 3,1 3.369 108.320

Saarland 2,7 1.688 61.677

Bremen 2,7 1.153 43.164

Rheinland-Pfalz 2,5 7.313 289.703

Nordrhein-Westfalen 2,5 34.071 1.349.894

Thüringen 2,5 2.324 93.555

Sachsen 2,0 3.216 160.564

1,7
Brandenburg 1,9 2.347 124.942

Schleswig-Holstein 1,7 3.447 200.604

Baden-Württemberg 1,6 11.718 752.060

Deutschland 2,9 157.919 5.423.585

Tab. 40: �Verteilung der Neuzugänge auf die drei Sektoren des Berufsbildungs­
systems nach schulischer Vorbildung 2009

ohne Hauptschul­
abschluss

mit Hauptschul­
abschluss

mit mittlerem 
Abschluss

mit Hochschulreife

absolut in Prozent absolut in Prozent absolut in Prozent absolut in Prozent

Duales System 22.928 27,1 152.181 45,2 232.161 54,8 98.358 68,0

Schulberufs­
system

455    0,5 34.856 10,3 125.835 29,7 43.278 29,9

Übergangs-
system

61.278 72,4 149.843 44,5 65.924 15,6   2.937 2,0

Insgesamt 84.661 100,0 336.880 100,0 423.920 100,0 144.573 100,0

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 2, 2009/10; eigene Berechnungen
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Tab. 41: �Neuzugänge im Berufsbildungssystem und im Dualen System mit maximal 
Hauptschulabschluss 2009

Bundesland Neuzugänge mit maximal 
Hauptschulabschluss im 
Dualen System absolut

Neuzugänge mit maximal 
Hauptschulabschluss im 

Berufsbildungssystem absolut

Anteile  
in Prozent

Baden-Württemberg 25.856 71.473 36,2

Bayern 29.744 57.371 51,8

Berlin 6.291 14.494 43,4

Brandenburg 5.121 7.273 70,4

Bremen 1.725 4.064 42,4

Hamburg 3.468 8.683 39,9

Hessen 10.753 24.021 44,8

Mecklenburg-Vorpommern 3.600 5.384 66,9

Niedersachsen 16.482 47.308 34,8

Nordrhein-Westfalen 34.838 91.142 38,2

Rheinland-Pfalz 10.883 28.043 38,8

Saarland 3.512 8.029 43,7

Sachsen 7.422 14.157 52,4

Sachsen-Anhalt 4.174 9.663 43,2

Schleswig-Holstein 7.673 21.796 35,2

Thüringen 3.567 8.640 41,3

Deutschland 175.109 421.541 41,5

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 2, 2009/10; eigene Berechnungen			 
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Tab. 42 (Tab. zu Abb. 12): �Neuzugänge im Dualen System mit maximal Hauptschul­
abschluss an allen Neuzugängen mit maximal Haupt­
schulabschluss 2009 in Prozent

Bundesland Anteile in  
Prozent

Neuzugänge mit 
maximal Haupt­

schulabschluss im 
Dualen System  

absolut

Neuzugänge mit 
maximal Haupt­

schulabschluss im 
Berufsbildungs­
system absolut

Gruppenwerte
in Prozent

Brandenburg 70,4 5.121 7.273

54,5
Mecklenburg-Vorpommern 66,9 3.600 5.384

Sachsen 52,4 7.422 14.157

Bayern 51,8 29.744 57.371

Hessen 44,8 10.753 24.021

42,0

Saarland 43,7 3.512 8.029

Berlin 43,4 6.291 14.494

Sachsen-Anhalt 43,2 4.174 9.663

Bremen 42,4 1.725 4.064

Thüringen 41,3 3.567 8.640

Hamburg 39,9 3.468 8.683

Rheinland-Pfalz 38,8 10.883 28.043

Nordrhein-Westfalen 38,2 34.838 91.142

36,6
Baden-Württemberg 36,2 25.856 71.473

Schleswig-Holstein 35,2 7.673 21.796

Niedersachsen 34,8 16.482 47.308

Deutschland 41,5 175.109 421.541

Tab. 43: �Ausländische und deutsche Neuzugänge mit maximal Hauptschulabschluss 
im Berufsbildungssystem 2009 in Deutschland

Deutsche  
Neuzugänge 

mit  
maximal 

Hauptschul­
abschluss im 

Dualen 
System  
absolut

Deutsche  
Neuzugänge 
mit maximal 
Hauptschul­
abschluss im 

Berufsbil­
dungssystem 

absolut

Anteile der  
deutschen 

Neuzugänge 
mit max. 

Hauptschul­
abschluss im 

Dualen System 
an allen 

deutschen 
Neuzugängen 

in Prozent

Ausländische  
Neuzugänge 

mit  
maximal 

Hauptschul­
abschluss im 

Dualen 
System 
absolut

Ausländische 
Neuzugänge 
mit maximal 
Hauptschul­
abschluss im 

Berufsbil­
dungssystem 

absolut

Anteil der 
auslän­

dischen Neu­
zugänge im 

Dualen 
System an 

allen auslän­
dischen Neu­
zugängen in 

Prozent

D* 160.383 367.037 43,7 14.726 54.451 27,0

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 2, 2009/10; eigene Berechnungen 
* Deutschland			 
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Tab. 44: Neuzugänge im Übergangssystem 2009 in Deutschland

alle Neuzugänge im Berufs­
bildungssystem absolut

Neuzugänge im 
Übergangssystem absolut

Anteil Neuzugänge im 
Übergangssystem in Prozent

D* 1.064.280 346.781 32,6

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 2, 2009/10; eigene Berechnungen 
* Deutschland	

			 

Tab. 45: �Erreichte Werte in der Gesamtskala Lesen am Ende der Klasse 4 in den 
Bundesländern, 2006

Bundesland Testleistungen Lesen

M (SE) SD

Baden-Württemberg 550 (8,1) 65

Bayern 562 (5,6) 62

Berlin 525 (9,6) 76

Brandenburg 540 (5,0) 74

Bremen 522 (6,8) 67

Hamburg 528 (6,9) 69

Hessen 536 (6,6) 69

Mecklenburg-Vorpommern 553 (5,9) 71

Niedersachsen 544 (5,3) 70

Nordrhein-Westfalen 543 (4,9) 67

Rheinland-Pfalz 554 (2,4) 59

Saarland 550 (5,9) 61

Sachsen 556 (5,9) 62

Sachsen-Anhalt 555 (3,9) 59

Schleswig-Holstein 544 (3,2) 70

Thüringen 564 (5,1) 59

Deutschland 548 (2,2) 67

Quelle: Bos et al. IGLU-E 2006. Die Länder der Bundesrepublik Deutschland im nationalen und internationalen Vergleich, 
2008b, S. 61							     
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Tab. 46 (Tab. zu Abb. 13): �Erreichte Mittelwerte von Schülern am Ende der Klasse 4 
(Gesamtskala Lesen, 2006)

Bundesland Mittelwert M Gruppenwerte

Thüringen 564

559
Bayern 562

Sachsen 556

Sachsen-Anhalt 555

Rheinland-Pfalz 554

547

Mecklenburg-Vorpommern 553

Baden-Württemberg 550

Saarland 550

Niedersachsen 544

Schleswig-Holstein 544

Nordrhein-Westfalen 543

Brandenburg 540

Hessen 536

528
Hamburg 528

Berlin 525

Bremen 522

Deutschland 548

	 	 	

Tab. 47: Lesekompetenz von Schülerinnen und Schülern der Klasse 9, 2009

Länder Lesekompetenz Deutsch

Mittelwert untere 10 Prozent obere 10 Prozent

Baden-Württemberg 504 391 617

Bayern 509 390 622

Berlin 480 342 615

Brandenburg 485 368 600

Bremen 469 330 604

Hamburg 484 353 611

Hessen 492 373 604

Mecklenburg-Vorpommern 493 379 609

Niedersachsen 490 362 617

Nordrhein-Westfalen 490 376 605

Rheinland-Pfalz 497 373 611

Saarland 492 373 613

Sachsen 508 382 633

Sachsen-Anhalt 496 380 612

Schleswig-Holstein 488 361 607

Thüringen 497 387 611

Deutschland 496 376 613

Quelle: Köller, Knigge und Tesch, Sprachliche Kompetenzen im Ländervergleich, 2010, S. 90			 
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Tab. 48 (Tab. zu Abb. 14): �Erreichte Mittelwerte in der Lesekompetenz von 
Schülern der Klasse 9 in den Untersuchungen zu den 
Bildungsstandards 2009

Bundesland Mittelwerte M Gruppenwerte

Bayern 509

503

Sachsen 508

Baden-Württemberg 504

Rheinland-Pfalz 497

Thüringen 497

Sachsen-Anhalt 496

492

Mecklenburg-Vorpommern 493

Hessen 492

Saarland 492

Niedersachsen 490

Nordrhein-Westfalen 490

Schleswig-Holstein 488

Brandenburg 485

480
Hamburg 484

Berlin 480

Bremen 469

Deutschland 496

			 

Tab. 49 (Tab. zu Abb. 15): �Mindestens erreichte Kompetenzwerte der leistungs­
stärksten 10 Prozent der Schüler in den Untersuchungen 
zu den Bildungsstandards 2009 (Lesekompetenz Deutsch)

Bundesland Lesekompetenz der oberen 10 Prozent Gruppenwerte

Sachsen 633

622
Bayern 622

Baden-Württemberg 617

Niedersachsen 617

Berlin 615

611

Saarland 613

Sachsen-Anhalt 612

Hamburg 611

Rheinland-Pfalz 611

Thüringen 611

Mecklenburg-Vorpommern 609

Schleswig-Holstein 607

Nordrhein-Westfalen 605

603
Bremen 604

Hessen 604

Brandenburg 600

Deutschland 613
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Tab. 50 (Tab. zu Abb. 16): �Höchstens erreichte Kompetenzwerte der leistungs­
schwächsten 10 Prozent der Schüler in den Untersuchun­
gen zu den Bildungsstandards 2009 (Lesekompetenz 
Deutsch)

Bundesland Lesekompetenz der unteren 10 Prozent Gruppenwerte

Baden-Württemberg 391

388
Bayern 390

Thüringen 387

Sachsen 382

Sachsen-Anhalt 380

373

Mecklenburg-Vorpommern 379

Nordrhein-Westfalen 376

Hessen 373

Rheinland-Pfalz 373

Saarland 373

Brandenburg 368

Niedersachsen 362

Schleswig-Holstein 361

347
Hamburg 353

Berlin 342

Bremen 330

Deutschland 376
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Tab. 51: �Leseleistung (Gesamtskala Lesen, mit 95 %-Konfidenzintervall der 
Gruppenmittelwerte) nach Migrationshintergrund in den Ländern der 
Bundesrepublik Deutschland

Bundesland beide Elternteile 
in Deutschland 

geboren

ein Elternteil im 
Ausland geboren

beide Elternteile 
im Ausland 

geboren

Gruppe mit 
Migrationshintergrund

M (SE) M (SE) M (SE) M Differenz zu:  
beide Eltern­

teile in 
Deutschland  

geboren*

Berlin 552 (9,6) 517 (13,4) 504 (8,8) 511 –42

Bremen 551 (5,7) 539 (12,8) 509 (9,8) 524 –27

Hamburg 555 (6,6) 543 (8,4) 514 (8,1) 529 –27

Baden-Württemberg 569 (7,5) 542 (10,8) 507 (11,5) 525 –45

Bayern 575 (3,8) 556 (7,5) 509 (11,7) 533 –43

Hessen 564 (6,1) 536 (11,2) 504 (7,7) 520 –44

Niedersachsen 561 (4,6) 545 (13,6) 526 (5,9) 536 –26

Nordrhein-Westfalen 558 (5,2) 550 (9,9) 531 (6,6) 541 –18

Rheinland-Pfalz 568 (3,7) 551 (12,0) 505 (9,7) 528 –40

Saarland 560 (4,7) 545 (11,1) 514 (13,6) 530 –31

Schleswig-Holstein 562 (3,5) 566 (11,7) 527 (9,9) 547 –16

Deutschland 564 (2,1) 545 (4,0) 516 (3,4) 531 –34

* eigene Ermittlung, Differenz wurde über ungerundete Werte ermittelt
 
Quelle: Bos et al., IGLU-E 2006. Die Länder der Bundesrepublik Deutschland im nationalen und internationalen Vergleich, 
2008b, S. 119

Tab. 52 (Tab. zu Abb. 17): �Abstand in den erreichten Kompetenzwerten der 
Viertklässler mit Migrationshintergrund zu denen ohne 
Migrationshintergrund (Gesamtskala Lesen, 2006)

Bundesland Differenz zu:  
beide Eltern in Deutschland geboren

Gruppenwerte

Schleswig-Holstein –16

–20Nordrhein-Westfalen –18

Niedersachsen –26

Hamburg –27

–33

Bremen –27

Saarland –31

Rheinland-Pfalz –40

Berlin –42

Bayern –43

–44Hessen –44

Baden-Württemberg –45

Deutschland –34
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Tab. 53: �Perzentilbänder für den Kompetenzbereich Lesen (Deutsch) Neuntklässler 
mit Migrationshintergrund und ohne Migrationshintergrund

Bundesland Migrationshintergrund  Anteil 
in  

Prozent

M (SE) SD d Differenz der erreichten 
Kompetenzwerte zwischen 
Schülern mit Migrations­

hintergrund und ohne 

Baden-
Württemberg

ohne  
Migrationshintergrund

72,8 520 (3,6) 83

0,69 –60
mit  

Migrationshintergrund
16,3 460 (6,4) 82

Bayern

ohne  
Migrationshintergrund

75,1 524 (3,1) 84

0,79 –70
mit  

Migrationshintergrund
14,5 454 (7,6) 88

Berlin

ohne  
Migrationshintergrund

65,4 508 (5,2) 98

0,77 –80
mit  

Migrationshintergrund
29,3 428 (6,3) 96

Bremen

ohne  
Migrationshintergrund

52,8 496 (6,3) 97

0,65 –68
mit  

Migrationshintergrund
20,4 428 (9,4) 96

Hamburg

ohne  
Migrationshintergrund

48,9 520 (4,3) 89

0,73 –73
mit  

Migrationshintergrund
21,7 447 (5,9) 94

Hessen

ohne  
Migrationshintergrund

76,6 506 (3,5) 85

0,66 –60
mit  

Migrationshintergrund
20,6 446 (6,8) 93

Niedersachsen

ohne  
Migrationshintergrund

83,7 499 (4,3) 96

0,56 –56
mit  

Migrationshintergrund
12,8 443 (9,3) 102

Nordrhein-
Westfalen

ohne  
Migrationshintergrund

66,3 510 (2,9) 84

0,66 –59
mit  

Migrationshintergrund
19,8 451 (7,0) 86

Rheinland-
Pfalz

ohne  
Migrationshintergrund

72,0 513 (3,6) 87

0,58 –54
mit  

Migrationshintergrund
14,3 459 (9,4) 94

Saarland

ohne  
Migrationshintergrund

72,8 505 (4,6) 89

0,71 –66
mit  

Migrationshintergrund
12,6 439 (9,3) 88

Deutschland

ohne  
Migrationshintergrund

73,4 511 (1,2) 87

0,66 –60
mit  

Migrationshintergrund
15,7 451 (2,8) 90

Quelle: Köller, Knigge und Tesch, Sprachliche Kompetenzen im Ländervergleich, 2010, S. 216
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Tab. 54 (Tab. zu Abb. 18): �Abstand in den erreichten Lesekompetenzpunkten der 
Neuntklässler mit Migrationshintergrund (M) zu denen 
ohne Migrationshintergrund (2009)

Bundesland Differenz der Werte mit M von ohne M Gruppenwerte

Rheinland-Pfalz –54

–56Niedersachsen –56

Nordrhein-Westfalen –59

Baden-Württemberg –60

–64
Hessen –60

Saarland –66

Bremen –68

Bayern –70

–74Hamburg –73

Berlin –80

Deutschland –60
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Tab. 55 (Tab. zu Abb. 19): �Vorsprung in den erreichten Kompetenzpunkten im 
Leseverständnis von Kindern aus Familien mit mehr als 
100 Büchern vor denen aus Familien mit weniger als  
100 Büchern (2006)

Bundesland Differenz in der Leseleistung Gruppenwerte

Bayern 25

29
Sachsen   30

Niedersachsen 30

Sachsen-Anhalt 32

Thüringen 33

44

Rheinland-Pfalz 34

Nordrhein-Westfalen 38

Saarland 42

Baden-Württemberg 48

Schleswig-Holstein 50

Bremen 51

Mecklenburg-Vorpommern 52

Hessen 54

61
Brandenburg 55

Hamburg 63

Berlin 70
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Tab. 56: EG-Extremgruppenvergleich für Lesen im Fach Deutsch

Land Lesen Deutsch

EGP-Klasse I–II EGP-Klasse V–VII Differenz

M (SE) M (SE) ∆M (SE)

Bremen 516 (6,8) 424 (10,6) 92 (8,5)

Berlin 524 (6,2) 435 (6,6) 89 (6,4)

Hamburg 528 (4,5) 447 (6,1) 81 (5,3)

Bayern 538 (3,2) 467 (5,7) 72 (4,3)

Nordrhein-Westfalen 526 (3,2) 456 (5,9) 70 (4,3)

Saarland 522 (5,0) 453 (6,6) 69 (5,7)

Baden-Württemberg 534 (3,5) 466 (7,3) 68 (5,1)

Rheinland-Pfalz 528 (4,7) 462 (6,3) 66 (5,4)

Hessen 519 (3,7) 454 (6,2) 65 (4,8)

Schleswig-Holstein 521 (5,1) 460 (8,4) 61 (6,5)

Mecklenburg-Vorpommern 528 (4,4) 467 (6,3) 61 (5,2)

Sachsen 539 (6,1) 479 (8,6) 60 (7,2)

Sachsen-Anhalt 523 (6,7) 468 (7,6) 55 (7,1)

Niedersachsen 517 (4,4) 463 (6,5) 54 (5,4)

Thüringen 522 (5,3) 470 (7,3) 51 (6,2)

Brandenburg 511 (3,8) 462 (5,0) 48 (4,4)

Deutschland 528 (1,3) 461 (2,3) 67 (1,7)

Quelle: Köller, Knigge und Tesch, Sprachliche Kompetenzen im Ländervergleich, 2010, S. 194
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Tab. 57 (Tab. zu Abb. 20): �Abstände von Jugendlichen in den erreichten Kompetenz­
punkten im Lesen aus den oberen Sozialschichten zu 
denen aus den unteren Sozialschichten (EGP-Extremgrup­
penvergleich, 2009)

Bundesland ∆M Gruppenwerte

Brandenburg 48

52
Thüringen 51

Niedersachsen 54

Sachsen-Anhalt 55

Sachsen 60

65

Schleswig-Holstein 61

Mecklenburg-Vorpommern 61

Hessen 65

Rheinland-Pfalz 66

Baden-Württemberg 68

Saarland 69

Nordrhein-Westfalen 70

Bayern 72

84
Hamburg 81

Berlin 89

Bremen 92

Deutschland 67
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Tab. 58, Teil 1: �Mehrebenenanalysen zum Vergleich von Halbtags- und Ganztags­
schulen und Schulleistung

PIRLS   N=3.418 SchülerInnen/178 Schulen

Lesen

I II III IV

Est P-Value Est P-Value Est P-Value Est P-Value

Fixed Part

Intercept 543,94 0,00 553,84 0,00 532,74 0,00 541,26 0,00

Ganztag –8,62 0,19 –6,45 0,28 –10,33 0,08 –8,91 0,12

Mig1 –21,32 0,00 –15,74 0,00

Mig2 –46,09 0,00 –31,70 0,00

ISEI 1,32 0,00 1,14 0,00

GT*Mig1 –2,14 0,76 –0,85 0,90

GT*Mig2 –7,08 0,34 –4,58 0,53

GT*ISEI 0,20 0,10 0,20 0,11

Random part

  σ2
e 2799,58 0,00 2524,93 0,00 2430,39 0,00 2290,95 0,00

  σ2
u0 1707,14 0,00 1364,22 0,00 1256,40 1082,57 0,00

  σ2
u1 Mig1 198,23 0,23 1,38 0,99

  σ2
u1 Mig2  598,40 0,00 489,84 0,01

  σ2
u1 ISEI 0,02 0,86 0,00 0,98

Intercept (Referenzgruppe) = Halbtagsschule/beide Eltern in Deutschland geboren/ISEI von 40 (z. B. Verkäufer) 
GT = Ganztag 
Mig1 = ein Elternteil im Ausland geboren 
Mig2 = beide Elternteile im Ausland geboren 
ISEI = International Socio-Economic Index of Occupational Status
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Tab. 58, Teil 3	 Tab. 58, Teil 3 Fortsetzung

Studie PISA    N=14.734 SchülerInnen/588 Schulen

Abhängige 
Variable 

Lesen Mathematik Naturwissen
schaften

Lesen Mathematik Naturwissen
schaften

Lesen Mathematik Naturwissenschaften Lesen Mathematik Naturwissenschaften

Modell I II III IV

Est P-Value Est P-Value Est P-Value Est P-Value Est P-Value Est P-Value Est P-Value Est P-Value Est P-Value Est P-Value Est P-Value Est P-Value

Fixed Part

Intercept 493,35 0,00 500,25 0,00 513,61 0,00 501,70 0,00 507,70 0,00 523,97 0,00 486,64 0,00 492,69 0,00 505,10 0,00 496,01 0,00 500,87 0,00 516,73 0,00

Ganztag –4,73 0,44 –7,74 0,18 –7,83 0,19 –5,43 0,35 –6,50 0,24 –7,44 0,17 –4,08 0,49 –7,64 0,17 –7,59 0,18 –5,15 0,37 –7,07 0,19 –7,43 0,16

Mig1 –18,44 0,00 –21,97 0,00 –20,49 0,00 –18,43 0,00 –21,36 0,00 –20,32 0,00

Mig2 –48,52 0,00 –42,79 0,00 –61,72 0,00 –44,51 0,00 –37,63 0,00 –56,77 0,00

ISEI 0,65 0,00 0,70 0,00 0,81 0,00 0,48 0,00 0,56 0,00 0,62 0,00

GT*Mig1 6,22 0,38 0,10 0,99 4,90 0,41 6,86 0,33 0,50 0,94 5,55 0,34

GT*Mig2 8,34 0,11 1,87 0,67 6,60 0,13 8,21 0,12 2,66 0,52 6,81 0,12

GT*ISEI –0,06 0,51 0,04 0,64 –0,01 0,93 –0,03 0,74 0,04 0,63 –0,01 0,94

Random part

σ2
e 4669,31 0,00 4087,72 0,00 4555,40 0,00 4303,17 0,00 3775,58 0,00 4141,98 0,00 4571,28 0,00 3934,90 0,00 4369,97 0,00 4257,15 0,00 3763,75 0,00 4064,73 0,00

σ2
u0 5031,40 0,00 4475,22 0,00 4850,11 0,00 4651,81 0,00 4276,00 0,00 4272,58 0,00 4730,25 0,00 4178,67 0,00 4362,13 0,00 4292,77 0,00 3848,83 0,00 3806,23 0,00

σ2
u1 Mig1 2013,70 0,02 1623,97 0,01 721,22 0,01 2269,27 0,02 1508,18 0,01 674,58 0,01

σ2
u1 Mig2 1336,81 0,00 715,70 0,00 610,75 0,00 1232,12 0,00 0,06 1,00 596,89 0,00

σ2
u1 ISEI 0,12 0,05 0,17 0,01 0,17 0,01 0,08 0,17 0,14 0,01 0,11 0,04

Intercept (Referenzgruppe) = Halbtagsschule/beide Eltern in Deutschland geboren/ISEI von 40 (z. B. Verkäufer) 
GT = Ganztag 
Mig1 = ein Elternteil im Ausland geboren 
Mig2 = beide Elternteile im Ausland geboren 
ISEI = International Socio-Economic Index of Occupational Status
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Tab. 58, Teil 3	 Tab. 58, Teil 3 Fortsetzung

Studie PISA    N=14.734 SchülerInnen/588 Schulen

Abhängige 
Variable 

Lesen Mathematik Naturwissen
schaften

Lesen Mathematik Naturwissen
schaften

Lesen Mathematik Naturwissenschaften Lesen Mathematik Naturwissenschaften

Modell I II III IV

Est P-Value Est P-Value Est P-Value Est P-Value Est P-Value Est P-Value Est P-Value Est P-Value Est P-Value Est P-Value Est P-Value Est P-Value

Fixed Part

Intercept 493,35 0,00 500,25 0,00 513,61 0,00 501,70 0,00 507,70 0,00 523,97 0,00 486,64 0,00 492,69 0,00 505,10 0,00 496,01 0,00 500,87 0,00 516,73 0,00

Ganztag –4,73 0,44 –7,74 0,18 –7,83 0,19 –5,43 0,35 –6,50 0,24 –7,44 0,17 –4,08 0,49 –7,64 0,17 –7,59 0,18 –5,15 0,37 –7,07 0,19 –7,43 0,16

Mig1 –18,44 0,00 –21,97 0,00 –20,49 0,00 –18,43 0,00 –21,36 0,00 –20,32 0,00

Mig2 –48,52 0,00 –42,79 0,00 –61,72 0,00 –44,51 0,00 –37,63 0,00 –56,77 0,00

ISEI 0,65 0,00 0,70 0,00 0,81 0,00 0,48 0,00 0,56 0,00 0,62 0,00

GT*Mig1 6,22 0,38 0,10 0,99 4,90 0,41 6,86 0,33 0,50 0,94 5,55 0,34

GT*Mig2 8,34 0,11 1,87 0,67 6,60 0,13 8,21 0,12 2,66 0,52 6,81 0,12

GT*ISEI –0,06 0,51 0,04 0,64 –0,01 0,93 –0,03 0,74 0,04 0,63 –0,01 0,94

Random part

σ2
e 4669,31 0,00 4087,72 0,00 4555,40 0,00 4303,17 0,00 3775,58 0,00 4141,98 0,00 4571,28 0,00 3934,90 0,00 4369,97 0,00 4257,15 0,00 3763,75 0,00 4064,73 0,00

σ2
u0 5031,40 0,00 4475,22 0,00 4850,11 0,00 4651,81 0,00 4276,00 0,00 4272,58 0,00 4730,25 0,00 4178,67 0,00 4362,13 0,00 4292,77 0,00 3848,83 0,00 3806,23 0,00

σ2
u1 Mig1 2013,70 0,02 1623,97 0,01 721,22 0,01 2269,27 0,02 1508,18 0,01 674,58 0,01

σ2
u1 Mig2 1336,81 0,00 715,70 0,00 610,75 0,00 1232,12 0,00 0,06 1,00 596,89 0,00

σ2
u1 ISEI 0,12 0,05 0,17 0,01 0,17 0,01 0,08 0,17 0,14 0,01 0,11 0,04

Intercept (Referenzgruppe) = Halbtagsschule/beide Eltern in Deutschland geboren/ISEI von 40 (z. B. Verkäufer) 
GT = Ganztag 
Mig1 = ein Elternteil im Ausland geboren 
Mig2 = beide Elternteile im Ausland geboren 
ISEI = International Socio-Economic Index of Occupational Status

Tabellen
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Tab. 59: �Erreichte Abschlüsse der Absolventen der allgemeinbildenden Schulen 
2009 in Deutschland

Erreichter Abschluss Anzahl absolut Anteil an der gleichaltrigen 
Wohnbevölkerung in Prozent

Hauptschulabschluss 186.126 22,4

Realschulabschluss/mittlerer Abschluss 359.545 42,4

Fachhochschulreife 13.006 1,4

Allgemeine Hochschulreife 268.253 27,9

Summe aller erworbenen Abschlüsse 826.930 94,1

Summe Fachhochschulreife und allgemeine  
Hochschulreife 281.259 29,3

 Quelle: KMK-Statistik: Schüler, Klassen, Lehrer und Absolventen der Schulen 2000 bis 2009			 
				  

				  

Tab. 60: Erreichte Allgemeine Hochschulreife in Deutschland 2008 und 2009

Erworbene allgemeine Hochschulreife, 
absolut

Anteil an der gleichaltrigen  
Wohnbevölkerung in Prozent

D*
2008 2009 2008 2009

266.250 268.253 27,4 27,9

Quelle: KMK-Statistik: Schüler, Klassen, Lehrer und Absolventen der Schulen 2000 bis 2009	  
* Deutschland		
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Tab. 61: �Anteil der Absolventen mit Hochschulreife 2009 an der Wohnbevölkerung 
im typischen Abschlussalter aus den allgemeinbildenden Schulen

Bundesland erreichte Hochschul­
reife absolut

Durchschnitt der 
gleichaltrigen Wohn­
bevölkerung absolut

Anteil erreichte Hoch­
schulreife an Wohn 

bevölkerung in Prozent

Baden-Württemberg 33.188 130.435 25,4

Bayern 33.501 148.544 22,6

Berlin 12.974 37.963 34,2

Brandenburg 11.884 32.751 36,3

Bremen 2.535 7.523 33,7

Hamburg 7.267 18.394 39,5

Hessen 20.254 68.322 29,6

Mecklenburg-Vorpommern* 5.649 20.188 28,0

Niedersachsen 23.586 94.867 24,9

Nordrhein-Westfalen 74.889 215.288 34,8

Rheinland-Pfalz 13.872 48.759 28,5

Saarland* 3.191 11.926 26,8

Sachsen 12.118 42.882 28,3

Sachsen-Anhalt 7.057 25.711 27,4

Schleswig-Holstein 9.019 33.037 27,3

Thüringen 7.482 24.017 31,2

Deutschland 278.466 960.607 29,0

* Für das Saarland werden aufgrund des doppelten Abiturjahrgangs in 2009 die Daten aus dem Jahr 2008 verwendet. 
Gleichaltrige Wohnbevölkerung ist der Durchschnitt der 17- bis unter 20-Jährigen (12 Schuljahre) bzw. 18- bis unter 21-Jäh-
rigen (13 Schuljahre) der deutschen und ausländischen Wohnbevölkerung zum Stichtag 31.12. des jeweiligen Vorjahres. Für 
MV wird der Durchschnitt der 17- bis unter 21-Jährigen verwendet.
 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Bevölkerungsstatistik; KMK-Statistik: Schüler, Klassen, Lehrer und Absolventen der Schulen 
2000 bis 2009; eigene Berechnungen



180

Anhang

Tab. 62 (Tab. zu Abb. 21): �Anteil der Absolventen mit Hochschulreife an der 
Wohnbevölkerung im typischen Abschlussalter aus den 
allgemeinbildenden Schulen (2009)

Bundesland Anteil erreichte 
Hochschulreife 

an Wohnbevölke­
rung in Prozent

erreichte 
Hochschulreife 

absolut

Durchschnitt der 
gleichaltrigen 
Wohnbevölke­
rung absolut

Gruppenwerte
in Prozent

Hamburg 39,5 7.267 18.394

35,2
Brandenburg 36,3 11.884 32.751

Nordrhein-Westfalen 34,8 74.889 215.288

Berlin 34,2 12.974 37.963

Bremen 33,7 2.535 7.523

28,8

Thüringen 31,2 7.482 24.017

Hessen 29,6 20.254 68.322

Rheinland-Pfalz 28,5 13.872 48.759

Sachsen 28,3 12.118 42.882

Mecklenburg-Vorpommern 28,0 5.649 20.188

Sachsen-Anhalt 27,4 7.057 25.711

Schleswig-Holstein 27,3 9.019 33.037

Saarland* 26,8 3.191 11.926

24,2
Baden-Württemberg 25,4 33.188 130.435

Niedersachsen 24,9 23.586 94.867

Bayern 22,6 33.501 148.544

Deutschland 29,0 278.466 960.607

* Für das Saarland werden aufgrund des doppelten Abiturjahrgangs in 2009 die Daten aus dem Jahr 2008 verwendet.
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Tab. 63: �Absolventen aus allgemeinbildenden Schulen mit Hochschulreife 2008 und 
2009 in den Ländern

Bundesland Absolventen mit Hochschulreife
 absolut

Anteil an der Wohnbevölkerung  
in Prozent

2008 2009 2008 2009

Baden-Württemberg 31.979 33.188 24,9 25,4

Bayern 31.823 33.501 21,8 22,6

Berlin 13.119 12.974 34,1 34,2

Brandenburg 10.938 11.884 31,5 36,3

Bremen 2.574 2.535 34,3 33,7

Hamburg 6.717 7.267 37,1 39,5

Hessen 19.898 20.254 29,5 29,6

Mecklenburg-Vorpommern 11.440 5.649 48,2 28,0

Niedersachsen 22.150 23.586 23,7 24,9

Nordrhein-Westfalen 73.213 74.889 34,4 34,8

Rheinland-Pfalz 13.513 13.872 27,9 28,5

Saarland 3.191 5.984 26,8 49,7

Sachsen 13.924 12.118 27,5 28,3

Sachsen-Anhalt 8.908 7.057 28,9 27,4

Schleswig-Holstein 8.426 9.019 26,0 27,3

Thüringen 8.494 7.482 29,6 31,2

Deutschland 280.307 281.259 28,8 29,3

Gleichaltrige Wohnbevölkerung ist der Durchschnitt der 17- bis unter 20-Jährigen (12 Schuljahre) bzw. 18- bis unter 21-Jäh-
rigen (13 Schuljahre) der deutschen und ausländischen Wohnbevölkerung zum Stichtag 31.12. des jeweiligen Vorjahres. Für  
MV wird der Durchschnitt der 17- bis unter 21-Jährigen verwendet. 
 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Bevölkerungsstatistik; KMK-Statistik: Schüler, Klassen, Lehrer und Absolventen der Schulen 
2000 bis 2009			 



182

Anhang

Tab. 64: �Anteil der Absolventen mit Hochschulreife 2009 an der Wohnbevölkerung 
im typischen Abschlussalter aus den allgemeinbildenden und beruflichen 
Schulen

Bundesland erreichte Hochschul­
reife absolut

Durchschnitt der 
gleichaltrigen Wohn­
bevölkerung absolut

Anteil erreichte 
Hochschulreife an 
Wohnbevölkerung 

in Prozent

Baden-Württemberg 65.597 130.435 50,3

Bayern 55.844 148.544 37,6

Berlin 17.362 37.963 45,7

Brandenburg 15.428 32.751 47,1

Bremen 3.476 7.523 46,2

Hamburg 9.666 18.394 52,5

Hessen 32.931 68.322 48,2

Mecklenburg-Vorpommern* 7.217 20.188 35,7

Niedersachsen 39.843 94.867 42,0

Nordrhein-Westfalen 116.435 215.288 54,1

Rheinland-Pfalz 21.881 48.759 44,9

Saarland* 6.189 11.926 51,9

Sachsen 18.523 42.882 43,2

Sachsen-Anhalt 9.970 25.711 38,8

Schleswig-Holstein 14.148 33.037 42,8

Thüringen 11.340 24.017 47,2

Deutschland 445.850 960.607 46,4

* Für das Saarland werden aufgrund des doppelten Abiturjahrgangs in 2009 Daten aus dem Jahr 2008 verwendet. 
Gleichaltrige Wohnbevölkerung ist der Durchschnitt der 17- bis unter 20-Jährigen (12 Schuljahre) bzw. 18- bis unter 21-Jäh-
rigen (13 Schuljahre) der deutschen und ausländischen Wohnbevölkerung zum Stichtag 31.12. des jeweiligen Vorjahres. Für 
MV wird der Durchschnitt der 17- bis unter 21-Jährigen verwendet. 
 
Quelle: KMK-Statistik: Schüler, Klassen, Lehrer und Absolventen der Schulen 2000 bis 2009			 
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Tab. 65 (Tab. zu Abb. 22): �Anteil der Absolventen mit Hochschulreife an der 
Wohnbevölkerung im typischen Abschlussalter aus den 
allgemeinbildenden und beruflichen Schulen (2009)

Bundesland Anteil erreichte 
Hochschulreife 

an Wohnbevölke­
rung in Prozent

erreichte  
Hochschulreife  

absolut

Durchschnitt der 
gleichaltrigen 
Wohnbevölke­
rung absolut

Gruppenwerte
in Prozent

Nordrhein-Westfalen 54,1 116.435 215.288

52,6
Hamburg 52,5 9.666 18.394

Saarland* 51,9 6.189 11.926

Baden-Württemberg 50,3 65.597 130.435

Hessen 48,2 32.931 68.322

45,8

Thüringen 47,2 11.340 24.017

Brandenburg 47,1 15.428 32.751

Bremen 46,2 3.476 7.523

Berlin 45,7 17.362 37.963

Rheinland-Pfalz 44,9 21.881 48.759

Sachsen 43,2 18.523 42.882

Schleswig-Holstein 42,8 14.148 33.037

Niedersachsen 42,0 39.843 94.867

39,0
Sachsen-Anhalt 38,8 9.970 25.711

Bayern 37,6 55.844 148.544

Mecklenburg-Vorpommern 35,7 7.217 20.188

Deutschland 46,4 445.850 960.607

* Für das Saarland werden aufgrund des doppelten Abiturjahrgangs im Jahr 2009 Daten aus dem Jahr 2008 verwendet.	
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Tab. 66 (Tab. zu Abb. 23): �Zusammenführung der mittleren Kompetenzwerte im 
Lesen von Neuntklässlern und erreichte Anteile an 
Absolventen mit Hochschulreife in den allgemein­
bildenden Schulen (2009, Schuljahr 2009/10)

Bundesland mittlere Kompetenzwerte 
im Fach Lesen

Anteil erreichte Hochschulreife an 
Wohnbevölkerung in Prozent

Baden-Württemberg 504 25,4

Bayern 509 22,6

Berlin 480 34,2

Brandenburg 485 36,3

Bremen 469 33,7

Hamburg 484 39,5

Hessen 492 29,6

Mecklenburg-Vorpommern* 493 28,0

Niedersachsen 490 24,9

Nordrhein-Westfalen 490 34,8

Rheinland-Pfalz 497 28,5

Saarland* 492 26,8

Sachsen 508 28,3

Sachsen-Anhalt 496 27,4

Schleswig-Holstein 488 27,3

Thüringen 497 31,2

Deutschland 496 29,0

* Für das Saarland werden aufgrund des doppelten Abiturjahrgangs in 2009 Daten aus dem Jahr 2008 verwendet. 
Gleichaltrige Wohnbevölkerung ist der Durchschnitt der 17- bis unter 20-Jährigen (12 Schuljahre) bzw. 18- bis unter 21-Jäh-
rigen (13 Schuljahre) der deutschen und ausländischen Wohnbevölkerung zum Stichtag 31.12. des jeweiligen Vorjahres. Für 
MV wird der Durchschnitt der 17- bis unter 21-Jährigen verwendet. 
 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Bevölkerungsstatistik: KMK-Statistik: Schüler, Klassen, Lehrer und Absolventen der Schulen 
2000 bis 2009; Köller, Knigge und Tesch, Sprachliche Kompetenzen im Ländervergleich, 2010, S. 88	
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Tab. 67: �Abgänger ohne Hauptschulabschluss aus dem allgemeinbildenden 
Schulsystem 2008 und 2009 in Deutschland

Abgänger ohne Hauptschulabschluss absolut Anteil an der gleichaltrigen  
Wohnbevölkerung in Prozent

D*
2008 2009 2008 2009

64.880 58.305 7,5 7,0

Quelle: KMK-Statistik: Schüler, Klassen, Lehrer und Absolventen der Schulen 2000 bis 2009 
* Deutschland
								      

Tab. 68: �Anteil der Abgänger ohne Hauptschulabschluss aus dem allgemeinbildenden 
Schulsystem an der Wohnbevölkerung im typischen Abschlussalter 2009

Bundesland Abgänger ohne 
Hauptschulabschluss 

absolut

gleichaltrige 
Wohnbevölkerung 

absolut

Anteil Abgänger ohne  
Hauptschulabschluss an  

Wohnbevölkerung in Prozent

Baden-Württemberg 6.796 119.373 5,7

Bayern 8.187 136.548 6,0

Berlin 2.777 26.695 10,4

Brandenburg 1.938 17.670 11,0

Bremen 463 6.269 7,4

Hamburg 1.213 14.789 8,2

Hessen 4.464 62.270 7,2

Mecklenburg-Vorpommern 1.617 11.447 14,1

Niedersachsen 5.556 90.126 6,2

Nordrhein-Westfalen 13.339 205.259 6,5

Rheinland-Pfalz 3.076 44.750 6,9

Saarland 710 10.808 6,6

Sachsen 2.690 23.938 11,2

Sachsen-Anhalt 1.982 16.170 12,3

Schleswig-Holstein 2.222 31.102 7,1

Thüringen 1.275 13.520 9,4

Deutschland 58.305 830.734 7,0

Aus den Klassen 7 und 8 und nach erfolglosem Besuch des 9. Schuljahres. 
Gleichaltrige Wohnbevölkerung: Durchschnitt der 14- bis unter 17-Jährigen (BW, BY, HH, HE, NI, RP, SL, SN, SH, TH) bzw.  
15- bis unter 18-Jährigen (BE, BB, HB, MV,  NW, ST) der deutschen und ausländischen Wohnbevölkerung zum Stichtag 
31.12. des jeweiligen Vorjahres. 
 
Quelle: KMK-Statistik: Schüler, Klassen, Lehrer und Absolventen der Schulen 2000 bis 2009; Statistisches Bundesamt, 
Bevölkerungsstatistik; eigene Berechnungen
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Tab. 69 (Tab. zu Abb. 24): �Anteil der Abgänger ohne Hauptschulabschluss an der Wohn­
bevölkerung im typischen Abschlussalter (2009)

Bundesland Anteil Abgänger 
ohne Hauptschulab­
schluss an Wohnbe­
völkerung in Prozent

Abgänger ohne 
Hauptschul­
abschluss 
absolut

gleichaltrige 
Wohnbevölke­
rung absolut

Gruppenwerte 
in Prozent

Baden-Württemberg 5,7 6.796 119.373

6,1
Bayern 6,0 8.187 136.548

Niedersachsen 6,2 5.556 90.126

Nordrhein-Westfalen 6,5 13.339 205.259

Saarland 6,6 710 10.808

7,7

Rheinland-Pfalz 6,9 3.076 44.750

Schleswig-Holstein 7,1 2.222 31.102

Hessen 7,2 4.464 62.270

Bremen 7,4 463 6.269

Hamburg 8,2 1.213 14.789

Thüringen 9,4 1.275 13.520

Berlin 10,4 2.777 26.695

Brandenburg 11,0 1.938 17.670

11,9
Sachsen 11,2 2.690 23.938

Sachsen-Anhalt 12,3 1.982 16.170

Mecklenburg-Vorpommern 14,1 1.617 11.447

Deutschland 7,0 58.305 830.734

							     

Tab. 70: �Anteil der Abgänger ohne Hauptschulabschluss aus den Förderschulen an 
allen Abgängern 2008 und 2009 in Deutschland

Abgänger ohne Hauptschul­
abschluss aus den  

Förderschulen absolut

Alle Abgänger ohne Haupt­
schulabschluss absolut

Anteil Abgänger aus  
Förderschulen an allen 
Abgängern in Prozent

2008 2009 2008 2009 2008 2009

D* 35.412 33.174 64.880 58.305 54,6 56,9

Quelle: KMK-Statistik: Schüler, Klassen, Lehrer und Absolventen der Schulen 2000 bis 2009 
* Deutschland
								      

Tab. 71: �Anteil der ausländischen und deutschen Abgänger ohne Hauptschulab­
schluss an der jeweiligen alterstypischen Bevölkerung in Deutschland 2009 

ausländische 
Abgänger 

ohne  
Abschluss  

absolut

Durchschnitt 
der aus- 

ländischen 
Bevölkerung 
im typischen 
Alter absolut

deutsche 
Abgänger 

ohne 
Abschluss 

absolut

Durchschnitt 
der 

deutschen 
Bevölkerung 
im typischen 
Alter absolut

Anteil 
ausländische 
Abgänger an 
ausländischer 
Bevölkerung 

in Prozent

Anteil 
deutsche 

Abgänger an 
deutscher 

Bevölkerung 
in Prozent

D* 11.602 82.778 46.752 749.508 14,0 6,2

Quelle: Statistisches Bundesamt, Wiesbaden 2011, Fachserie 11, Reihe 1; Statistisches Bundesamt und Statistische Ländes-
ämter: Bevölkerungsstatistik; eigene Berechnungen 
* Deutschland
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Tab. 72: �Anteil der ausländischen Abgänger ohne Hauptschulabschluss an der 
alterstypischen Bevölkerung in Deutschland 2009 

Bundesland ausländische 
Abgänger ohne 

Abschluss absolut

Durchschnitt der 
ausländischen 

Bevölkerung im 
typischen Alter absolut

Anteil ausländische  
Abgänger an 
ausländischer 

Bevölkerung in Prozent

Baden-Württemberg 1.991 14.122 14,1

Bayern 1.689 12.133 13,9

Berlin 659 4.680 14,1

Brandenburg 17 721 2,4

Bremen 116 907 12,8

Hamburg 380 2.367 16,1

Hessen 1.353 7.631 17,7

Mecklenburg-Vorpommern 31 399 7,8

Niedersachsen 1.006 6.630 15,2

Nordrhein-Westfalen 3.316 24.604 13,5

Rheinland-Pfalz 488 3.984 12,2

Saarland 124 976 12,7

Sachsen 157 960 16,4

Sachsen-Anhalt 44 484 9,1

Schleswig-Holstein 205 1.717 11,9

Thüringen 26 463 5,6

Deutschland 11.602 82.778 14,0

Gleichaltrige Wohnbevölkerung: Durchschnitt der 14- bis unter 17-Jährigen (BW, BY, HH, HE, NI, RP, SL, SN, SH, TH) bzw. der 
15- bis unter 18-Jährigen (BE, BB, HB, MV, NW, ST) der ausländischen Wohnbevölkerung zum Stichtag 31.12. des Vorjahres.

Quelle: Statistisches Bundesamt, Wiesbaden 2011, Fachserie 11, Reihe 1; Statistisches Bundesamt und Statistische Ländes-
ämter: Bevölkerungsstatistik; eigene Berechnungen						    
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Tab. 73 (Tab. zu Abb. 25): �Anteil der ausländischen Abgänger ohne Hauptschul­
abschluss an der ausländischen Wohnbevölkerung im 
typischen Abschlussalter (2009)

Bundesland Anteil 
ausländische 
Abgänger an 
ausländischer 
Bevölkerung 

in Prozent

ausländische 
Abgänger ohne 

Abschluss 
absolut

Durchschnitt der 
ausländischen 

Bevölkerung im 
typischen Alter 

absolut

Gruppenwerte
in Prozent

Brandenburg 2,4 17 721

5,7
Thüringen 5,6 26 463

Mecklenburg-Vorpommern 7,8 31 399

Sachsen-Anhalt 9,1 44 484

Schleswig-Holstein 11,9 205 1.717

13,6

Rheinland-Pfalz 12,2 488 3.984

Saarland 12,7 124 976

Bremen 12,8 116 907

Nordrhein-Westfalen 13,5 3.316 24.604

Bayern 13,9 1.689 12.133

Berlin 14,1 659 4.680

Baden-Württemberg 14,1 1.991 14.122

Niedersachsen 15,2 1.006 6.630

16,5
Hamburg 16,1 380 2.367

Sachsen 16,4 157 960

Hessen 17,7 1.353 7.631

Deutschland 14,0 11.602 82.778
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Tab. 74: An den beruflichen Schulen erworbene Hauptschulabschlüsse 2009

Bundesland an beruflichen Schulen 
erworbener Hauptschulabschluss 

absolut

Quote der erworbenen Hauptschul­
abschlüsse an beruflichen Schulen 

an der typischen Wohnbevölkerung 
in Prozent

Baden-Württemberg 4.034 3,4

Bayern 4.376 3,2

Berlin 1.275 4,8

Brandenburg 1.872 10,6

Bremen 344 5,5

Hamburg 542 3,7

Hessen 1.783 2,9

Mecklenburg-Vorpommern 987 8,6

Niedersachsen 2.743 3,0

Nordrhein-Westfalen 9.036 4,4

Rheinland-Pfalz 1.566 3,5

Saarland 446 4,1

Sachsen 2.078 8,7

Sachsen-Anhalt 818 5,1

Schleswig-Holstein 1.554 5,0

Thüringen 670 5,0

Deutschland 34.124 4,1

Gleichaltrige Wohnbevölkerung: Durchschnitt der 14- bis unter 17-Jährigen (BW, BY, HH, HE, NL, RP, SL, SN, SH, TH) bzw. der 
15- bis unter 18-Jährigen (BE, BB, HB, MV, NW, ST) der ausländischen Wohnbevölkerung zum Stichtag 31.12. des Vorjahres.

Quelle: KMK-Statistik: Schüler, Klassen, Lehrer und Absolventen der Schulen 2000 bis 2009; Statisisches Bundesamt: Bevöl-
kerungsstatistik; eigene Berechnungen
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Tab. 75 (Tab. zu Abb. 26): �Zusammenführung Anteile der Abgänger aus den allge­
meinbildenden Schulen ohne Hauptschulabschluss sowie 
Anteile der Absolventen mit Hauptschulabschluss aus den 
beruflichen Schulen an der Wohnbevölkerung im 
typischen Abschlussalter (2009)

Bundesland ohne Hauptschulabschluss aus dem  
allgemeinbildenden Schulsystem  

in Prozent

erworbene Hauptschulabschlüsse 
an den beruflichen Schulen  

in Prozent

Baden-Württemberg 5,7 3,4

Bayern 6,0 3,2

Berlin 10,4 4,8

Brandenburg 11,0 10,6

Bremen 7,4 5,5

Hamburg 8,2 3,7

Hessen 7,2 2,9

Mecklenburg-Vorpommern 14,1 8,6

Niedersachsen 6,2 3,0

Nordrhein-Westfalen 6,5 4,4

Rheinland-Pfalz 6,9 3,5

Saarland* 6,6 4,1

Sachsen 11,2 8,7

Sachsen-Anhalt 12,3 5,1

Schleswig-Holstein 7,1 5,0

Thüringen 9,4 5,0

*Für das Saarland werden aufgrund des doppelten Abiturjahrgangs in 2009 die Daten aus dem Jahr 2008 verwendet. 

Quelle:  KMK: Schüler, Klassen, Lehrer und Absolventen der Schulen 2000 bis 2009; Bevölkerungsstatistik; Untersuchungen 
zu den Bildungsstandards 2009, vgl. Köller, Knigge und Tesch 2010; eigene Berechnungen.

Tab. 76: �Abgänger und Absolventen aus den allgemeinbildenden Schulen insgesamt 
in Deutschland 2009

Abgänger und Absolventen gesamt davon Absolventen in Prozent 

D* 885.235 93,4

Quelle: KMK-Statistik: Schüler, Klassen, Lehrer und Absolventen der Schulen 2000 bis 2009 
* Deutschland		
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